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In diesem Heft:

C O R O N A  –  
d i e  „ n e u e  N o r m al i t ät “ ? ! 
Kritische Bestandsaufnahmen und hoffnungsvolle Ausblicke

Ein Virus beherrscht das Gesche-
hen auf der ganzen Welt. Unsere 
gut eingeübten Routinen grei-
fen nicht mehr, unser Alltag hat 
sich verändert. Und wie sieht die  
Zukunft aus? in der letztjähri-
gen Heppenheimer Fachtagung 
stand die kritische Auseinander-
setzung mit diesen Fragen unter 
dem Thema „Neue Normalität 
mit und nach Corona“ im Mittel-
punkt.  Breiten Raum nahm auch 
der gegenseitige Austausch über 
die aktuellen Sparbeschlüsse 
des Bistums und die Entwick-
lungen zum Pastoralen Weg ein. 
Ein weiteres Anliegen bestand 
im kollegialen Austausch und 
der Vertiefung der Zusammen-
arbeit im Bistum. Ursprünglich 
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im Heppenheimer Haus Maiberg 
vorgesehen, musste die Tagung, 
wegen des Infektionsrisikos als 
Videotagung stattfinden. Es ka-
men  Betroffene und Experten 
zu Wort. Sie beleuchteten die 
Folgen von Corona aus ihrer je 
eigenen Perspektive. 

Heike Schäfer-Rehn (48), verhei-
ratet, zwei Kinder und Lehrerin an 
der Liebfrauenschule in Bensheim 
wurde durch das Virus im wahrs-
ten Sinne des Wortes ausgeknockt. 
„Die Krankheit hat mich überrollt 
und fast umgebracht.“ Die Infektion 
kam aus dem Nichts, wie sie sagt. Es 
war im Lockdown im März 2020, die 
Schulen waren damals geschlossen, 
nur die Abiturprüfungen fanden 

statt. „Ich war als Aufsicht im Flur 
eingeteilt und hatte dabei Kontakt 
mit drei bis vier Menschen. Da habe 
ich mich wahrscheinlich infiziert. Si-
cher ist das aber nicht.“ Tage später 
ging es ihr plötzlich nicht mehr gut, 
hohes Fieber, Husten und Atemnot. 
Es dauerte vier Tage, abgewimmelt 
von der Corona-Hotline, bis sie po-

Heike Schäfer-Rehn                            © privat
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Liebe Leserin,  
lieber Leser, 

Corona hat in der Berufs- und Ar-
beitswelt erhebliche Verwerfungen 
verursacht. Die Folgen sind noch 
nicht abzusehen. Auf den ersten 
Seiten des Heftes kommen verschie-
dene Betroffene zu Wort. 
Natürlich hat Corona auch unsere 
Planungen und Aktivitäten durch-
einandergewirbelt. Gewohnte 
Highlights beispielsweise der 
Empfang am Vorabend zum Tag der 
Arbeit mussten ausfallen. Doch wir 
haben kreativ auch neue Formate 
ausprobiert.  Dies und vieles Andere 
spiegelt sich in diesem Heft.  

Wir waren dort, wo man uns 
brauchte.  Große Sorgen machen 
uns die erfolgten bzw. beabsichtig-
ten Schließungen bei Continental 
in Babenhausen und Karben, bei 
Galeria Karstadt Kaufhof in Mainz 
und Worms und auch die Schlie-
ßungen mehrerer Bildungshäuser 
in unserem Bistum. 
 
Corona wirft auch 2021 lange 
Schatten. Für viele bleibt die 
Zukunft unsicher. Manche Verwer- 
fungen werden erst im Laufe des 
Jahres sichtbar. Immer wichtiger 
werden das solidarische Zusam-
menstehen und die kollegiale 
Unterstützung. Dafür stehen wir im 
Team der Betriebsseelorge. 

Eine anregende MALOCHE -Lektüre     
für das Team der Betriebsseelorge 
Ihr/Euer 
Hans-Georg Orthlauf-Blooß

2021

Als Norman Strauch zusammen 
mit seiner Frau Rebecca im De-
zember 2019 hochmotiviert die 
Leitung des bekannten Kolping-
Feriendorfs Herbstein im Vogels-
berg antrat, konnten die beiden 
Gastronomie- und Tourismus-
fachleute nicht ahnen, dass sie 
wenige Monate später in ihrem 
Engagement derart ausgebremst 
werden würden. Denn seit dem 
Corona-Lockdown fehlt das „große 
Geschäft“. In normalen Jahren wür-
den über 23.000 Übernachtungen 
gezählt, jetzt gerademal 7.500. 
Besonders die Firmenkunden mit 
ihren Auszubildenden, die zur Be-
legung der 185 Betten wesentlich 
beitrugen, fehlen fast vollständig. 

Zwar habe man die normalen 
Corona-Fördergelder wie alle an-
deren Betriebe auch bekommen, 

aber dies sei nur ein „Tropfen auf 
den heißen Stein“ gewesen, sagt 
der Hausleiter. Jetzt stehe das Feri-
endorf mit dem Rücken zur Wand. 
Finanzreserven stehen nicht zur 
Verfügung, hätten in den vergan-
genen Jahren als gemeinnütziges 
Haus auch nur begrenzt gebildet 
werden dürfen. 

So musste den zwölf Minijobbern 
gekündigt und für die 16 festange-
stellten Beschäftigten Kurzarbeit 
beantragt werden. Während Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst 
oder direkt im Bistum eine Aufsto-
ckung auf 90% bekämen, sei das 
Feriendorf dazu nicht in der Lage. 

Attraktion im KOLPING-Vogelsbergdorf ist der 2011 eröffnete BIBELpark. Als 
Werte-Kulisse für Teambuildings oder Werte- und Waldspielpatz bei Fami-
lienferien, jede der inzwischen elf Installationen hält mit ihren neuen alten 
Geschichten überraschende Erkenntnisse für die heutige Zeit und das eigene 
Umfeld bereit – egal ob es dabei um die Zusammenarbeit im Team mit vielen 
unterschiedlichen Menschen oder um die eigene Familie geht.
                                                                                                                                          ©  vogelsbergdorf

Aus dem Bistum

sitiv getestet und schließlich am 
nächsten Tag ins Krankenhaus 
eingeliefert wurde. Sie berichtet 
von den dramatischen Umstän-
den und von einem „Filmriss“. 
Sie kam ins künstliche Koma, 
ihre Lungenfunktion war stark 
eingeschränkt; Komplikationen 
traten auf, Medikamente wirk-
ten nicht. Nach 14 Tagen ver-
besserte sich ihr Zustand, sie 
wurde extubiert und verbrachte 
aber noch weitere drei Wochen 
auf der Intensivstation bis sie in 
die Rehaklinik verlegt werden 
konnte. „Das war eine schlimme 
Zeit.“ Schreckliche Alpträume 
nach dem Koma, die als Erinne-
rungen abspeichert sind und 
das mühsame Trainieren der 
Muskeln. Man muss in der Zeit 
nach einem Koma vieles wieder 
„schmerzhaft“ neu lernen, sagt 
sie: Sitzen, Aufstehen, Laufen. 
Und es braucht viel Geduld, sich 
wieder in den Alltag zurück zu 
kämpfen. Eine Corona-Infektion 
steckt man nicht so schnell weg. 
Auch Spätfolgen haben sich ein-
gestellt, verschiedene Krankhei-
ten, ohne dass die Ursache klar 
ist. Sie hofft, dass sie im Januar 
wieder an ihre Schule zurück-
kehren kann.

Heike Schäfer empfindet jetzt 
nach langer Reha und langsa-
mer Gesundung große Dankbar-
keit. So habe sie die Familie und 
den Freundeskreis neu schätzen 
gelernt. Sie lobt das „deutsche 
Gesundheitssystem“ und das 
Engagement des ärztlich-pfle-
gerischen Personals. „Die Be-
treuung von Corona-Patienten 
ist eine enorme physische und 
psychische Belastung.“ 

Auf Nachfrage erklärt sie, dass 
sie kein Verständnis für die Mas-
kenverweigerer habe. Mit Maske 
wäre sie nicht infiziert worden, 
davon ist sie überzeugt. 

„Im Lockdown blieben 
die Gäste aus, jetzt 
stehen wir mit dem 
Rücken zur Wand“

„Passt auf, haltet die bekannten Regelungen 
ein. Wir müssen uns selbst schützen und Teil 
der Lösung sein. Es gibt keine Alternative!“

                                                                 Heike Schäfer-Rehn
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Ursprünglich im Heppenheimer Haus am Maiberg vorgesehen, musste die Tagung, wegen des Infektionsrisikos als 
Videotagung stattfinden.                                                                                                                                                                                   © bss

Fritz Strößinger, Teamleiter des 
Arbeitsgeberservice, wurde 
vom Videokonferenzraum des 
Heppenheimer Jobcenters zu-
geschaltet. Er stellte die Arbeit 
des Kommunalen Jobcenters 
des Kreises Bergstraße vor und 
berichtete von den Corona-Aus-
wirkungen. Hauptaufgabe sei 
die Vermittlung in Arbeit und die 
Versorgung der Menschen. 

Auswirkung  
auf das Jobcenter

Im April 2020 wurden die Job-
center für den Publikumsverkehr 
weitgehend geschlossen, nur in 
Ausnahmefällen war eine per-
sönliche Vorsprache möglich. 
Trotzdem war die Antrags- und 
Leistungssachbearbeitung ohne 

Aus dem BistumAus dem Bistum

Im anschließenden Gespräch 
wurde deutlich, dass das Haus 
dringend auf zusätzliche Unter-
stützungen angewiesen sei. Das 
Feriendorf sei ohne Verschul-
den in diese schwierige Situati-
on gekommen. Norman Strauch 
sieht sogar eine Insolvenz am 
Horizont, sollte sich keine Hilfe 
abzeichnen. „Um zu überleben, 
brauchen wir dringend Förder-
gelder von Landesebene“, doch 
die seien schwer zu bekommen. 
Während andere Bundesländer 
Lösungen für vergleichbare Kol-
pinghäuser gefunden hätten, 
verfüge das Land Hessen noch 
über keinen Plan.

Informationen zum 
KOLPING-Vogelsbergdorf 

auf der Webseite

Jobcenter: Antrags- und  
Leistungssachbearbeitung  

ohne Einschränkung möglich
Einschränkung möglich. Der 
Kontakt mit den Antragstellern 
und Leistungsbeziehern erfolg-
te per Telefon oder digital. Das 
Vorhandensein der „E-Akte“ und 
einer speziellen App zur Kom-
munikation mit den Fallmana-
gern erleichterte den Kontakt 
und die Umsetzung der notwen-
digen Hygienekonzepte. Dazu 
gehörte auch die Entzerrung der 
Anwesenheit von Mitarbeiten-
den durch Schichtbetrieb oder 
auch Homeoffice. 

Ein Lernfeld für Vorgesetze war 
das Thema „Digitale Führen/
Führen aus Distanz“. Da viele Un-
ternehmen geschlossen waren, 
Stellenbesetzungen verschoben 
wurden und eine persönliche 
Vorstellung in Firmen oft nicht 

möglich war, war die Vermitt-
lungsarbeit und Integration 
deutlich erschwert. Dies zeigte 
sich besonders im Bereich Ver-
mittlung in Ausbildung. Positiv 
für Antragsteller wirkte sich der 
coronabedingt erleichterte Zu-
gang zum Arbeitslosengeld (§ 
67 SGB II) aus.

Auswirkung auf  
Antragsteller und  
Leistungsbezieher

Zu Beginn der Pandemie hat die 
zeitweise Schließung der Jobcen-
ter bei manchen Leistungsbezie-
hern Ängste über die materielle 
Versorgung ausgelöst, doch die 
meisten Kunden gewöhnten sich 
schnell an die veränderten Zu-
gänge über Telefon oder E-Mail. 

Ihr Job ist es,
Arbeit  
zu finden!

Und wir  
unterstützen Sie  
dabei.

       Aktuelle Arbeitslosenzahlen                                                                   Quelle: Agentur für Arbeit 

   November 2020          2.699.000 
   Oktober 2020            ‐ 61.000 
   Vorjahr          + 519.000 
   Quote          5,9 % 
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Es zeigte sich, dass der Kontakt zu 
den Leistungsbeziehern über das 
Telefon oder digitale Formen teil-
weise sogar besser wurde. 

Durch die Pandemie sind neue 
Zielgruppen als Kunden hinzu-
gekommen, Menschen, denen 
die Grundsicherung empfohlen 
wird: Soloselbstständige, Künst-
ler und Einzelunternehmer bei-
spielsweise, auch Gastronomen. 
Fritz Strößinger stellt fest, dass 
manche, denen die Grundsiche-
rung eigentlich zustehe, diese 
aus Scham nicht beantragten. 
Der Regelsatz betrage 432 Euro 
monatlich, zuzüglich Miete und 
Krankenversicherung und fall-
bezogene Zuschläge. 

Auswirkungen  
auf Arbeitgeber

Partner der Jobcenter sind auch 
die Arbeitgeber. Je nach Bran-
che sind sie verschieden stark 
betroffen. Neben der Möglich-
keit zur Kurzarbeit würden an-
gesichts unklarer Perspektive 
eigentlich geplante Einstellun-
gen ausgesetzt, stellte Stör-
zinger fest. Andere Branchen 
hätten dafür einen höheren 
Einstellungsbedarf. Hier erfolg-
ten viele Einstellung über die 
Personaldienstleister. Ein gro-
ßes Problem ist die Fluktuation 
der Mitarbeitenden in den Un-
ternehmen. 

Auswirkungen  
im Bereich der Kirche 

Markus Horn, Vorsitzender der 
Diözesanarbeitsgemeinschaft 
der Mitarbeitervertretungen im 
Bistum Mainz, warnte in seinem 
Statement davor, Corona und 
die damit verbundenen Verän-
derungen als normal anzuse-
hen. 

„Wir dürfen uns nicht 
daran gewöhnen!“

„Wir dürfen uns an diese Situ-
ation nicht gewöhnen, denn 
hier würden beispielsweise in 
den Krankenhäusern und Pfle-
geeinrichtungen Arbeitszeitre-
gelungen außer Kraft gesetzt, 
gelten Besuchsverbote für An-
gehörige, müssten Menschen 
mit Angst vor einer Ansteckung 
zurechtkommen, wären vorü-
bergehende Betriebsschließun-
gen nicht ausgeschlossen, wä-
ren Kurzarbeit mit Einkommen 

am Existenzminimum möglich 
– und die latente Angst um den 
Arbeitsplatz eine reale Konse-
quenz.“

Zur Arbeit  
des Krisenstabs

Horn sieht das Bistum Mainz in 
Sachen Corona gut aufgestellt. 
Die Bistumsleitung habe am 
Beginn der Pandemie schnell 
reagiert und konsequent ge-
handelt. Der Krisenstab konnte 
vor dem Hintergrund einer gut 
gerüsteten Abteilung Arbeitssi-
cherheit und Gesundheitsschutz 
gute Entscheidungen treffen.  
Diözesane Arbeitsgemeinschaft 
der Mitarbeitervertretungeb 
(DIAG-MAV) war in regelmäßi-

gen Gesprächen eingebunden 
und konnte im Rahmen der 
Möglichkeiten der Mitarbeiter-
vertretungsordnung (MAVO) in 
Details Einfluss nehmen. 

Oberstes Ziel sei es, den Schutz 
der Gesundheit aller Bistumsbe-
schäftigten zu gewährleisten und 
Infektionsrisiken zu verhindern. 

Mit einwöchigen Betriebsferien 
sollte die langfristige Arbeits-
fähigkeit sichergestellt und mit 
der Möglichkeit zur Kurzarbeit 
Einrichtungen finanziell entlastet 
werden. Dazu musste die MAVO 
angepasst werden, um beispiels-
weise auch die Handlungsfähig-
keit der Gremien durch Onlinebe-
schlüsse zu gewährleisten. 

Kurzarbeit in der  
katholischen Kirche 
und Schwachstellen

Kurzarbeit wurde vor allem für 
die Mitarbeitenden in den Bil-
dungshäusern, die vorüberge-
hend ihren Betrieb einstellen 
mussten, eingeführt. Ermöglicht 
wurde dies durch eine Änderung 
in der Mitarbeitervertretungsord-
nung (MAVO) in Verbindung mit 
dem  „Covid-19-Tarifvertrag“, den 

Pia Kuner

Ehrenamt  
und Corona

Ohne das ehrenamtliche Engagement vieler Menschen würde 
unser Gemeinwesen nicht funktionieren. Keine Feuerwehr, kein 
THW und kein Verein kommt ohne Menschen aus, die unentgelt-
lich ihre Arbeitskraft zur Verfügung stellen. 
Seit Anfang 2020 beschäftigt uns Corona, bestimmt den Alltag, 
schränkt ein. 
Ehrenamt bedeutet in den meisten Fällen, direkt mit den Men-
schen zusammen zu sein. 
Ein freiwillig übernommener Dienst bedeutet helfen, bedeutet 
aber auch die Wahrung der eigenen Bedürfnisse und des Eigen-
schutzes, dem Handlungsprinzip aller Helfenden. 
Wenn es das persönliche Bedürfnis eines Menschen ist, sich in Co-
ronazeiten zu schützen, Kontakte zu meiden, das Ehrenamt ruhen 
zu lassen, dann ist das in vollem Umfang zu respektieren und zu 
befürworten und die Ehrenamtliche oder den Ehrenamtlichen da-
rin zu bestärken.
Das bedeutet aber nicht, dass ein ehrenamtlich tätiger Mensch, 
der die Nähe zu Menschen bei der Ausübung des Ehrenamtes 
vermeiden möchte, nicht dennoch in dem für ihn angemessenen 
Maße Kontakte pflegt, unter Menschen geht.
Aber auch die Ehrenamtlichen, die entscheiden, ihre Dienste fort-
zuführen, müssen unterstützt werden. Sie sind nicht leichtsinnig 
oder verantwortungslos, sondern sie befolgen das Handlungs-
prinzip des Eigenschutzes durch die entsprechenden Maßnah-
men.
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Regierungen und Parlamente 
von Bund und Ländern haben 
die Tragweite der Krise früh 
erkannt und unverzüglich 
Hilfen in Form von „Kurzarbei-
tergeld“ in einem bisher nicht 
für möglich gehaltenen Umfang 
bereitgestellt. Die wichtigen 
und notwendigen Hilfen für 
Menschen und Unternehmen, 
denen innerhalb weniger Tage 
die Grundlagen ihrer wirtschaftli-
chen Existenz entzogen wurden, 
zeigen, was die Gesellschaft zu 
leisten vermag.
Umso fataler und überhaupt 
nicht nachvollziehbar ist 
es, dass es trotz der offen-
sichtlichen Mehrbedarfe der 
arbeitslosen Menschen, die auf 
Grundsicherung angewiesen 
sind, bislang an einer gezielten 
Unterstützung ausgerechnet 
für sie fehle.
Arbeitslose und Menschen in 
der Grundsicherung verfügten 
in der Regel über keinerlei 
Rücklagen und viele von ihnen 
zählen zu den sogenannten 
Risikogruppen. 
„Zusätzlich zur sozialen Isolati-
on leiden die Menschen unter 

materiellen Entbehrungen. 
Millionen Beziehende von 
Hartz IV und Altersgrundsiche-
rung lebten schon vor Corona 
von Unterstützungsleistun-
gen, die schlicht nicht aus-
reichten, um halbwegs über 
den Monat zu kommen bzw. 
das soziokulturelle Existenzmi-
nimum sicherzustellen. 
Mit der Coronakrise habe sich 
die Situation für die Betroffenen 
noch einmal drastisch ver-
schärft.
Kurzarbeitergeld wird zu 
Recht mit zunehmender Dauer 
aufgestockt, damit die Men-
schen unbeschadet durch die 
Coronakrise kommen.
Aber auch alle Menschen die 
schon jetzt von Einkommens-
armut betroffen sind, sollten 
ab sofort eine zusätzliche fi-
nanzielle Unterstützung erhal-
ten, damit sie in der Krise auch 
praktische Solidarität erfahren. 
In der Sorge für diejenigen, 
die besonderer Hilfe bedürfen, 
zeigt sich letztlich der Grad an 
sozialem Zusammenhalt einer 
Gesellschaft.
                         Bruno Schumacher

„Mit  
Kurzarbeit  
durch die  
Coronakrise“
Arbeitslose und Men-
schen in der Grund-
sicherung sind die 
großen Verlierer 

Aus dem Bistum

Bruno Schumacher, langjähriger 
Arbeitslosen- und Betriebsseel-
sorger im Bistum Mainz                                                   
                                                         © bss

die Gewerkschaften ver.di und 
dbb mit den kommunalen Arbeit-
gebern verhandelt hatte und der 
automatisch für die Beschäftigten 
der „verfassten Kirche“ übernom-
men wurde. Er sieht eine Aufsto-
ckung auf 90 bzw. 95 % des Net-
toeinkommens vor. 

Auch in den Caritas-Verbänden 
wurden diesbezüglich Dienstver-
einbarungen abgeschlossen, aber 
erst teilweise genutzt.  Einen großen 
Klärungs- und Beratungsbedarf gab 
es z.B. im Bereich der Kindertages-
stätten. Hier ging es um das Tragen 
von Masken im unmittelbaren Kon-
takt zu den Kindern, der Arbeitszeit-
bemessung der Mitarbeitenden im 
Homeoffice während der vorüber-
gehenden Schließung und des Ein-
satzes von Mitarbeitenden aus Risi-
kogruppen. Für das Bistum und die 
Pfarrgemeinden wurde eine ganze 
Reihe von Dienstanweisungen er-
lassen, die laufend an der aktuellen 
Gefahrenlage und Vorschriften der 
Länder und Kommunen angepasst 
wurden. 

Abschließend stellte Horn fest, 
dass in den Einrichtungen, wo 
die Zusammenarbeit mit der MAV 
bereits gut laufe, dies auch in Co-
ronazeiten funktioniere. Deutlich 
wurden nach Horns Worten aber 
auch die Schwachstellen, die sich 
noch verstärkten, wenn die Not-
wendigkeit der Einschränkungen 
nicht eingesehen wurde. 

Eine große Aufgabe sieht Horn im 
Ausbau der IT-Struktur. Hier be-
stehe ein Nachholbedarf, wie er 
während der Pandemie durch die 
Nutzung von Videokonferenzen 
und dem mobilen Arbeiten der 
Mitarbeitenden deutlich wurde. 
Eine funktionierende Infrastruktur 
müsste aufgebaut und entspre-
chende Fortbildungsangebote 
entwickelt werden. 

Geplanter Teilrückzug 
des Bistums  

im Bildungsbereich  
in der Diskussion

Diskutiert wurde die Beteiligung 
der Mitarbeitervertretungen bei 
den angekündigten Schließungen 
von drei Bildungshäusern und dem 

beabsichtigten Wechsel in der Trä-
gerschaft von fünf Schulen im Bis-
tum Mainz. Deutlich wurde, dass 
dies erst der Auftakt von weiteren 
Einsparungen darstellt; betroffen 
werden auch andere Bereiche sein. 
Anerkannt wurde, dass sich das 
Bistum nicht aus dem Schul- und 
Bildungsbereich zurückzieht; noch 
weitere 13 Schulen befinden sich 
in eigener Trägerschaft. 

Dringend erforderlich sei die Su-
che nach Möglichkeiten einer 
frühzeitigeren Beteiligung der 
Mitarbeitervertretungen, wenn 
Einrichtungen z.B. gefährdet sind. 
Die Mitarbeitenden müssten ein-
bezogen werden, damit Kriterien 
transparenter und Entscheidun-
gen nachvollziehbarer würden. 
Gerade im Dritten Weg sollte, 
lange bevor die eigentlichen Be-

teiligungsrechte greifen, in einem 
guten Miteinander ein Austausch 
über Lösungswege möglich sein. 

Vorbereitet wurde die Tagung 
von Klemens Euler (Kolpingwerk), 
Hans-Peter Greiner (KAB), Titus 
Möllenbeck (Haus am Maiberg) 
und Michael Ohlemüller (Be-
triebsseelsorge). 
           Hans-Georg Orthlauf-Blooß

Aus dem Bistum

Meinung
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Souverän und 
überzeugend 

auftreten

Seminar  
           Soziale Kompetenz

Um die Interessen der Beleg-
schaft gut vertreten zu können 
ist es wichtig, nicht nur über 
gute Argumente zu verfügen, 
sondern diese auch überzeu-
gend zu vermitteln. 
Dieses Seminar wendet sich an 
Mitglieder aus Betriebs-, Perso-
nalräten und Mitarbeitervertre-
tungen, die ihre entsprechen-
den Kompetenzen verfeinern 
beziehungsweise ausbauen 
wollen.

Kompetenzseminar
27. – 29.10.2021

Margarete Szpilok, 
Diplom-Psychologin
Michael Ohlemüller, 
Betriebsseelsorger

630 € Seminargebühr inkl. 
Unterkunft und Verpflegung

Anerkennung für Betriebs-, 
Personalräte und Mitarbeiter-
vertretungen

Informationen  
in den Regionalstellen  
oder unserer Website:
www.arbeitswelt-bistum-
mainz.de

                     Selbstsicherheit ...
Inneres Bild ....        Charisma 
       Beziehungsebene
                     Körpersprache      
         Selbstvertrauen gewinnen
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Immer prekärer statt fairer
Alarmierende Arbeitsbedingungen im Einzelhandel in Coronazeiten

wächst. Anmache an der Kasse 
kommt immer häufiger vor. Nicht 
immer, aber umso notwendiger 
wird die Einhaltung der wichtigen 
Hygienevorschriften in Super-
märkten und Warenhäusern von 
Sicherheitskräften übernommen.

Kampf um  
Einhaltung von Sicher-

heitsvorkehrungen

Weniger sichtbar, aber nicht 
weniger prekär ist die Situa-
tion in Stores und Filialen der 
großen Modeketten. Bei H&M, 
Primark, Zara und Co. kämpfen 
Betriebsräte um die Einhaltung 
von Sicherheitsvorkehrungen, 
die eigentlich selbstverständ-
lich sein sollten. In den engen, 
oft schlecht belüfteten Läden 
braucht es strenge Regeln, um 
die Beschäftigten zu schützen. 
Doch der Verkauf und der Um-
satz stehen an oberster Stelle, 
egal ob an und in den Umklei-
den die Hygieneregeln beher-
zigt werden oder wirklich kont-
rolliert werden können. Es wird 
immenser Druck ausgeübt auf 
die Mitbestimmung, auf die 
Kolleginnen, die wegen Ausfall 
ihrer Kinderbetreuung andere 
Schichtmodelle benötigen. Die 
physische und psychische Belas-
tung der Kolleginnen und Kolle-
gen ist nicht hinzunehmen.
Statt „Heldentümer“ braucht es 
die Einhaltung und Achtung von 
Gesetzen, die den Schutz der Be-
schäftigten sichern.

Im Frühjahr – im ersten Lock-
down zu Bekämpfung der Aus-
breitung der Pandemie wurden 
sie noch beklatscht oder zumin-
dest erstmals wirklich wahrge-
nommen: Die Beschäftigten im 
Lebensmitteleinzelhandel. Sie 
waren über Nacht – neben den 
Beschäftigten in der Pflege – die 
„Helden/Heldinnen des Alltags“.

Doch weder von besungener Eu-
phorie noch von Systemrelevanz 
ist heute noch etwas zu spüren. 
Im Gegenteil. In den Supermärk-
ten geht es zu wie eh und je – 
manchmal so, als gäbe es das 
Virus nicht. Das Personal wird bes-
tenfalls zur Kenntnis genommen. 

Rücksichtslose Kunden 
gefährden  Andere 

Von Respekt gegenüber denen, 
die durchgängig mit Mundschutz 
ihre Arbeit tun und auch bei gro-
ßer Hitze ohne Klimavorrichtung 
die Lebensmittelversorgung in Co-
ronazeiten ermöglichen, ist wenig 
zu spüren. Immer wieder gibt es 
Gedränge oder Missachtung der 
Mindestabstände. Bei Verweisen 
auf den Mundschutz kommt es 
schon mal zu lauten Diskussionen, 
als stünde die Freiheit des Kunden 
über dem Schutz der Beschäftig-
ten. Niemand sieht: Sie stehen 
dauerhaft im regen Menschenkon-
takt und sind der Ansteckungsge-
fahr besonders ausgesetzt.
Die Aggression mancher Kunden 
gegenüber den Beschäftigten 

Die Beschäftigten selbst wollten 
nie Heldinnen und Helden sein, 
sondern einzig den mehr als be-
rechtigten Anspruch – auch au-
ßerhalb von Coronazeiten – verfol-
gen, respektvoll, existenzsichernd 
und unter Wahrung ihrer Arbeit-
nehmerrechte ihrer Erwerbsarbeit 
nachgehen zu können.

Denn – nur zur Erinnerung – 
schon weit vor Corona kämpften 
Beschäftigte des Einzelhandels 
hart um humane, existenzsichern-
de Arbeitsbedingungen und 

Der Verlust des Arbeitsplatzes 
bedeutet ein einschneidendes 
Ereignis im Leben. Oft werden 
bei Personalabbau über Sozial-
pläne oder auch bei Einzelkündi-
gungen Abfindungszahlungen 
als Ausgleich für den Arbeits-
platzverlust vereinbart. 

Diese Zahlungen müssen versteu-
ert werden, unterliegen sowohl 
der Lohn- als auch der Kirchen-
steuer (dabei wird die Abfindung 
auf fünf Jahre verteilt, damit sie 
nicht komplett in einem Jahr ver-
steuert werden muss; dieses Ver-
fahren heißt Fünftelregelung). Je 
nach Höhe der Abfindung kann 
die Kirchensteuer durchaus zu 
Buche schlagen. Sie beträgt im 
Bistum Mainz 9% der Lohnsteuer.
 
Ein Beispiel: Bei einem Bruttojah-
resgehalt von 45.000 Euro und einer 
Abfindung in Höhe von 25.000 Euro 
(gemäß Fünftelregelung auf fünf 
Jahre zu je 5.000 Euro verteilt) fallen 
insgesamt 6.730 Euro Lohnsteuer 
und 605,70 Euro Kirchensteuer (9%) 
an. Die Abfindung reduziert sich von 
25.000 auf 17.664,30 Euro. 

Die Kirchensteuer (im Beispiel 
605,70 Euro) kann auf Antrag um 
die Hälfte (im Beispiel 302,85 Euro) 

Kirchensteuer
 Teilerlass bei Abfindungszahlungen

reduziert werden. Da die geleistete 
Kirchensteuer in voller Höhe steu-
erabzugsfähig ist und sie entspre-
chend dem Progressionssatz bei 
der Einkommensteuer die Netto-
last mindert, kommt es insgesamt, 
abhängig von der persönlichen 
Einkommensentwicklung, zu einer 
sehr hohen bis fast vollständigen 
Rückerstattung der Kirchensteuer 
auf die Abfindungszahlung. 

Der Antrag ist formlos an das 
Finanzdezernat des Bistums zu 
richten, zusammen mit Kopien 
des Einkommensteuerbescheids 
und des Gehaltsnachweises des-
jenigen Monats, in dem die Ab-
findung ausgezahlt wurde. Vor-
aussetzung für diesen Teilerlass 
ist die Zugehörigkeit zur katho-
lischen Kirche im Bistum Mainz. 
Auskünfte erteilt Klaus Eckes, Bi-
schöfliches Ordinariat, Finanzde-
zernat, Tel.: 06131 253 581.
                                      Michael Bauer

Weitere Informationen  
zum Teilerlass

Mitbestimmung. Die Folgen des 
unerbittlichen Preis- und Wett-
bewerbsdrucks in der Branche 
wurden und werden – im wahrs-
ten Sinn des Wortes – billigend in 
Kauf genommen.

Corona verdeutlicht wie der Blick 
durch ein Brennglas die eklatante 
Entwertung von Beschäftigung 
und Mitbestimmung im Einzel-
handel. Jetzt gilt es noch genauer 
hinzuschauen und endlich der Miss-
achtung von Arbeitnehmer/innen-
rechten und der systematischen 
Prekarisierung in der Branche ein 
Ende zu setzen. Und: Die Pandemie 
ist noch längst nicht vorbei, da ist 
nochmal mehr Achtung und Schutz 
der Beschäftigten geboten. 
                                          Ingrid Reidt

Aus dem Bistum

Lebensmitteleinzelhandel im Brennpunkt                                          © wikiImages/pixabay.de
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Das Coronavirus gefährdet nicht 
nur die Gesundheit, sondern 
auch die Wirtschaft. Wie geht die 
Betriebsseelsorge im Bistum mit 
der Situation um? Anja Weiffen 
von der Bistumszeitung „Glau-
ben und Leben“ hat Michael Oh-
lemüller, Betriebsseelsorger für 
Südhessen, befragt.

Wie nehmen Sie zurzeit die Lage 
wahr?

Es scheint paradox, wenn man 
Handwerker sieht, die arbeiten, 
als gäbe es das Coronavirus nicht. 
Handwerker sind von der wirt-
schaftlichen Krise bisher nicht 
so stark betroffen. Handwerker 
braucht man immer. Aber Mitar-
beiter anderer kleinerer Betriebe 
haben Existenzängste, und die 
sind nicht unbegründet. Die Hil-
fen vom Bund sind sinnvoll. Trotz-
dem weiß keiner wirklich, wie es 
weitergeht. Auch andere Firmen 
haben es schwer, wie etwa ein 
Autozulieferer in Bensheim, der 
schon vor Corona angeschlagen 
war. Angestellte in der Verwal-
tung kommen mit der Situation, 
zum Beispiel durch Homeoffice, 
besser klar. Aber die Mitarbeiter 
in der Produktion braucht man 
gerade nicht. Dieses „Nicht-Ge-
braucht-Werden“ ist wirtschaft-
lich, aber auch psychisch eine be-
lastende Situation.

Mein Schwerpunkt in der Seelsor-
ge sind die Arbeitslosen. Ihnen 
kann kein Telefongespräch den 
Arbeitslosentreff, der etwa regel-
mäßig in der Gemeinde St. Sophia 
in Erbach stattfindet, ersetzen. Sie 
warten, dass alles vorübergeht, 
und haben Angst, selbst krank zu 
werden.

Welche Antworten geben Sie den 
Menschen?

Als Seelsorger und Seelsorge-
rinnen sind wir jetzt in einer 

schwierigen Rolle. Eine Antwort 
wie „Gott wird es schon rich-
ten“ hilft nicht. Uns bleibt das 
Zuhören, das aktive Zuhören, 
wenn wir zeigen, dass diese 
Menschen uns nicht egal sind. 
Die Betriebsräte haben jetzt 
fast eher die Rolle von Seelsor-
gern inne. Sie haben direkt mit 
den Menschen zu tun, die wirt-
schaftliche Existenzängste oder 
Angst um ihre Gesundheit ha-
ben. Wir als Betriebsseelsorger 
können jetzt für die Betriebs-
räte da sein und mit ihnen ihre 
Sorgen besprechen. Aber wir 
müssen auf sie zugehen, dürfen 
nicht warten, bis jemand zu uns 
kommt.

Wie geht das, ohne sich zu treffen?

Es ist zurzeit nicht leicht, an 
unsere Ansprechpartner heran-
zukommen. Viele sind in Kurz-
arbeit, befinden sich zu Hause. 
Betriebsräte haben nicht unbe-
dingt von zu Hause Zugriff auf 
ihre Dienstmails. Wir kontak-
tieren sie in der Regel über das 
Betriebsratsbüro. Dabei setzen 
wir uns gerade mit technischen 
und organisatorischen Fragen 
sowie mit Fragen des Daten-
schutzes auseinander. 

„Gott wird es  
schon richten“

 Interview mit Betriebsseelsorger Michael Ohlemüller 

Betriebsseelsorger Michael  Ohlemüller                                                                     
                                                                     © bss

Aus dem Bistum

Zum ersten Mal seit Gründung 
des DGB gab es am 1. Mai, dem 
Tag der Arbeit, auf den Straßen 
und Plätzen keine Kundgebun-
gen und keine Mai-Feiern. 

Als Betriebsseelsorger ist norma-
lerweise mein Platz an diesem Tag 
bei einer der Kundgebungen in 
Alzey, Worms oder Mainz. Mir ist 
dort das Gespräch mit den Kolle-
ginnen und Kollegen aus den Ge-
werkschaften, den Betrieben und 
Einrichtungen wichtig und auch 
die Gelegenheit, neue Kontakte zu 
knüpfen. Gemeinsam ist dabei das 
solidarische Eintreten für gerech-
te Löhne und faire Bedingungen 
in der Arbeitswelt. Durch Corona 
war das diesmal  anders.  Mit ei-
nem deutschlandweiten digitalen 
Livestream konnten wir Anspra-
chen, Talks, Interviews und Solida-
ritätsbotschaften verfolgen.

Neue Wege  
für Gewerkschaft  

und Kirche

Auch die Kirchen und viele Gläubige 
gehen unter den veränderten Rah-
menbedingungen neue Wege. Es 
gibt Online-Gottesdienste, virtuelle 
Gemeindetreffs usw. Sie zeigen ein 
hohes Maß an kreativem Engage-
ment, um Gemeinschaft und Solida-
rität zu leben und den Mitmenschen 
irgendwie erfahrbar zu machen. 

Beileibe nicht alle können im 
Homeoffice arbeiten und „dürfen“ 
ihre Kinder betreuen und bei deren 
Hausaufgaben helfen. Viele, die im 
Gesundheitswesen, in Alten- und 
Pflegeheimen, bei der Müllabfuhr 
oder bei Speditionen allzu oft un-
ter schlechten Bedingungen und 
zu niedrigen Gehältern tätig sind, 
werden plötzlich zu „Helden des 
Alltags“. Nach Corona gibt es also 
sehr viel aufzuarbeiten, neu zu be-
werten und vielleicht auch anders 
zu machen. Beispiele: Abschaffung 
prekärer Beschäftigungsverhält-

Solidarisch ist 
man nicht alleine!
 Gewerkschaften und Kirche gehen neue Wege

nisse, bessere finanzielle und per-
sonelle Ausstattung von Kitas und 
Schulen, mehr Unterstützung für 
zivilgesellschaftliches Engagement 
in Vereinen und Nachbarschaftsin-
itiativen, Bekämpfung des Klima-
wandels.

Gewerkschaften und 
Kirchen bleiben dran 

an den Sorgen und Nö-
ten der Menschen

Gewerkschaften und Kirchen 
bleiben dran an den Sorgen und 
Nöten der Menschen, bringen 
sie jeder auf seine Weise ins Ge-
spräch, tragen sie solidarisch mit 
und setzen sich für gute Bedin-
gungen ein. Allerdings können 
gekonnt zusammengeschaltete 
Livestreams zum Tag der Arbeit, 
genauso wie auch die Online-
Gottesdienste vor leeren Kirchen-
bänken, nur digitale Notbehelfe 
sein. Ich freue mich darauf, wenn 
wir uns in vielleicht naher Zu-
kunft wieder in den Kirchen zum 
Gottesdienst treffen können und 
schon heute auf die Mai-Feiern  
auf dem Alzeyer Rossmarkt, dem 
Wormser Marktplatz oder dem 
Mainzer Liebfrauenplatz.

Setzen wir uns für eine solidari-
sche Gesellschaft, für Demokratie 
und Wohlfahrt aller ein! 

        Hans-Georg Orthlauf-Blooß
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Bistum 
Mainz 
steht
vor großen
Herausforderungen 
Schmerzhafte Einschnitte vor allem für die Beschäftigten

Im September 2020 hat die Bis-
tumsleitung Einschnitte im Bil-
dungsbereich angekündigt. Für 
fünf kirchliche Schulen sollen 
neue Träger gefunden werden 
und drei Bildungshäuser in Bin-
gen, Heppenheim und Ilben-
stadt geschlossen werden. Dies 
soll zu jährlichen Einsparungen 
von 15 Millionen Euro führen. 
Die Maßnahmen sind Teil eines 
umfangreichen Neustrukturie-
rungsprozesses, indem sich das 
Bistum befindet. Die Planungen 
haben bei den Betroffenen zu 
Unverständnis, Enttäuschungen 
und heftigen Protesten geführt.

Zu den Grundaufgaben von uns 
Betriebsseelsorger/innen gehört 
die solidarische Präsenz bei den 
Menschen, die vom Verlust ihres 
Arbeitsplatzes bedroht sind. Bei 

Betriebsschließungen und Ent-
lassungen setzen wir uns für den 
Erhalt der Arbeitsplätze und für 
sozialverträgliche Lösungen ein. 
Es ist für uns immer eine beson-
dere Herausforderung, wenn  „im 
eigenen Unternehmen“ Entschei-
dungen getroffen werden, die 
schmerzliche Einschnitte nach 
sich ziehen. Für fünf Schulen ist 
ein Trägerwechsel beabsichtigt. 
Drei Bildungshäuser werden in 
den nächsten Jahren geschlos-
sen. Das sind herbe Einschnitte. 
Hintergrund der Maßnahmen ist 
eine umfassende Neustrukturie-
rung innerhalb des Bistums, die 
aufgrund schwindender Ressour-
cen alle Bereiche betreffen wird. 
Umso wichtiger ist es uns, auch 
intern in solchen schwierigen Si-
tuationen für die Betroffenen da 
zu sein und unsere solidarische 

Begleitung und Unterstützung 
anzubieten. Dies geschah und ge-
schieht durch Gespräche mit den 
Mitarbeitervertretungen, aber 
auch in persönlichen Gesprächen 
mit den Kolleginnen und Kolle-
gen.

Dass es zu diesen Einschnitten 
aufgrund der gegenwärtigen und 
zukünftigen Haushaltslage des 
Bistums kommt, ist tragisch. In den 
Einrichtungen wurde und wird 
gute Arbeit geleistet. Sie sind auch 
nach außen ein Gesicht kirchlich-
christlichen Lebens. Die Beschäf-
tigten treffen diese Maßnahmen 
daher nachvollziehbar schwer. Als 
Betriebsseelsorger/innen kennen 
wir leider allzu gut derartige Sze-
narien aus anderen Kontexten und 
wissen um die Ängste, Sorgen, 
Trauer und auch um die Wut. Für 

die Mitarbeiter/innen bleiben vie-
le Fragen offen: Was war/ist meine 
und unsere Arbeit wert? Was pas-
siert mit uns? Wie wird es weiter-
gehen? Warum hat man mit uns 
nicht eher gesprochen?

Auf diese Fragen gilt es nun, mit 
hoher Achtsamkeit in den jetzt 
anstehenden Gesprächen und 
Verhandlungen zu reagieren, um 
einen fairen Ausgleich der Nach-
teile für die Beschäftigten zu er-
zielen. 

Die Verlusterfahrung um den Ar-
beitsplatz jedoch wie auch der 
Verlust der Einrichtungen selbst 
werden schmerzhaft bleiben. 

Richard Kunkel, Michael Ohlemül-
ler, Hans-Georg Orthlauf-Blooß, 
Ingrid Reidt
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Oasentage
der Betriebsseelsorge

In unseren Oasentagen laden wir zum persönlichen In-
nehalten und Auftanken ein. 24 Stunden, die den Alltag 
unterbrechen, die Zeit lassen für die Begegnung mit 
sich selbst, mit Gott und den anderen Teilnehmer/innen. 
Unterschiedliche Elemente werden Sie an diesen Tagen 
finden: Impulse zum Weiterdenken, Austausch unterein-
ander, sich selbst ganz wahrnehmen mit Leib und Seele, 
zur Mitte finden und sich ausrichten auf Gott.  

07./08. Mai 2021   Bewegt zur Ruhe kommen 
mit Ruth Hammer,  Qigong-Lehrerin
01./02. Oktober 2021  Die eigene Mitte finden
mit Uwe Niederauer, Diplomsportlehrer

Information
und 
Anmeldung
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„Klare Haltung zeigen!“
Das Thema beim 18. Forum Sozialpastoral

„Wir können und dürfen uns als 
Christen nicht wegducken, wir 
müssen für Vielfalt und Men-
schenwürde eintreten“, sagt In-
grid Reidt, Betriebsseelsorge-
rin in Südhessen und Mitglied 
der „Initiative Sozialpastoral“, 
die einmal pro Jahr zu dem 
Forum einlädt – das 2020 coro-
nabedingt als Onlineveranstal-
tung stattfand. Fremdenfeind-
liche Sprüche, rassistische 
Äußerungen, Ausgrenzung 
von Menschen: Wer in Seelsor-
ge und Caritas tätig ist, erlebt 
so etwas nicht selten. Aber wie 
damit umgehen?

Erlebte Ausgrenzung

Nicht nur Ingrid Reidt erlebt, dass 
rechtspopulistische Strömungen 
sich immer weiter ausbreiten –
mit der Folge, dass zunehmend 
Menschen ausgegrenzt werden. 
Im Austausch der Teilnehmen-
den zeigt sich: Viele machen 
diese Erfahrungen. Sei es, dass 
in einem Mietshaus für alle Ver-
stöße gegen die Hausordnung 

„automatisch“ der Afrikaner aus 
dem dritten Stock verantwortlich 
gemacht wird. Sei es, dass die Hil-
fe bei der Wohnungssuche ohne 
Erfolg bleibt, weil die angebotene 
Wohnung plötzlich „doch schon 
belegt“ ist, wenn sich herausstellt, 
dass der Interessent Ausländer 
ist. Dass Schüler sich wegen ihrer 
Hautfarbe die unfreundliche Auf-
forderung gefallen lassen müssen: 
„Schwarzer, geh nach Hause.“ Oder 
dass ausländische Mitbürger, ge-
flüchtete und asylsuchende Men-
schen bei Brotkörben und Tafeln 
von Mitarbeitern und anderen 
Kunden argwöhnisch beäugt und 
beurteilt werden: „Die kommen 
hierher und kriegen alles“. 

Nicht allein wegen ihrer Hautfarbe, 
Herkunft oder Nationalität erleben 
sich Menschen einer „gruppenbe-
zogenen Menschenfeindlichkeit“ 
ausgesetzt, wie Manfred Forell, 
Demokratiezentrum des Bera-
tungsnetzwerks Hessen und Ini-
tiative gegen Rechtsextremismus 
und Fremdenfeindlichkeit im Kreis 
Bergstraße, im Workshop „Vernetzt 

gegen Rechts“ erläuterte: Antise-
mitismus und Muslimfeindlichkeit 
sind ebenso an der Tagesordnung 
wie die Ausgrenzung von Sinti 
und Roma. Homosexuelle und 
Transmenschen werden ebenso 
abgewertet wie Menschen mit Be-
hinderungen, langzeitarbeitslose 
oder wohnungslose Menschen.

Drei Workshops gaben Einblick in 
die Arbeit regionaler Bündnisse 
und Initiativen für Vielfalt und 
gegen Rechts und regten an, 
Handlungsmöglichkeiten für die 
eigene Praxis zu entwickeln. Die 
zwei anderen waren:

„Haltung zeigen am Ort unse-
rer Arbeit – Handwerkszeug im 
Umgang mit der AfD“ mit Ka-
tharina Unkelbach, Katholisches 
Bildungswerk Südhessen, und 
Andreas Belz, Referat politische 
Bildung BDKJ-Diözesanverband 
Mainz, sowie „Charta der Vielfalt 
leben - Vielfalt als Chance und 
Bereicherung im katholischen 
Kontext verstehen. Wie Teilhabe, 
Inklusion und Wertschätzung 

     © Berthold Bronisz  / pixelio.de
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Konflikte  
einschätzen 

& konstruktiv 
bearbeiten

Seminar  
           Soziale Kompetenz

Wo Menschen miteinander 
arbeiten, sind Konflikte oft 
unausweichlich. Dabei sind 
eigentlich nicht die Konflikte 
das Problem, sondern viel eher 
der Umgang damit. Das Semi-
nar wendet sich an Arbeitneh-
mervertreter/innen, die sich im 
Thema Konfliktmanagement 
fortbilden wollen. Das Seminar 
vermittelt Kenntnise zur Ent-
stehung, Wahrnehmung und 
konstruktiven Bearbeitung von 
Konfliktsituationen.

Kompetenzseminar
14.–16.07.2021

Margarete Szpilok, 
Diplom-Psychologin
Hans-Georg Orthlauf-Blooß, 
Betriebsseelsorger

630 € Seminargebühr inkl. 
Unterkunft und Verpflegung

Anerkennung für Betriebs-, 
Personalräte und Mitarbeiter-
vertretungen

Informationen  
in den Regionalstellen  
oder unserer Website:
www.arbeitswelt-bistum-
mainz.de

Kloster Jakobsberg/Ockenheim

          Konflikte frühzeitig  
                                    entdecken  
         Konfliktdeeskalation  
       Verlauf             Folgen 
  Präventionsmöglichkeiten 
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aller Menschen gelingen kann“ 
mit Corine Ngahan, Stabsstelle 
VIELFALT, Caritasverband Darm-
stadt e.V.

Was ist Rassismus?

Vieles dreht sich an diesem Tag 
um den Begriff Rassismus. Was 
ist Rassismus? Ist es schon rassis-
tisch, Unterschiede festzustellen 
und zu benennen? Jan Niklas 
Collet vom katholisch-theolo-
gischen Institut der Universität 
Köln und engagiertes Mitglied im 
Arbeitskreis Politische Theologie, 
zeigt in seinem Referat „Vielfalt 
– Menschenwürde – Antirassis-
mus!“ auf: Rassismus ist dadurch 
gekennzeichnet, dass aus Un-
terschieden Überlegenheit oder 
Minderwertigkeit abgeleitet wird 
und daraus Herrschaftsverhält-
nisse konstruiert werden.

 

Im Alltag trete solches Herr-
schaftsgebaren beispielsweise 
zutage, wenn Menschen auf-
grund ihres vermeintlichen An-
dersseins einen Arbeitsplatz oder 
eine Wohnung nicht bekommen. 
Im Klartext ist dies rassistische 
Diskriminierung.

Die Theologie Jesu ist eine an-
tirassistische, verdeutlichte der 
Referent. Jesus habe die alttesta-
mentliche Theologie des Reiches 
Gottes aufgegriffen und sie im 
zeitgenössischen Zusammen-
hang gedeutet. Das Reich Got-
tes, wie Jesus es verkündet, sei 
immer universal, „es geht um das 
Heil für alle Menschen; wohl ent-
hält es auch eine parteiliche Per-

spektive – die jedoch nicht auf 
einer nationalen Zugehörigkeit 
basiert, sondern auf der Option 
für die Armen.“

Theologische  
Vergewisserung  

im Kampf  
gegen Rassismus

„Wenn wir in gesellschaftlich-
politischen Fragen aktiv werden 
wollen, braucht es die theologi-
sche Vergewisserung“, fühlt sich 
Ingrid Reidt am Ende des Tages 
bestätigt. „Gott hat keine Rassen 
geschaffen, sondern den Men-
schen in seiner Vielfalt“, fasst 
Diakon Heinz Lenhart, ebenfalls 
Mitglied der Initiative Sozialpas-
toral, seine Glaubensüberzeu-
gung zusammen. „Menschen 
mit gleichen Rechten und Pflich-
ten – allen hat er die Schöpfung 
anvertraut mit der gleichen Ver-
antwortung.“ Wie Ingrid Reidt 
fühlt er sich ermutigt, sich stär-
ker gegen rechte Parolen zu po-
sitionieren. Auch, weil der Tag 
gezeigt hat: Es gibt unterstüt-
zende Systeme, und es ist gut, 
sich zusammenzuschließen.

Für Pfarrer Michael Tomaszews-
ki, Schulseelsorger am Gymna-
sium Theresianum in Mainz, hat 
die Veranstaltung einmal mehr 
gezeigt, wieviel verdeckten 
Rassismus es im alltäglichen Le-
ben gibt. „Rassismus kommt oft 
nicht mehr so platt daher“, stellt 
er fest. Rechtspopulisten gingen 
sehr tückisch vor, um Menschen 
auf ihre Seite zu ziehen. Nicht 
zuletzt hat das Forum Sozialpas-
toral ihn neu für das Thema sen-
sibilisiert und angeregt, noch 
stärker auch auf die eigene Spra-
che zu achten.

Klare Position beziehen

„Ich weiß, dass ich noch dazuler-
nen und an mir arbeiten muss“, 
sagt auch Günter F. Schulze. Der 
Jurist im Ruhestand engagiert 
sich unter anderem ehrenamt-
lich bei der Tafel in Alzey. Es hat 
ihn gereizt, an der Onlinever-
anstaltung teilzunehmen – und 
es war die Zeit wert, betont er. 
Das Thema beschäftige ihn auch 

deshalb, weil er viel im Internet 
„unterwegs“ ist und sieht, wieviel 
„brauner Müll“ dort verbreitet 
wird. 

„Ich halte es für sehr wichtig, 
dass die Kirchen klar Position 
gegen Rechtspopulisten und 
Faschisten beziehen und ent-
sprechende Initiativen aktiv un-
terstützen“, sagt er. „Schließlich 
lässt sich Menschenverachtung 
nicht mit dem Christentum ver-
einbaren.“ Er sei dankbar, dass 
die Initiative Sozialpastoral das 
Thema aufgegriffen habe. „Wir 
alle müssen wachsam sein - ge-
gen Rechts und damit für De-
mokratie und Menschenwürde.“

Besonders begeistert hat Schul-
ze der Workshop „Vernetzt ge-
gen Rechts“ mit Manfred Forell, 
Ehrenamtlicher Integrationsbe-

auftragter, Mitarbeiter im Demo-
kratiezentrum Südhessen und 
Aktivist in der Initiative „Vielfalt.
Jetzt“. Die vielfältige Vernet-
zung im Einsatz für Demokratie 
und gegen Menschenfeindlich-
keit habe ihn beeindruckt, sagt 
Schulze. 

Was ist Voraussetzung für eine 
solche gelingende Vernetzung? 
Forell erzählt es gerne weiter: 
„Vertrauen aufbauen. Sich selbst 
etwas zutrauen. Keine Angst vor 
Kooperation mit anderen, über 
die Kirche hinaus. Sich von Be-
denkenträgern nicht entmuti-
gen lassen. Und: Dranbleiben.“ 
Ohne „langen Atem“ gehe es 
nicht. 
   
                       Maria Weißenberger

Referent Jan Niklas Collet vom katho-
lisch-theologischen Institut der Uni-
versität Köln                                        © privat

Der AK Politische Theologie 
ist eine Gruppe von Theo-
loginnen und Theologen 
aus unterschiedlichen Tä-
tigkeitsfeldern (Universität 
und Forschung, kirchliche 
Verwaltung und Verbände, 
Basisarbeit). Er ist aus der 
Initiative „Münsteraner 
Erklärung“ hervorgegangen, 
die sich gegen die Einladung 
eines AfD-Vertreters im Rah-

men des Katholikentags 
2018 wandte. Seitdem setzt 
er sich aus politisch-theolo-
gischer Perspektive mit der 
„rechten Normalisierung“ 
auseinander und gegen 
diese ein. 
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MOMENT MAL
„Solidarität beginnt mit 
Verzicht auf Gewohntes  
und Liebgewonnenes“ 
Interview mit Betriebsseelsorgerin Ingrid Reidt

Was wäre Ihr 1. Mai-Thema gewe-
sen, wenn es die Coronakrise nicht 
geben würde?

Als Betriebsseelsorgerin verfolge 
ich sehr kritisch arbeitsweltliche 
und gesellschaftliche Entwick-
lungen. Vieles verschärft sich seit 
Jahren: Prekäre Beschäftigung in 
Logistik, Einzelhandel und an-
deren Dienstleistungsbereichen 
produziert strukturelle Benach-
teiligung, Armut trotz Arbeit und 
Armut im Alter. Noch immer ent-
behrt Fürsorge- und Bildungs-
arbeit angemessene Wertschät-
zung. Seit Jahren monieren wir 
die „Vermarktwirtschaftlichung“ 
des Gesundheitssystems, die 
eine menschwürdige Pflege 
sichtbar gefährdet sowie den 
Ethos und den Dienst einer 

ganzen Branche mit Füßen tritt. 
Alarmierend wächst in allen 
Branchen der physische und psy-
chische Verschleiß von Mensch 
und Natur – angestachelt von 
einem erbarmungslosen globa-
len Kosten- und Wettbewerbs-
druck und einer unersättlichen 
Gewinn- und Wachstumsorien-
tierung, die keine Grenzen kennt.

Meine Aufmerksamkeit gilt hier 
vor allem den Verlierern inner-
halb des Systems. Die Würde 
jeder Person – ungeachtet ih-
rer Herkunft, ihres Alters, Ge-
schlechts und Möglichkeiten 
– zu schützen, Mitbestimmung 
und Gemeinwohl zu fördern sind 
meine Anliegen am 1. Mai und 
weit darüber hinaus. Die Frage 
nach (globaler) Gerechtigkeit, 
nach Frieden und Bewahrung 
der Schöpfung in Arbeitswelt, 
Wirtschaft und Gesellschaft aktiv 
wachzuhalten, ist und bleibt Ge-
bot der Stunde.

Was wäre Ihr Thema gewesen, 
wenn es die Kundgebung trotz 
Krise geben würde?

Der Ausbruch der Pandemie 
stellt eine Bedrohung in nie da-
gewesenem Ausmaß dar. Sie 

Betriebsseelsorgerin Ingrid Reidt 
                                                                    © bss

Ingrid Reidt, Pastoralrefe-
rentin und eine von vier Be-
triebsseelsorgerinnen und 
Betriebsseelsorgern im Bis-
tum Mainz, zuständig für die 
Region Südhessen mit Sitz in 
Rüsselheim, wurde von Ralph 
Keim, Redakteur des Rüssels-
heimer Echos in der Region 
Mainz/Rheinhessen zu den 
thematischen Anliegen der 
Betriebsseelsorge anlässlich 
des Tags der Arbeit befragt.

betrifft alle Lebensbereiche, 
weltweit. Unterschiedlich sind 
jedoch die humanitären, gesell-
schaftlichen und finanziellen 
Möglichkeiten, damit umzuge-
hen.  

Die Bilder aus Flüchtlingslagern, 
in denen kriegsgeplagte Men-
schen eng zusammengedrängt 
schutzlos der Ansteckung ausge-
liefert sind und die humanitäre 
Katastrophe, die ganzen Völkern 
in Kriegsgebieten und in den 
Armutsländern droht, lösen in 
mir eine so tiefe Betroffenheit 
aus, die ich kaum in Worte fassen 
kann. Das viel genutzte, vielleicht 
abgenutzte Wort der Solidarität 
schreit nach unbedingter und 

bedingungsloser Realisierung 
vor Ort und weltweit. Solidari-
tät beginnt mit Verzicht auf Ge-
wohntes und Liebgewonnenes. 
Sie findet Ausdruck in hohem 
Verantwortungsbewusstsein und 
Besonnenheit aller Akteur/innen 
zum Aufbau nachhaltiger, politi-
scher und wirtschaftlicher Maß-
nahmen.

Es braucht mehr denn je geleb-
te Empathie und Achtsamkeit 
und den eisernen Willen aller, 
gesellschaftliche Ressourcen, Fi-
nanzen wie auch medizinischer 
Möglichkeiten zu teilen und da-
bei alle zu beteiligen. Ich wün-
sche mir, dass die gegenwärtige 
Wertschätzung von Pflegearbeit 
und Dienstleistung kein Stroh-
feuer ist, sondern nachhaltig zur 
Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen führt.

Können Sie bestätigen, dass die 
Menschen in Zeiten der Krise wie-
der mehr zum Glauben (zurück-)
finden?

Die Religiosität von Menschen 
und die Verankerung im Glau-
ben lassen sich nicht einfach er-
fassen, weder quantitativ noch 
qualitativ. Auch nicht in außer-
ordentlichen Zeiten wie diesen.

Der Ausbruch der Pandemie 
macht deutlich, wie fragil und 
zerbrechlich menschliches Leben 
ist und wie anfällig hochmoder-
ne komplexe Gesellschaften sind. 
Das macht Angst und regt – oft 
aus existenzieller Betroffenheit 
– nochmal tiefgründiger zum 
Nachdenken an.

Viele finden in ihrem Glauben 
Orientierung und Trost und er-
leben besonders in Zeiten des 
„social distancing“ Halt und 
Verbundenheit im Wissen um 
die Glaubensgemeinschaft und 
im gemeinsamen Gebet. Der 
Glaube ermutigt auch, sich zu 
solidarisieren und sich tatkräf-
tig karitativ zu engagieren.

Aus dem Bistum
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Als Christinnen und Christen 
glauben wir an einen zutiefst 
solidarischen, menschen-
freundlichen Gott, der nicht 
jenseits über allem schwebt, 
sondern an der Seite der 

Ärmsten und Leidenden steht 
und besonders dann nah und 
spürbar wird, wo Angst und 
Sorge uns übermannt. Mir per-
sönlich – und vielen anderen 
– gibt das viel Kraft und Mut, 

sich auch und gerade in dieser 
Krisenzeit mit den Menschen 
und ihren vielschichtigen Sor-
gen tatkräftig zu solidarisieren 
– in Krankheit, Verlust und der 
Erfahrung von Tod – aber auch 

hinsichtlich der massiven Fol-
gen, die die Pandemie für un-
sere Gesellschaft und auch für 
die Arbeitswelt haben wird: 
weltweit aber auch natürlich 
hier vor Ort.

„Die Ausbeutung von 
Mensch und Natur sowie 

Kinderarbeit darf nicht zur 
Grundlage einer globalen 

Wirtschaft und unseres 
Wohlstands werden.“

Bundesentwicklungsminister 

Gerhard Müller

Lieferkettengesetz:  
Instrument gegen Ausbeutung
Gewinne machen ohne Gewissen muss beendet werden
Durch die Corona-Pandemie 
werden auch Probleme der glo-
balen Wirtschaft offenkundig. 
Wirtschaftliche Opfer der Pan-
demie seien auch Millionen Ar-
beitskräfte besonders in soge-
nannten Entwicklungsländern. 
So hätten große Modemarken 
Aufträge storniert und die Be-

                 © lieferkettengesetz.de

zahlung bereits gelieferter 
Waren verweigert. Die Folge: 
Viele Beschäftigte etwa in der 
Textilproduktion in Pakistan 
oder Bangladesch verloren Ihre 
Arbeit und ihr Einkommen. Auf 
diese Zusammenhänge weist 
ein Appell von über 240 katho-
lischen Bischöfen hin, der im 
Juli 2020 erstmals veröffentlicht 
wurde.
 

Appell katholischer 
Bischöfe

Der Aufruf prangert auch das Ver-
halten vieler international tätiger 
Unternehmen an, die möglichst 
billig produzieren, Zwangs- und 
Kinderarbeit billigend in Kauf 
nehmen, Steuern für öffentliche 

Daseinsvorsorge vermeiden und 
damit ein „profitgetriebenes Sys-
tem“ am Laufen halten. Durch 
wirksame Gesetze sollten Staaten 
und internationale Organisationen 

„Unternehmen in allen Branchen 
menschenrechtliche und ökologi-
sche Sorgfaltspflichten auferlegen 
und gleichzeitig Betroffenen einen 
besseren Zugang zu Gerichten 

Wir haben Verantwortung für uns, unseren Nächsten und die Umwelt                                           
                                                                                                                                                   © pixabay 

Aus dem Bistum
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Weitere Informationen bei der 
„Initiative Lieferkettengesetz“, 
ein Bündnis aus Menschen-

rechts-, Entwicklungs- und Um-
weltorganisationen, Gewerk-
schaften und Kirchen, unter 
www.lieferkettengesetz.de

Die Initiative hat im Juli 2020 
eine Petition an Bundeskanzle-
rin Angela Merkel abgeschlos-

sen, die über 220.000 Menschen 
unterstützt haben. Eine neue 

Protestaktion richtet sich gegen 
die Blockadehaltung des Bun-

deswirtschaftsministers und hat 
bereits über 48.000 Unterstütze-

rinnen und Unterstützer.

gewähren, damit sie Schadens-
verursacher zur Rechenschaft 
ziehen können“, heißt es in dem 
Papier. Der Grund: Durch frei-
willige Ansätze gelinge es nicht, 
„Menschen und den Planeten 
vor Umweltzerstörung und Men-
schenrechtsverletzungen zu 
schützen.“

Der Appell, der auch von 14 
deutschen Bischöfen unter-
zeichnet wurde, darunter die 
Erzbischöfe Stephan Burger 
(Freiburg im Breisgau), Reinhard 
Kardinal Marx (München und 
Freising) und Ludwig Schick 
(Bamberg) sowie die Bischö-
fe Stephan Ackermann (Trier), 
Georg Bätzing (Limburg) und 
Michael Gerber (Fulda), und 
von der internationalen Allianz 
katholischer Entwicklungsor-
ganisationen unterstützt wird, 
schließt mit dem Wunsch: „Die 
Corona-Krise sollte als Chance 
genutzt werden, um einen fai-
ren Wandel in Gang zu setzen 
und einem neuen Wirtschafts-
system den Weg zu bahnen, das 
vornehmlich dem Menschen 
und dem Planeten dient.“

Ziele eines  
Lieferkettengesetzes

Ein Lieferkettengesetz (manch-
mal auch Wertschöpfungsket-
tengesetz genannt) soll Unter-
nehmen verpflichten und sogar 
haftbar machen, bei importier-
ten Rohstoffen, Vorleistungen 
und Fertigprodukten in allen 
Phasen der Liefer- bzw. Wert-
schöpfungskette bis hin zur 
Entsorgung zu kontrollieren, ob 
umweltschädigende oder men-
schenrechtswidrige Arbeitsbe-
dingungen bei Produktion und 
Transport vorliegen. 

Ein Unternehmen muss wesent-
liche Risiken seiner Geschäftstä-
tigkeit auf Menschenrechte und 
Umwelt ermitteln. Ergänzend zu 
dieser Sorgfaltspflicht muss das 
Unternehmen auch vorsorglich 
wirksame und zumutbare Maß-
nahmen zum Schutz von Mensch 
und Umwelt ergreifen. Letztlich 
soll ein Lieferkettengesetz zu 
mehr Fairness und Solidarität in 

der globalen Wirtschaft beitragen 
und zu menschenrechtlichen und 
nachhaltigen Produktionsweisen 
führen.

Freiwillige Selbstver-
pflichtung reicht nicht

Auch Misereor-Bischof Stephan 
Burger (Freiburg) unterstützt ein 
Lieferkettengesetz, das Men-
schenrechtsverletzungen und 
Umweltschäden in den Wert-
schöpfungsketten deutscher Un-
ternehmen wirksam vorbeugen 
müsse. Der „Nationale Aktions-
plan für Wirtschaft und Men-
schenrechte“ (NAP) der Bundes-
regierung von 2016, der auf die 
„Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte“ der Vereinten 
Nationen von 2011 zurückgeht, 
sehe bisher lediglich freiwillige 
Selbstverpflichtungen vor. Die 
Bundesregierung hatte allerdings 
im Koalitionsvertrag vereinbart, 
gesetzgeberisch tätig zu werden, 
wenn bis 2020 nicht mindestens 
die Hälfte der großen Unterneh-
men freiwillig auf die Einhaltung 
der Menschenrechte achtet. Ein 
deutsches Lieferkettengesetz, das 
die menschenrechtlichen Sorg-
faltspflichten etwa auf die 250 
größten deutschen Unternehmen 
und das erste Glied der Lieferkette 
beschränke, ist nach Auffassung 
des Misereors-Geschäftsführers 
Pirmin Spiegel kein Fortschritt. 
Bei einer Befragung von rund 
2.250 international tätigen deut-
schen Unternehmen für die Bun-
desregierung im Jahr 2020 (NAP-
Monitoring) haben nur rund ein 
Fünftel überhaupt geantwortet 
und davon weniger als die Hälf-
te hat nachweisbar angegeben, 
menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflichten einzuhalten.

Bislang liegen lediglich Eckpunk-
te des Bundesentwicklungs- und 
Bundesarbeitsministeriums für 
ein Lieferkettengesetz vor, die 
Sorgfaltspflichten der Unterneh-
men definieren, eine Berichts-
pflicht der Unternehmen sowie 
Regelungen zu Klagemöglich-
keiten Betroffener vorsehen. Das 
Gesetzesvorhaben ist umstritten; 
Bundeswirtschaftsminister Peter 
Altmeier und die Spitzenverbän-

de der Wirtschaft sind gegen ein 
Lieferkettengesetz. Trotzdem 
soll das Gesetz noch vor der 
nächsten Bundestagswahl 2021 
verabschiedet werden.
                                  Michael Bauer

Unter welchen Bedingungen werden die Schnäppchen des BlackWeek 
Supersale eigentlich hergestellt? Damit deutsche Unternehmen auch 
im Ausland Menschenrechte achten und Umweltzerstörung vermei-
den, soll die hessische Landesregierung weitere Schritte ergreifen. Das 
fordert die hessische Steuerungsgruppe des breiten zivilgesellschaft-
lichen Bündnisses „Initiative Lieferkettengesetz“. Dafür müsse die Lan-
desregierung auf Feldern wie der öffentlichen Beschaffung, der Wirt-
schaftsförderung oder der Landesbeteiligung an Unternehmen aktiver 
werden. So könnten etwa die vergaberechtlichen Regelungen ange-
passt werden, damit nur noch Produkte beschafft werden, bei deren 
Produktion grundlegende Sozial- und Umweltstandards erfüllt werden.

Andrea Jung, Koordinatorin beim Entwicklungspolitischen Netzwerk 
Hessen, erläutert die Position der Steuerungsgruppe: „Wir sehen hier 
nicht nur die Bundesregierung in der Pflicht. Auch auf Landesebene 
gibt es zahlreiche Möglichkeiten, eine verantwortungsvolle Haltung in 
Bezug auf globale Lieferketten zu fördern.“

Die Initiative Lieferkettengesetz ist Zusammenschluss von mehr als 100 
zivilgesellschaftlichen Organisationen. Das Bündnis strebt ein starkes 
und weitreichendes Gesetz an, das menschenrechtliche und umwelt-
bezogene Sorgfaltspflichten gesetzlich verankert. 

In Hessen wird die Initiative unter anderem getragen vom Entwick-
lungspolitischen Netzwerk Hessen, dem DGB, ver.di, dem BUND, den 
Weltläden, verschiedenen Fachstellen der Bistümer und Landeskir-
chen sowie weiteren zivilgesellschaftlichen Organisationen 

Initiative Lieferketten-
gesetz Hessen sieht 

auch Handlungsbedarf 
auf Landesebene 

                 © lieferkettengesetz.de
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Gewerkschaften, KAB und Betriebsseelsorge fordern Umdenken
In den vergangenen Jahren 
sind immer wieder Berichte 
über Missstände in der Fleisch 
verarbeitenden Industrie, bei 
Werkverträgen, Zeitarbeit und 
Unterbringung von Arbeitern 
in den Schlagzeilen gewesen. 
Auch die Politik hat inzwischen 
den Handlungsbedarf erkannt. 
Im Sommer 2020 hat das Bun-
deskabinett strenge Regeln für 
die Fleischindustrie beschlos-
sen. Arbeitsminister Hubertus 
Heil hat einen Gesetzesentwurf 
zur Arbeitsschutzkontrolle auf 
den parlamentarischen Weg ge-
bracht. Auslöser war die spekta-
kuläre Corona-Masseninfektion 
in der Großschlachterei Tönnies 
in nordrhein-westfälischen Rhe-
da-Wiedenbrück.

In Rheinhessen existieren im   
Zuständigkeitsbereich des Land-
kreises Alzey-Worms zwei Fleisch 
verarbeitende Betriebe, der 
Schlachthof Färber in Alzey und 
der Großbetrieb Sutter in  Gau-Bi-
ckelheim. In einem Schreiben an 
die Kreisverwaltung im Juni 2020 
zeigte sich die Gewerkschaft 
Nahrung- Genuss- Gaststätten 
Mainz-Darmstadt (NGG), der DGB 
Kreisverband Alzey-Worms und 
die katholische Betriebsseelsor-
ge Rheinhessen um das Wohl 
der beschäftigten Arbeitnehmer/
innen in der Fleischindustrie 
besorgt. Der hohe Anstieg von 
Covid19-Infektionen und die Er-
krankung hunderter osteuropäi-
scher Arbeitsmigranten in Nord-
rhein-Westfalen habe auch in der 
Region dafür gesorgt, dass die Ar-
beitsbedingungen in der Fleisch 
verarbeitenden Industrie und die 
Wohnbedingungen der Mitar-
beiter in den Blickpunkt geraten 
seien. Eindringlich forderten die 
Briefschreiber die Kontrollen zu 
verstärken und gegebenenfalls 
arbeits- wie sozialrechtliche Ver-
stöße zu ahnden und „die mög-
liche Ausbeutung auf Kosten 

Für faire Arbeitsbedingungen
in der Fleischindustrie

DGB, NGG und die Betriebsseelsorge fordern ein Umdenken in der Fleischindustrie, hier vor dem Werkstor bei Sutter 
in Gau-Bickelheim.                                                                                                                                                                                                 © bss 

Schwächerer“ zu unterbinden. 
In ihrer Antwort sieht sich die 
Kreisverwaltung im Bereich der 
Kontrollen gut aufgestellt. Der 
Schlachthof sei „ein handwerklich 
strukturierter Schlafhof“ mit nur 
zwei Schlachttagen in der Woche. 
Beschäftigt seien dort nur rund 25 
festangestellte Mitarbeiter/innen 
in normaler Wohnsituation. Und 
auch bei Sutter ergäbe sich kein 
erhöhter Kontrollbedarf, teilte der 
Landkreis mit, da es sich weitest-
gehend um dauerhaft angestellte 
Mitarbeiter handele. 

Kreisverwaltung  
sieht keine  

Beanstandungen

Der überwiegende Teil der Werk-
vertragsmitarbeiter sei schon 
langjährig bei Sutter beschäftigt, 
hätten sich ihre Wohnungen selbst 
gesucht oder seien in Betriebs-
wohnungen untergebracht. Es 
handele sich also nicht um Mas-
senunterkünfte, wie von anderen  
Fleisch verarbeitenden Betrieben 
mit einem hohen Infektionsri-
siko bekannt; eine gesetzliche 
Grundlage zur weitergehenden 
Überprüfung gäbe es nicht. Auch 
im Betrieb herrschten hohe Hygi-

enestandards, wie Kontrollen des 
Gesundheitsamtes ergaben.

Gewerkschaften  
drängen auf neue 

Regeln für die Fleisch-
industrie

Dennoch ist die Firma Sutter 
immer wieder Adressat von Pro-
testaktionen vor dem Werkstor. 
Fast ein Drittel der Beschäftigten 

ist bei Subunternehmen ange-
stellt, die über Werkverträge als 
Dienstleister tätig sind. In Werk-
verträgen sehen Gewerkschaf-
ten und Betriebsseelsorge das 
Einfallstor für unfaire Bedingun-
gen. Elwis Capece von der NGG 
Mannheim-Heidelberg begrün-
det das wie folgt: „Offiziell sagen 
die Fleischunternehmer, sie ha-
ben damit nichts zu tun, weil die 
Beschäftigten sich selbst um ihre 

Einer der Protagonisten im Kampf um faire Arbeitsbedingungen ist Prä-
lat Peter Kossen aus dem westfälischen Lengerich. Er ist Vorstandsmitglied 
der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) in Münster. Er kämpft 
seit Jahren gegen schlechte Arbeitsbedingungen in Schlachthöfen. „Durch 
das System der Subunternehmer und Werkverträge kommen Drogenhan-
del, Zwangsprostitution und Menschenhandel mit in die Region“, warnte 
er. „Das sind mafiöse Strukturen, die sich hier allmählich ausbreiten,“ sagte 
Kossen der Tageszeitung WELT. „Unbescholtene Bürger“ hätten kräftig an 
der Situation der Arbeitsmigranten mitverdient, „wenn abbruchreife Häuser 
für horrende Preise vermietet werden“. Dies hatte Kossen in einer Predigt  
erklärt.                                                                                                                                         © kossen

Aus dem Bistum
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Aus-geschlachtet!
Für menschenwürdige Arbeit statt Ausbeutung 

Der eklatante Anstieg von Covid-
19-Infektionen und die Erkran-
kung hunderter osteuropäischer 
Arbeitsmigrant/innen in der 
Fleisch verarbeitenden Industrie 
hat im ganzen Land Empörung 
ausgelöst. Zu Recht: Unhaltbare, 
teils menschenunwürdige Le-
bens- und Arbeitsbedingungen 
durch unseriöse Werkverträ-
ge, überteuerte, unhygienische 
(Sammel-)Unterkünfte und Ar-
mutslöhne sind Ursache für zu-
tiefst unmenschliche Zustände 
– nicht nur in der fleischverarbei-
tenden Industrie, sondern auch 
bei Erntehelfern aus Osteuropa. 
Unzählige Frauen und Männer 
werden seit Jahren in Knebelver-
trägen physisch und psychisch 
verschlissen und in einschlägigen 
Branchen auf im wahren Sinn des 
Wortes unerhörte Weise „ausge-
schlachtet“. Sie sind es nun, die 
mangels Schutz dem Virus ausge-
setzt sind, in Massen erkranken, 
und um ihre Gesundheit, manche 
um ihr Leben ringen.

Als Betriebsseelsorger/innen in 
Deutschland können und wollen 
wir die erneut eskalierte Situati-
on von Arbeitsmigrant/innen in 
Deutschland nicht hinnehmen: 
Was in der Fleischindustrie aber 
auch vielen anderen Branchen 
geschieht, ist ein ethischer Skan-
dal. Seit Langem. Covid-19 wird 
lediglich zum Brennglas für das, 
was vorher bereits unerhörte Nor-
malität war.

Das Einfallstor für Ausbeutung 
und Eskalation ist die legale 

Aus dem Bistum

Dokumentation

Stellungnahme der Katho-
lischen Betriebsseelsorge 
Deutschland zur Situation 
von Werkvertragsarbeitneh-
mer/innen in der Fleisch-
wirtschaft und anderen Ge-
werken vom 19. Mai 2020

Möglichkeit von Werkvertrags-
vergabe an Subunternehmen: 
Wirtschaftliche Haftung und 
soziale Verantwortung wird an 
„Dritte“, an Dienstleister, abgege-
ben. Subunternehmer heuern zu 
Niedrig- und Armutslöhnen an, 
oft Arbeitnehmer/innen aus Ost-
europa, und zwängen sie in unter-
schiedlichste Abhängigkeiten. So-
genannte „Wohn-Werksverträge“ 
kombinieren Lohndumping mit 
Wuchermieten für schäbige win-
zige Unterkünfte. Diese Verträge 
schaffen einen Teufelskreis von 
Abhängigkeiten und Ausbeutung 
und grenzen an „moderne Sklave-
rei“, die ethisch und menschlich 
inakzeptabel ist.

Seit Jahren mahnen wir daher ge-
meinsam mit der Gewerkschaft 
NGG und Beratungsstellen des 
DGB-Projekts „Faire Mobilität“ 
die Missstände im System an. Zu 
Recht protestieren in diesen Ta-
gen auch Bürger wie z.B. Prälat 
Peter Kossen mit seinem Verein 
„Aktion Würde und Gerechtigkeit 
e.V.“ in Coesfeld lautstark gegen 
die ausbeuterischen Strukturen in 
der Fleischindustrie vor Ort.
Es wird höchste Zeit, dass vieler-
orts das Unerhörte endlich Gehör 
findet.

Die angekündigten Verbesserun-
gen beim Gesundheits- und Ar-
beitsschutz und deren strengere 
Kontrollen durch (personell gut 
ausgestatte) Behörden sind ein 
erster, notwendiger Schritt. 

Doch es braucht eine grundle-
gende politische Intervention. 
Als Betriebsseelsorger/innen in 
Deutschland fordern wir die Ver-
antwortlichen von Politik und 
Wirtschaft auf, Maßnahmen zu 
ergreifen, die Ausbeutung von 
Arbeitsmigrant/innen strukturell 
verhindern. Wichtig ist eine ein-
schlägige Reform oder sogar die 
Abschaffung von Werkvertrags-
vergabe an Subunternehmen. 
Nur so lässt sich das Aushöhlen 
von Arbeitsrecht vermeiden und 
Zuständigkeiten für soziale Ver-
antwortung klar benennen. Denn 
nur so lassen sich arbeits- wie 
sozialrechtlichen Verstöße ahn-
den und Ausbeutung auf Kosten 
Schwächerer unterbinden. 

Unsere uneingeschränkte Solida-
rität gilt zuerst und vor allem den 
von Ausbeutung und Krankheit 
betroffenen Kolleg/innen in den 
Fabriken und Gewerken. Ihnen 
wissen wir uns aus der morali-
schen und sozialen Verantwor-
tung unseres christlichen Glau-
bens zutiefst verpflichtet.

Im Auftrag 
der Bundeskommission  
Betriebsseelsorge

                                          Ingrid Reidt

Unterkunft kümmern.“ „Das ist 
zynisch“, sagt er, „denn natürlich 
gibt es langjährige Geschäftsbe-
ziehungen zwischen Auftragge-
bern, Subunternehmen und den 
Vermietern der Unterkünfte“. Was 
fehlt, seien rechtlich verbind-
liche Mindeststandards für die 
Unterbringung der Beschäftig-
ten.“ Dies ist eines der Anliegen 
der Gewerkschaftsinitiative, die 
sich für ein Verbot der Werkver-
träge und Leiharbeit einsetzt. „In 
den vergangenen Jahren sind 
alle Versuche gescheitert, die 
Branche zum Umdenken zu be-
wegen – weder durch freiwillige 
Selbstverpflichtungen und selbst 
mit dem Gesetz zur Sicherung 
von Arbeitnehmerrechten in der 
Fleischwirtschaft nicht. Das Ver-
bot ist überfällig“, so die Gewerk-
schaftssekretärin Birgit Glöckner 
von der NGG Darmstadt-Mainz. 
Es gehe darum, den Missbrauch 
von Werkvertragsgestaltungen in 
der Fleischindustrie zu unterbin-
den und die Stammbelegschaft 
in dieser Branche zu stärken. Die 
Branche habe „das Vertrauen des 
Gesetzgebers missbraucht“, heißt 
es allerorts. An und für sich sind 
Werkverträge etwas Normales 
und werden in verschiedenen Be-
reichen sinnvoll eingesetzt. 

Die Gewerkschaft NGG warnte 
mit ihren Aktionen auch vor den 
Toren der Sutter GmbH in Gau-
Bickelheim und in den bundes-
weiten Aktionswochen vor einer 
Verwässerung des Gesetzent-
wurfes durch Fleischlobbyisten. 
Leiharbeit in der Fleischwirt-
schaft müsse ebenfalls verbo-
ten werden. „Denn, Leiharbeit 
ist nicht die gute Schwester der 
bösen Werkverträge“, Auftrags-
spitzen können in Unternehmen 
mit Arbeitszeitkonten – und der 
Möglichkeit die das Arbeitszeit-
gesetz bietet – durch eigene Sai-
sonkräfte aufgefangen werden. 
Eine Umgehung der gesetzli-
chen Regelungen durch Grün-
dung neuer Tochtergesellschaf-
ten gilt es dabei zu verhindern, 
so die Forderung der Gewerk-
schaft. 

         Hans-Georg Orthlauf-Blooß

Aus dem Bistum

Bundestag und Bundesrat haben Mitte Dezember mehrheitlich 
ein Gesetz gegen Ausbeutung in der Fleischindustrie beschlossen: 
Werkverträge werden ab Januar 2021 verboten, Leiharbeit ab April 
2021 beim Schlachten und Zerlegen grundsätzlich untersagt. Leih-
arbeitnehmer dürfen noch drei Jahre lang in der Fleischverarbei-
tung (nicht beim Schlachten und Zerlegen) beschäftigt werden, 
um Auftragsspitzen aufzufangen, sofern ein Tarifvertrag vorliegt. 
Weiterhin werden einheitliche Kontrollstandards und höhere Buß-
gelder bei Verletzungen des Arbeitsschutzes  (bis zu 30.000 Euro) 
eingeführt.
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Gute Pflege? Die Rechnung ohne den 
Menschen (ohne Corona) gemacht!
Für ein Gesundheitssystem jenseits von Kommerz und Profit 
Die Coronakkrise verlangte und 
verlangt von allen außerordent-
liche Maßnahmen zur Minde-
rung der Ausbreitung von Co-
vid-19. Die Verantwortung für 
Gesundheit und die Gesellschaft 
hat auch seitens der Betriebs-
seelsorge im Bistum Mainz, der 
Katholischen Arbeitnehmer-
Bewegung (KAB) und Kolping 
als Initiatoren des traditionellen 
Empfangs am Vorabend zum 
Tag der Arbeit zur Entscheidung 
geführt, auf das uns lieb gewor-
dene Format von Gottesdienst, 
Vortrag und Begegnung 2020 
verzichten.

Zum schon weit vor der Coro-
nakrise gewählten und schon 
damals brennenden Thema der 
medizinisch-pflegerischen Ver-
sorgung in Solidarität mit al-
len in der Branche Tätigen des 
„ausgefallenen“ Empfangs zum 
Vorabend des Tags der Arbeit 
2020 interviewte Ingrid Reidt 
die versierte und systemkriti-
sche Referentin Dr. Nadja Ra-
kowitz, Medizinsoziologin und 
Geschäftsführerin des Vereins 
demokratischer Ärztinnen und 
Ärzte.

Sie spricht über die sich seit 
Jahren zuspitzende Problemla-
ge des gegenwärtigen Gesund-
heitssystems, deren (insbeson-
dere gegenwärtig verschärft 
spürbaren) Auswirkungen, aber 
auch über politische Notwen-
digkeiten sowie Visionen für 
eine nachhaltige Pflege in der 
Zukunft.

Ingrid Reidt: Die medizinisch-
pflegerische Versorgung alter 
und kranker Menschen ist ein un-
verzichtbarer Dienst an Mensch 
und Gesellschaft und hat nicht 
erst seit Corona absolute Wert-
schätzung verdient. Doch die 
Rahmenbedingungen für diese 

anspruchsvolle Arbeit verschär-
fen sich unentwegt: Zeit- und 
Kostendruck, physischer und psy-
chischer Verschleiß der Beschäf-
tigten, akuter Fachkräftemangel 
in der ganzen Branche, Kranken-
häuser, die selbst ums Überleben 
kämpfen. Als Medizinsoziologin 
beschäftigen Sie sich seit Jahren 
mit dieser Thematik. Wie erklärt 
sich diese „Schizophrenie“?
 

Nadja Rakowitz: Ganz abstrakt 
würde ich antworten: Diese Schi-
zophrenie ist notwendig im Ka-
pitalismus angelegt. Wir erfahren 
jetzt anschaulich oder besser ge-
sagt: schmerzhaft, was es bedeu-
tet, ein Gesundheitswesen immer 
weiter kapitalistischen Mechanis-
men auszusetzen. Was meine ich 
damit? 

„Es war einmal  
verboten, dass Kran-
kenhäuser Gewinne 

oder Verluste machen 
dürfen!“ 

Bis Anfang der 1980er-Jahre war 
es mehr oder weniger Konsens in 
der Gesellschaft in Deutschland, 
dass man bestimmte Bereiche des 
Gesundheitswesens vor Markt-
mechanismen und Profitlogik 
schützt. Es war schlicht gesetzlich 
verboten, dass Krankenhäuser 
Gewinne oder Verluste machen 
durften. Und es gab Regelungen, 
wie viel Personal für wie viele Pa-
tienten da sein musste. Was im 

Krankenhaus gemacht und auch 
was an Strukturen vorgehalten 
werden musste, auch wenn es 
nicht täglich genutzt wurde, 
wurde bezahlt. Selbstkostende-
ckungsprinzip heißt das. Und es 
war und ist ein sinnvolles Prinzip. 
Feuerwehren werden genauso fi-
nanziert. Bislang ist niemand auf 
die Idee gekommen, dass man 
Feuerwehren effektiver machen 
würde, wenn man sie nur noch 
für gelöschte Brände bezahlen 
würde. Jedenfalls leuchtet je-
dem ein, was ein solches Prinzip 
zur Konsequenz hätte. Die Zahl 
der Brände würde steigen, oder 
nicht?

Im Gesundheitswesen hat man 
aber genau das gemacht. Man 
hat ein Preissystem eingeführt, 
das genau so funktioniert: Im 
Zuge der weltweiten neolibe-
ralen Umgestaltung der Gesell-
schaften hat man besonders den 
Krankenhaussektor in Deutsch-
land zu einem Markt mit entspre-
chender Konkurrenz umgebaut. Dr. Nadja Rakowitz                       © bss 
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Alle Krankenhäuser, unabhängig 
von ihrer Trägerschaft, müssen 
auf diesem Markt agieren, als ob 
sie Unternehmen seien. Die neo-
liberalen Gesundheitsökonomen 
und die meisten Gesundheitspo-
litiker meinten, dass man so die 
Ausgaben der Gesellschaft für 
Krankenhäuser senken, aber die 
„Produktivität“ erhöhen könn-
te – wie in einer kapitalistischen 
Fabrik. Deshalb haben wir unser 
Bündnis auch „Krankenhaus statt 
Fabrik“ genannt.

Ingrid Reidt: Im Mittelpunkt der 
medizinischen Versorgung – so 
höre ich immer wieder von Pfle-
gekräften aber auch von Einrich-
tungsträgern – stehe längst nicht 
zuerst der Mensch, sondern doch 
nur der „Fall“ und das Geld, das da-
für fließt. Das Ethos einer ganzen 
Branche ist gefährdet und mit ihr 
die gesundheitliche Versorgung. 
Wird der Markt über die menschen-
würdige Pflege am Ende siegen? 
Oder schärfer: Was muss noch pas-
sieren?

Nadja Rakowitz: Am Tag vor dem 
1. Mai gleich mal ein Schuss Op-
timismus vorweg: Nein, der Markt 
wird nicht siegen über die men-
schenwürdige Pflege! Die Bewe-
gung dagegen wird gerade hier 
in Deutschland immer stärker.

„Der Markt wird nicht 
über die menschen-

würdige Pflege  
siegen!“ 

Aber eins nach dem anderen. 
Um Markt und Konkurrenz in den 
Krankenhäusern einzuführen, 

wurden 2004 die sogenannten 
diagnosebezogenen Fallpauscha-
len oder Fallgruppen, die DRG, zur 
Finanzierung der Krankenhäuser 
eingeführt. DRG steht für Diagno-
sis Related Groups. Sie funktionie-
ren ganz einfach gesagt so, dass 
jeder Patient mit einer bestimm-
ten Krankheit einer bestimmten 
Fallgruppe zugeordnet wird, die 
multipliziert wird mit dem soge-
nannten Basisfallwert. Und dies 
ergibt dann den Preis, den das 
Krankenhaus für die Behandlung 
dieses Patienten bekommt. Das 
heißt für das Krankenhaus, dass 
es nur für „warme Betten“ Geld 
bekommt. Vorhaltekosten z.B. 
für eine Geburtshilfestation, die 
Notfallambulanz etc. werden in 
diesem System nicht oder nicht 
adäquat finanziert.

Logik des Marktes:  
mehr Patienten: 

weniger Ausgaben

Das sieht man jetzt in der Pande-
mie besonders deutlich, weil Bet-
ten freigehalten werden sollen für 
die möglichen Covid19-Patien-
ten. Für diese Betten gibt es aber 
im DRG-System kein Geld. Des-
halb musste schnell ein Gesetz 
verabschiedet werden, das diese 
Lücke provisorisch füllt. In der 
Situation der Konkurrenz muss 
ein Krankenhaus nämlich dafür 
sorgen, dass es zum einen mög-
lichst viele Fälle, also Patienten, 
bekommt und zum anderen sei-
ne Ausgaben für die Versorgung 
dieser Patienten deutlich senkt. 
Letzteres kann man im Kranken-
haus vor allem, wenn man an den 
Beschäftigten spart. Deshalb wur-

de Pflegepersonal abgebaut, wur-
den Bereiche outgesourct und 
versucht, Tätigkeiten von besser 
bezahltem Personal an schlechter 
bezahltes Personal zu delegieren. 
Im Ergebnis führte das zu Über-, 
Unter- und Fehlversorgung. 

Mit den Jahren konnte man fest-
stellen, dass die Leistungen dem 
Geld folgen, will heißen: Dort, wo 
es für das Krankenhaus lukrativ 
ist, gibt es eine auffällige Häufung 
von Fällen, nicht lukrative Abtei-
lungen wie die Pädiatrien und die 
Geburtshilfe dagegen arbeiten 
defizitär oder werden gleich ge-
schlossen. Alle Beschäftigten im 
Krankenhaus sind diesen Sach-
zwängen unterworfen und ein 
Arbeiten nach professionellem 
Ethos steht sowohl für Ärzte als 
auch für Pflegekräfte, Therapeu-
ten und anderes medizinische 
Personal immer im Widerspruch 
zu dieser Logik.

Dagegen gibt es aber inzwischen 
Protest: Spätestens seit die Be-
schäftigten in der Berliner Charité 
ihren Kampf für mehr Personal 
und eine gesetzliche Regelung 
begonnen haben und dies ganz 
viele andere Belegschaften er-
mutigt hat, auch aufzubegehren 
– selbst jetzt unter den schwieri-
gen Bedingungen der Pandemie 
–, ist selbst die konservative und 
wirtschaftsliberale Politik so un-
ter Druck geraten, dass sie schon 
an bestimmten Punkten einen 
anderen Weg einschlägt. So ist 
z.B. die Finanzierung der Pflege 
am Bett schon aus der Fallpau-
schalenlogik herausgenommen 
worden und wird wieder über 
ein Selbstkostendeckungsprinzip 
finanziert. Die Tür für sinnvolle 
Lösungen ist also schon ein paar 
Zentimeter offen. Deshalb mein 
vorsichtiger Optimismus.

Ingrid Reidt: Die Ausbreitung von 
Covid-19 macht der ganzen Welt 
einen Strich durch die Rechnung 
und vor allem durchs Leben. Die 
Bedrohung für Mensch und Ge-
sellschaft ist unabsehbar. Die me-
dizinische und pflegerische Arbeit 
wird derzeit so hoch bewertet wie 
vielleicht noch nie. Doch – provo-
kant gefragt: Werden der Applaus, 

überbordende Worte und gutge-
meinte Blumengrüße ausreichen, 
um grundlegende Wertschätzung 
und Aufwertung der Pflege in „gu-
ten Zeiten“ zu etablieren?

Nadja Rakowitz: Sicher nicht. Die 
Musiker und Schauspieler, denen 
man sonst applaudiert, können 
auch nicht vom Applaus alleine 
leben. Wertschätzung von Lohn-
arbeit in einer kapitalistischen 
Gesellschaft muss sich auch in 
entsprechenden Löhnen ausdrü-
cken. Und da ist bei der Pflege, 
wie bei den MTAs und anderen 
Berufsgruppen im Krankenhaus, 
noch Luft nach oben.

„Die Beschäftigten 
brauchen vor  
allem  g u t e  

Arbeitsbedingungen“

Aber die Kämpfe der Beschäf-
tigten in den letzten fünf Jahren 
haben uns auch sehr deutlich 
gezeigt, dass Geld alleine nicht al-
les ist. Die Beschäftigten im Kran-
kenhaus brauchen vor allem eins: 
gute Arbeitsbedingungen. Denn 
nur mit guten Arbeitsbedingun-
gen können sie auch gute Arbeit 
und das heißt professionelle Ar-
beit leisten. Gute Arbeitsbedin-
gungen im Krankenhaus heißt 
nicht nur für die Pflege, sondern 
z.B. auch für die Servicekräfte, die 
für die Hygiene im Krankenhaus 
zuständig sind etc., dass es genü-
gend Kolleginnen und Kollegen 
gibt. Nur mit einer ordentlichen 
Beschäftigtenquote haben wir 
auch eine gute Strukturqualität.
Ich hoffe, dass die ideelle Wert-
schätzung, die aktuell die Beschäf-
tigten in Krankenhäusern aber 
auch in anderen gesellschaftlich 
relevanten Berufen erfahren, 
sich bald auch in eine reale Wert-
schätzung niederschlägt, also ei-
nerseits in besseren Löhnen und 
andererseits in besseren Arbeits-
bedingungen. Leider gibt es im 
Moment aber nicht nur Grund zu 
Optimismus: In den Krankenhäu-
sern wurden gerade 12-Stunden-
Schichten erlaubt, was einer Wert-
schätzung Hohn spricht. Auch 
habe ich die Befürchtung, dass 
die kommende Weltwirtschafts-
krise so heftig werden wird, dass © parentingupstream/pixabay.com 
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Kämpfe für eine qualitativ bessere 
Bedingungen für die Beschäftig-
ten sehr schwer werden.

Ingrid Reidt: Sie arbeiten seit vielen 
Jahren akribisch an einer grundle-
genden Veränderung des Gesund-
heitssystems und bringen immer 
wieder die Daseinsvorsorge ins 
Spiel. Wie und durch welche Struk-
turen oder Strukturveränderungen 
gelingt es, die Versorgung kranker 
und alter Menschen menschenwür-
dig, nachhaltig und solidarisch für 
alle Beteiligten zu gestalten? Kurz: 
Was muss zum Besseren gesche-
hen?

Nadja Rakowitz: Lassen Sie uns 
mit der leidigen Geldfrage begin-
nen: Die Einführung einer konse-
quenten solidarischen Bürgerver-
sicherung, bei der alle Einkommen 
und alle Einkommensarten ohne 
Beitragsbemessungsgrenze ver-
beitragt würden und in die alle 
Menschen in der Bundesrepublik 
einbezogen wären, würde eine 
massiver Umverteilung von Reich-
tum in der Krankenversicherung 
zugunsten der schlechter Verdie-
nenden bedeuten. Man könnte so 
also das nötige Geld bekommen 
für sinnvolle Reformen.

Aber ich bin mir gar nicht einmal 
sicher, ob man unbedingt mehr 
Geld bräuchte, denn vor allem 
bräuchten wir andere Strukturen.

1. 
Gesundheitsversorgung ist 

Daseinsvorsorge. Markt und 
Wettbewerb, Preise (DRGs) 
und Gewinne haben in ihr 
nichts verloren. Das DRG-
System muss abgeschafft 

werden. Es müssen – in 
einem einfachen und büro-
kratiearmen Verfahren – die 

tatsächlich entstandenen 
Kosten (einschließlich Vorhal-
tekosten) finanziert werden 

(Selbstkostendeckung). 
Gewinne müssen verboten 
werden. Die wirtschaftliche 

Verwendung der Gelder 
muss überprüfbar sein.

2. 
Ein weiterer Bettenabbau 

unter finanziellen Vorzeichen 
darf nicht stattfinden. Die 

notwendige Zahl und Größe 
von Krankenhäusern und 

deren Kooperation (Aufga-
benverteilung), die Zahl der 
Fachabteilungen und Betten 

(einschließlich Intensiv-
betten) müssen durch eine 
Bedarfsplanung der Länder 

unter demokratischer Beteili-
gung der Bürger  

und Beschäftigten ermittelt 
und umgesetzt werden. Sie 

muss an Versorgungs--

Ingrid Reidt: Wie lautet Ihr Appell 
an die Politik und die Verantwort-
lichen in Wirtschaft und Gesell-
schaft?

Nadja Rakowitz: Hören Sie auf 
die Beschäftigten in den Kranken-
häusern und lassen Sie sich von 
denen erklären, dass Konkurrenz 
auf dem Markt und professionel-
le Kooperation nicht zusammen-
passen, dass Daseinsvorsorge 
nicht über den Marktmechanis-
mus geregelt werden kann, dass 
Produktivitätssteigerung kein 
anzustrebendes Ziel im Gesund-
heitswesen ist, sondern qualitativ 
hochwertige Versorgung aller Pa-
tienten. 

Und: Schauen Sie über den Tel-
lerrand. Deutschland ist eines der 
reichsten Länder der Welt. Die 
ärmeren Länder (und die gibt es 
schon im Süden und Osten der 
EU!!) brauchen jetzt internationa-
le Solidarität, ob bei der Ausrüs-
tung, der Finanzierung oder auch 
der Verteilung von Flüchtlingen!

Ingrid Reidt: Vielen Dank für das 
Interview.

regionen und Erreichbarkeit 
(Flächendeckung) sowie an 
demografischen und Morbi-
ditätsfaktoren ausgerichtet 

sein. Dabei haben öffentliche 
Einrichtungen Vorrang.

3. 
Für alle Berufsgruppen im 
Krankenhaus müssen ver-

bindliche (gesetzlich festge-
legte) Personalbedarfszahlen 

wissenschaftlich ermittelt 
und durchgesetzt werden.

4. 
Die Vergütung der Pflege, 

der Assistenzberufe und der 
Servicebereiche muss deut-

lich erhöht werden.
Das würde im Übrigen 

bedeuten, dass Gewinnmög-
lichkeiten entfallen. Dann 

wird sich auch das Problem 
der privaten Klinikbetrei-

ber hoffentlich schnell von 
selbst erledigen. Darüber 

hinaus ist zu prüfen, wie die 
Gesundheitsversorgung als 
öffentliche Aufgabe der Da-
seinsvorsorge wieder direkt 
in die Hände der Gebietskör-
perschaften gelegt werden 

kann.

Im Anschluss an das Interview 
haben wir freilich auch über 
Wünsche und Anregungen an 
Betriebsseelsorge und Kirche 
gesprochen. Die Referentin er-
mutigte die Betriebsseelsorge-
rinnen und Betriebsseelsorger, 
nicht nachzulassen in den Be-
mühungen, sich für eine Verän-
derung des Gesundheitssystems 
und für eine menschenwürdige 
und nachhaltige pflegerische 
Versorgung für alle Beteiligten 
einzusetzen. Die gelte nicht nur 
für die Betriebsseelsorge, son-
dern auch für die Träger von Ein-
richtungen, deren freigemein-
nützige, nicht-profitorientierte 
Ausrichtung und der eigene An-
spruch im gegenwärtigen Sys-
tem gefährdet und angegriffen 
ist. Nadja Rakowitz appellierte, 
die christliche Stimme in die 
Waagschale zu werfen und sich 
für eine Krankenhauspolitik stark 
zu machen, die sich gegen eine 
Marktkonkurrenz ausspricht. Die 
Zeit sei reif dafür.

© sasint/Pixabay.com 
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Virtueller Workshop der Betriebsseelsorge zu Vorgaben und Fallstricken bei der Beantragung

Grad der Behinderung ist wichtig für 
Betroffene in der Arbeitswelt

Wie alle anderen Veranstal-
tungen der Betriebsseelsorge 
musste im Zuge der Corona-
Schutzmaßnahmen auch der im 
März vorgesehene Workshop 
für die Vertrauensleute der 
Schwerbehinderten ausfallen. 
Ausgerechnet das Thema dieses 
Workshops „Grad der Behinde-
rung und welche Vorgaben und 
Fallstricke bei der Beantragung 
zu beachten sind“ hatte großes 
Interesse ausgelöst. Die Unter-
stützung von Beschäftigten bei 
Anträgen auf Anerkennung ge-
hört zu den regelmäßigen Auf-
gaben vieler Schwerbehinder-
tenvertretungen (SBV). So fand 
der Workshop Anfang Juni 2020 
dann als virtuelles Seminar mit 
17 Teilnehmenden statt.

Eintrittskarte in die 
unüberschaubar 

vielfältige Welt der 
Nachteilsausgleiche, 

Vergünstigungen und 
sonstigen Vorteile für 
behinderte Menschen

Die Referentin Sabine Weistand, 
selbst langjährige Vertrauensper-
son für Schwerbehinderte und 
Personalrätin an der Johannes 
Gutenberg-Universität in Mainz, 
zeigte die Bedeutung der Aner-
kennung als behinderter Mensch 
und des Grads der Behinderung 
(GdB) innerhalb der Arbeitswelt 
auf. Sie zitierte dazu aus einem 
Urteil des Bundessozialgerichts, 
das eine „Eintrittskarte in die un-
überschaubar vielfältige Welt 
der Nachteilsausgleiche, Ver-
günstigungen und sonstigen 
Vorteile für behinderte Men-
schen“ darstelle. Schlagworte 
wie steuerliche Pauschalen, der 
besondere Kündigungsschutz, 
Sonderurlaub, die behinderten-
gerechte Arbeitsplatzgestaltung, 
Möglichkeiten der Teilzeit bis hin 
zu einer vorgezogenen Altersren-

te unterstreichen die Bedeutung. 
Es gehe immer um die Ermögli-
chung einer „gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft“, 
wie es im Gesetzestext heißt. Die 
Grundlagen zur Beantragung sind 
im Sozialgesetzbuch IX und die 
Versorgungsmedizinverordnung 
(VersMedV) enthalten, die in kei-
nem SBV-Büro fehlen dürfe.

Nicht immer führen 
Änderungsanträge zu 

Verbesserungen

Wie wird der Behinderungsgrad 
ermittelt? Wann ist es geschickt, 
einen Antrag beim zuständigen 
Versorgungsamt bzw. Integrati-
onsamt zu stellen und wann bes-
ser nicht? Weistand erläuterte 
das Antragsverfahren und zeig-

Noch ungewohnt war der virtuelle Workshop mit 17 Teilnehmenden       © bss 
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te auch „die Klippen auf, die es 
zu umschiffen gilt“. Nicht selten 
scheiterten Anträge bzw. Wider-
sprüche, weil sie formale Fehler 
aufwiesen oder unvollständig 
seien. Auch sollten es sich Betrof-
fene gut überlegen und deshalb 
beraten lassen, ob Änderungsan-

träge in ihrem speziellen Fall zu 
einer Verbesserung führen. Jeder 
Fall werde neu geprüft und die 
neuen Einstufungen fielen nicht 
selten schlechter aus, gab Sabine 
Weistand zu bedenken . 

Hans-Georg Orthlauf-Blooß

Die Welt befindet sich in einem Wandel,  
den es so noch nie gab. 
25. Februar 2021 von 9.30 bis 16.00 Uhr
Im Workshop mit Dr. Beate Frank, Coach und Supervisorin können 
wir mental und körperlich üben, immer wieder die Aufmerksam-
keit auf sich selbst zu lenken und sich zwischen persönlicher und 
sozial-ökologischer Achtsamkeit auszubalancieren. 

Kommunikation im eigenen Haus 
5. Oktober 2021 von 9.30 bis 16.00 Uhr
SBV-Arbeit ist im Kern Kommunikationsarbeit. Selbst Ansprech-
partner/in zu sein, die richtige Person im Betrieb ansprechen und 
die Anliegen im Team und am besten unternehmensweit sichtbar 
zu machen - klingt wie ein Fass ohne Boden? Im Seminar mit der 
Psychologin Julia Malcherek arbeiten wir an eine Strategie, dieses 
miteinander zu verknüpfen. 

Die Workshops finden in Mainz  
im Tagungszentrum Erbacher Hof statt.  
Teilnehmerbeitrag 35,-- €
Es ist eine Anmeldung erforderlich. 
Infos: www.arbeitswelt-bistum-mainz.de

Workshops 
für Vertrauensleute
der Schwerbehin-
derten und ihre 
Stellvertreter/innen Die App „Teilhabeberatung“ 

bietet Unterstützung bei 
Fragen zur Teilhabe und Re-
habilitation. Sie ist gedacht 
für Menschen, die von Be-
hinderung bedroht sind 
oder bereits einen Grad 
der Behinderung haben 
und deren Angehörige. Mit 
ihr lassen sich schnell und 
einfach Beratungsangebo-
te der Ergänzenden unab-
hängigen Teilhabeberatung 
(EUTB®) in der Umgebung 
finden, sogar eine Termin-
vereinbarung wird angebo-
ten. 

Die App ist kostenlos im 
App Store für iOS und im 
Google Play Store für An-
droid Geräte erhältlich.
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„Wer das Problem hat,  
muss auch die Lösung finden“
Workshop für Schwerbehindertenvertretungen: Schwierigen Situation positiv begegnen

Bereits die erste Gesprächsrun-
de im Workshop für Vertrauens-
leute der Schwerbehinderten 
förderte eine ganze Reihe knif-
feliger und schwieriger Situati-
onen zutage. Im Oktober 2020 
ging es um die Frage, wie diesen 
positiv zu begegnen ist. Für die 
Betriebspsychologin Margarete 
Szpilok hängt dabei viel davon 
ab, wie die Vertrauensleute mit 
der eigenen Erwartung und den 
Fremderwartungen umgingen: 
„Wenn Erwartungen erfüllt wer-
den, werden die Erwartungen 
größer!“ Wichtig sei, unrealis-
tische Erwartungen für sich zu 
klären. 

Selbstreflexion  
und Austausch

Für viele ist es schwierig, den pro-
fessionellen Abstand zu wahren. 
Viele fühlten sich emotional in 
vielen Situationen herausgefor-
dert. Viele haben Probleme mit 
dem Abschalten: „Mich belasten 
die Probleme meiner Klienten 
auch außerhalb des Betriebs“ 
und „lassen mich nicht schlafen!“ 
Manchen Betroffenen fällt es 
schwer, dem Erwartungsdruck 
standzuhalten und angemessen 
zu reagieren. So fühlen sich viele 
massiv unter Druck, wenn unre-

alistische Erwartungshaltungen 
von Betroffenen an den gesetz-
lichen Vorgaben scheitern, diese 
Ergebnisse aber nicht akzeptiert 
werden.

Den Betroffenen  
etwas zutrauen!

Kritisch setzten sich die Vertrau-
ensleute deshalb mit ihrer Rolle 
und der Gefahr auseinander, in 
eine ungute Helfermentalität zu 
geraten. „Wir dürfen den Betrof-
fenen die Verantwortung nicht 
abnehmen, sondern müssen ih-
nen etwas zutrauen, ihre Auto-
nomie stärken und sie nicht ihrer 
Selbstwirksamkeit berauben“, ar-
beiteten die Vertrauensleute her-
aus. „Wer das Problem hat, muss 
auch die Lösung finden“, war 
eine Maxime, die die Psycholo-
gin mitgab. Und: „Was die Person 
selber kann, soll sie auch selber 
machen.“ 

Eigene Überforderung 
vermeiden/Grenzen 

kennen

Professionelle Beratung und 
gute Gesprächsführung seien 
erforderlich, wozu eine ständi-
ge Schulung und der kollegiale 
Austausch unabdingbar sind. 

Die Beratungsarbeit sei dabei 
keine Sozialarbeit, keine Psycho-
therapie, keine Konflikt- oder 
Suchtberatung. Vielmehr gehe 
es immer um den konkreten be-
trieblichen Kontext. Alles andere 
könne leicht in eine Überforde-
rung führen. Wichtig aber sei, 
dass die Vertrauenspersonen 
in die relevanten betrieblichen 
Entscheidungen einbezogen 
seien, was nicht in allen Betrie-
ben eine Selbstverständlichkeit 
darstelle. Nur so könne eine wir-
kungsvolle Interessensvertre-
tung funktionieren.

In Kleingruppen überlegten die 
Teilnehmenden, was hilft, die 
eigene Kompetenz zu stärken, 
die eigenen Grenzen zu akzep-

Die Referentin Margarete Szpilok                                                                                  © bss

Gedankenaustausch in der Kleingruppe                                                                  © bss

tieren und in allem selbst stabil 
zu bleiben. Von Bedeutung sind 
regelmäßige Pausen, Achtung 
der Arbeitszeit, Abwechslung 
und Auszeiten zur persönlichen 
Regeneration. „Und für schöne 
Momente sorgen!“ 

Zielführende  
„Abschaltrituale“ 

am Abend

Eine Vertrauensfrau erzählte 
von einem Abschaltritual, das 
sie am Abend praktiziere, eine 
andere vom Aufschreiben von 
Notizen am Ende des Tages. Im 
Arbeitsalltag sei der Verzicht auf 
permanente Erreichbarkeit hilf-
reich. Feste Sprechzeiten könn-
ten eingerichtet werden. Die 
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Schwerbehinderte nach Sozialgesetzbuch IX – Rehabilitation  
und Teilhabe für Menschen mit Behinderungen (SGB IX)

Menschen sind nach § 2 Abs. 1 und 2 SGB IX schwerbehindert, wenn ihre körperliche Funktion, geis-
tige Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von 
dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft beeinträchtigt ist und wenn bei ihnen ein Grad der Behinderung (GdB) von mindestens 50 
vorliegt. Der Grad der Behinderung wird auf Antrag durch die zuständigen Behörden festgestellt, die 
gegebenenfalls den Schwerbehindertenausweis ausstellen.
Schwerbehinderte genießen besonderen Schutz und Förderung im Arbeitsleben. Nach dem Gesetz 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter vom 27. September 2000 müssen Arbeitge-
ber mit mehr als 20 Arbeitsplätzen wenigstens fünf Prozent davon für Schwerbehinderte bereitstellen. 
Andernfalls ist eine monatliche Ausgleichsabgabe von bis zu 320 Euro (Stand 2020) für jeden nicht 
beschäftigten Schwerbehinderten zu entrichten.
Schwerbehinderte haben ferner besonderen Kündigungsschutz, steuerliche Vorteile (insbesondere 
den Behindertenpauschbetrag), bei besonders schweren Behinderungen auch Vergünstigungen bei 
der Beförderung im öffentlichen Personenverkehr und auf Antrag die Ermäßigung des Rundfunkbei-
trags. Die Rechtsgrundlage bildet das SGB IX.                                                                                 Quelle: Wikipedia

Vertrauensleute müssten auch 
nicht alles selber machen: De-
legation und klare Absprachen 
unter den Beteiligten verteilten 
die Arbeit und verhinderten, 
dass Aufgaben doppelt wahr-
genommen würden. Fachliche 
Unterstützung könnten sich die 
Vertrauensleute im Austausch 
mit Kollegen im geschützten 
Raum holen. Und keine Arbeit 
mit nach Hause nehmen, war 
der Rat von Teilnehmenden. 
Dort sei es wichtig, für Entspan-
nung, Sport und ein erfüllendes 
Hobby sorgen und manchmal 
auch für einen gesunden Ag-
gressionsabbau z.B. bei Karate 
oder Boxen.
                                    Eileen Hirsch/ 
          Hans-Georg Orthlauf-Blooß

Seelsorger/innen unterwegs 
in der Arbeitswelt 
Pastoralkurs 2020 startete mit Einheit bei der Betriebsseelsorge 

Sieben Seelsorger und Seelsor-
gerinnen erhielten im September 
einen zweiwöchigen Einblick in 
die Berufs- und Arbeitswelt. Die 
Teilnehmenden befinden sich 
nach dem Universitätsabschluss 
in ihrer zweiten Ausbildungs-
phase bzw. bereiten sich auf den 
Dienst in deutschen Pfarreien vor. 
Ziel des Erfahrungsfelds ist es, Ein-
blicke in die heutige Arbeitswelt, 
die wesentlich die Lebensreali-
tät der Menschen beeinflusst, zu 
gewinnen. Die Theologen sollen 
sensibilisiert werden für ökono-
mische Zusammenhänge, die Ver-
änderungen in der Wirtschaft, die 
Sorgen und Nöte von Arbeitneh-
mern, für strukturelle Schieflagen 
und soziale Ungerechtigkeiten. 

Ausbildungsabschnitt 
in „bunter“  

Zusammensetzung

Der Ausbildungsabschnitt endet 
für die Priesteramtskandidaten mit 
der Priesterweihe, für die Priester 
der Weltkirche mit dem Einsatz in 
einer Kirchengemeinde und für 
die Pastoralreferentinnen mit der 
bischöflichen Sendung. Teilneh-

mende waren die Priesteramts-
kandidaten Cornelius Agbo und 
Moritz Gerlach, die Priester der 
Weltkirche Pater Aro Franklin Ale-
xis Peter (ISch), Pater Pious Kan-
dathil Paulose (OCarm) und Vikar 
Josef Orzechowski und die Pasto-
ralassistentinnen Cäcilia Hickl und 
Ann-Katrin Marschall. 

Gespräch und 
Austausch

Den zeitlichen Schwerpunkt bil-
dete ein dreitägiges Praktikum in 
verschiedenen tegut-Märkten. Die 
Theologen konnten hier in konkre-
ten Arbeitssituationen Erfahrun-
gen sammeln. Wichtige Einblicke 
erhielten die Seelsorger bei den Be-
suchen in verschiedenen Betrieben 
und Einrichtungen sowie im leben-
digen Austausch bei Gesprächen 
mit Betriebsräten, mit Arbeits- und 
Erwerbslosen, mit Verantwortli-
chen der Gewerkschaften, der In-
dustrie- und Handelskammer, der 
Handwerkskammer und dem Job-
center. Vorbereitet und begleitet 
wurde die Einheit vom Team der 
Betriebsseelsorge des Bistums.
          Hans-Georg Orthlauf-Blooß

Der Präsident der Handwerkskammer Rheinhessen, Hans-Jörg Friese (2. Rei-
he, l.) führte durch das moderne Berufsbildungszentrum in Mainz-Hechts-
heim.                                                                                                                                         © bss
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Seit Bestehen des Sofortprogramms wurden in 37 Jahren über 4,5 
Millionen Euro aus Spenden und Kirchensteuermitteln aufgebracht 
und damit mehr als 900 Ausbildungsstellen gefördert, besonders 
in Klein-und Mittelbetrieben. Ausbildungsbetriebe erhalten einen 
Zuschuss zu den Kosten. Eingerichtet wurde das Sofortprogramm in 
den Jahren des enormen Anstiegs der Zahl arbeitsloser Jugendlicher. 
Im Jahr 1983 erreichte die Jugendarbeitslosigkeit einen Höchststand 
von rund 623.300 arbeitslosen Jugendlichen. Lag das Ziel zunächst 

Aktuell befinden sich 20 Ausbil-
dungsplätze in der Förderung 
durch das Sofortprogramm. 
Jährlich können ca. acht Ausbil-
dungsplätze neu aufgenommen 
werden. Die Berufe umfassen die 
verschiedensten Branchen, bei-
spielsweise Elektroniker für Ener-
gie bzw. Gebäudetechnik, Hotel-
fachkraft, Fachkraft für Küche und 
Koch, Maler und Lackierer, Fahr-
zeuglackierer, Anlagemechaniker 
für Heizung und Sanitär, Kauffrau 
für Büromanagement, Bäcker, Fri-
seur, Fliesenleger, Fachkraft für 
Lagerlogistik, Dachdecker und 
Fachangestellte für Zahnmedizin. 

Zwanzig  
junge Erwachsene 

befinden sich in der 
Förderung

Die Rückmeldungen ergeben, 
dass die weitaus meisten Jugend-
lichen ihre Chance nutzen, dass 
aber auch etwa ein Viertel der 
Jugendlichen ihre Ausbildung 
abbrechen. 60 % der Jugendli-
chen haben die deutsche Staats-
bürgerschaft. Aktuell wird auch 
die Ausbildung mehrerer junger 
Flüchtlinge, z.B. aus Afghanistan 
und Syrien, unterstützt.

darauf, überhaupt zusätzliche Ausbildungsstellen zu schaffen, wur-
den in den „entspannteren“ Jahren Handicaps und Benachteiligun-
gen der Jugendlichen zu entscheidenden Förderkriterien. 
Bei den geförderten Betrieben handelt es sich meist um klein- und 
mittelständische Betriebe. Sie geben Jugendlichen, die Schwierig-
keiten haben, einen Ausbildungsplatz zu bekommen, eine Chance. 
Ein Viertel der Projektförderung geht an Einrichtungen der Jugend-
berufshilfe.

Beispiele  
gelungener Integration  
in Ausbildung
Sofortprogramm des Bistums Mainz  
für arbeitslose und benachteiligte Jugendliche

Beispiele für eine gelungene In-
tegration auf dem Arbeitsmarkt 
gibt es in der Zwischenzeit vie-
le. Einige aktuelle Geschichten 
sollen hier exemplarisch für all 
die Ausbildungsplätze stehen, 
die im Laufe der Jahre aus dem 
Sofortprogramm des Bistums 
Mainz unterstützt wurden. 

Auf dem Schreibtisch von Ma-
lermeister Stephan Czaplicki 
liegt der Gesellenbrief seines 
Auszubildenden, Hussain G. aus 
Afghanistan. Stolz erzählt er, 
dass Hussain gerade seinen Ab-
schluss als Maler und Lackierer 
gemacht habe. Er ist jetzt der 

zweite Geselle, den Czaplicki 
in seinem seit 1963 bestehen-
den Betrieb beschäftigt. Vor 
allem private Kunden schätzen 
das Leistungsspektrum des 
Rüsselsheimer Betriebs. Die Er-

Malermeister Stephan Czaplicki aus Rüsselsheim                                                © bss

folgsstory der Integration eines 
Flüchtlings fing vor ein paar 
Jahren auf dem Rüsselsheimer 
Hessentag an. In einem Ken-
nenlernangebot der Maler- und 
Lackiererinnung ging es darum, 

Malerbetrieb  Malerbetrieb  

Czaplicki Czaplicki 

RüsselsheimRüsselsheim

•	 Ausbildung ist wertvoll und 
teuer und unser aller Verant-
wortung. 

•	 Wir vertrauen auf eine 
vielversprechende Zukunft - 
auch auf dem Arbeitsmarkt. 

•	 Jeder Mensch hat den 
Wunsch, sich erfolgreich und 
wirksam zu erleben.

•	 Erfolgreiches Handeln ver-
mittelt Sinn und Mut zur 
Selbstverantwortung. 

•	 Jeder Mensch ist ein Ge-
schöpf Gottes und soll die 
Chance bekommen, seinen 
Fähigkeiten zu entfalten und 
einzubringen.

Aus dem Bistum
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junge Leute über Ausbildungs-
möglichkeiten im Handwerk zu 
informieren. Czaplicki hatte ge-
rade Dienst im Zelt der Hand-
werkskammer, als eine große 
Schulklasse, augenscheinlich 
junger Flüchtlinge, den Stand 
umlagerte. „Da musste ich erst-

Dass er für seine Ausbildungs-
bereitschaft eine Förderung der 
katholischen Kirche bekam, sei 
nicht das Ausschlaggebende 
gewesen. Es sei wichtig, dass 
der Betrieb über das Fachliche 
hinaus unterstütze, beispiels-
weise bei den notwendigen Be-
hördengängen, da bemühe sich 
der Betrieb natürlich auch, wie 
auch bei der Sprachförderung. 
Von den staatlichen Institutionen 
habe er mehr Unterstützung für 
die jungen Flüchtlinge erwartet. 
Es müsse mehr Sprachförderung 
erfolgen. Es ist doch ein Unding, 
wenn die Jugendlichen erst nach 
6 - 7 Monaten einen Sprachkurs 
bekommen, stellt Czaplicki fest. 
„Das Beherrschen der Sprache 
ist doch der Schlüssel zu unse-
rer Gesellschaft.“ Und auch wäh-
rend der Ausbildung erkennt er 
Benachteiligungen, wenn z.B. 

jungen Afghanen in der Berufs-
schule die Nachhilfe, die ande-
ren Schülern selbstverständlich 
offenstehen, verwehrt wird, weil 
sie „eine schlechte Bleibeper-
spektive“ hätten“, macht er sei-
nem Ärger Luft. Hier fordert er 
mehr Flexibilität der Behörden 
beispielsweise in Mangelberu-
fen.

„Heute bin ich über-
zeugt, richtig gehan-

delt zu haben!“

Das Engagement habe sich ge-
lohnt, resümiert Czaplicki. Hier in 
Deutschland zu bestehen, wertet 
er für die jungen Flüchtlinge als 
enorme Herausforderung. Den-
noch sei Hussain in den drei Jah-

mal schlucken,“ gesteht Czapli-
cki. „Ich hatte gewisse Vorbe-
halte.“ Gespürt habe er jedoch 
bei den Jugendlichen echtes 
Interesse nach den Tätigkeiten 
als Maler und Lackierer. Um den 
Beruf auszuprobieren, mach-
te er, wie üblich, auch auf die 
Möglichkeit eines Praktikums 
aufmerksam. Als sich dann der 
junge Afghane Hussain ge-
nau um diese Möglichkeit bei 
ihm bewarb, stand er zu seiner 
Einladung. Hussain habe vom 
ersten Tag motiviert mitgear-
beitet, ohne Berührungsängste 
alles ausprobiert und hand-
werkliches Geschick gezeigt. 
Czaplicki war überzeugt und 
der Ausbildungsvertrag bald 
unterschrieben. Für ihn als Be-
trieb sei es jedoch ein Wagnis 
mit offenem Ausgang gewesen, 
bekannte der Malermeister.

„Ich hatte gewisse 
Vorbehalte gegenüber 
Menschen mit fremd-
ländischem Aussehen, 

fremder Kultur und 
Religion!“ 

ren der Ausbildung in Theorie zu 
einem der Besten seiner Klasse 
geworden. Und auch die Kund-
schaft erkennt Hussain als soli-
den Handwerker voll an. Czapli-
cki ist überzeugt, dass in Hussain 
auch das Potenzial zum Meister 
steckt, wenn er das wolle.

Stephan Czaplicki bekennt, dass 
sich seine Vorbehalte gegenüber 
Menschen mit fremdländischem 
Aussehen, fremder Kultur und 
Religion in der Begegnung mit 
dem Afghanen Hussain aufgelöst 
haben. „Heute bin ich überzeugt, 
richtig gehandelt zu haben.“ 
Und ermutigt damit auch ande-
re Handwerkskollegen, jungen 
Flüchtlingen eine Chance zu ge-
ben

Friseurmeister Alexandros Nikolaidis (l.) und Dimitra K.(r.)                              © bss

Modern Monkeys, Offenbach
Modern Monkeys, Offenbach

Immer wieder können junge 
Leute Praktika im Salon „Mo-
dern Monkeys“ von Alexandros 
Nikolaidis absolvieren und so 
den Friseurberuf kennenler-

nen. Dabei ist der Salon nicht 
nur vom Namen her unge-
wöhnlich. Es ist ein Barber-
shop, erläutert Nikolaidis sein 
Konzept. Seit drei Jahren be-
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Georg Köstner (l.), Leiter der Service-Werkstatt, mit dem Auszubildenden  
Ehsan M.                                                                                                                                   © bss

Der Auszubildende Ehsan M. (l.) bei der Montage einer Gabel an einem Mo-
torrad mit dem Leiter der Service-Werkstatt Georg Köstner                         © bss

Aus dem Bistum

treibt er ihn im zweiten Stock 
der Hansa-Fabrik in Offenbach, 
einem ehemaligen Fabrikge-
bäude. Eine ungewöhnliche 
Location für einen Friseursalon 
und auch optisch passt er nicht 
in das übliche Klischee. Ins 
Auge springen Bar und Billard-
tisch neben den Friseurstüh-
len. „Meine Kunden sollen sich 
hier wohlfühlen“, das ist ihm 
wichtig. Die Mehrzahl seiner 
Kunden sind Stammkunden 
und nicht nur Männer, denn 
das sechsköpfige Friseurteam 
bietet zusätzlich auch alle klas-
sischen Meisterarbeiten für 
Frauen an. „Ein klarer Vorteil für 
die Auszubildenden“, wie Niko-
laides herausstellt. Mit Stolz 
erklärt er, dass von den sieben 
Friseuren, die er ausgebildet 
hat, vier die Meisterprüfung 
abgelegt und teilweise eigene 
Salons hätten. Dann sprechen 
wir auch über die Krise des 

Friseurhandwerks. Schon seit 
Jahren leide die Branche an zu 
niedrigen Preisen. Das liege vor 
allem an den Dumping-Salons 
mit ihren Sub-Sub-Unterneh-
mern, stellt er fest. Bei ihm be-
kommen die Mitarbeitenden 
hingegen neben dem Grund-
gehalt eine Provision, das mo-
tiviere.

Roadrunner  Roadrunner  

Bikeshop  Mainz Bikeshop  Mainz 

2016, eher zufällig, ist der jun-
ge Muslim Ehsan Mohammadi  
mit Bardo Dörrschuck, dem 
Prokuristen des „Bikeshops 
Roadrunner“, dieses mit 40 
Jahren ältesten Mainzer Mo-
torrad- und Rollergeschäfts, 
und dem Leiter der Service-

Für Dörrschuck kurzsichtig und 
ganz klar die falsche Alternati-
ve. „Ich gab Eshan zu verstehen, 
dass ich an ihn glaube und si-
cher bin, dass er es schafft.“

Ausbildung von jun-
gen Flüchtlingen stellt 
hohe Anforderungen 

an die Betriebe

Einen deutlichen Nachholbe-
darf sieht Dörrschuck in der 
Förderung von Betrieben, die 
sich für die Integration von 
Flüchtlingen durch eine quali-
fizierte Ausbildung einsetzten. 
Hier fühlt er sich von öffent-
lichen Einrichtungen allein 
gelassen, bedauert er unmiss-
verständlich. „Aber ich bin froh 
über das Angebot der katho-
lischen Kirche meine Ausbil-
dungsbemühungen mit einem 
anerkennenden Zuschuss zu 
unterstützen“.

Die Ausbildung junger Men-
schen ist dem Ärztepaar Gerald 
Reinfelder und Claudia Ruppel-
Reinfelder ein wichtiges Anlie-
gen. Beide praktizieren seit 36 
Jahren als Zahnärzte in Offen-
bach. Dabei ließen sie sich auch 
von Rückschlägen nicht entmu-
tigen, wenn Jugendliche die 
Ausbildung nicht durchhielten. 
Trotz der Enttäuschung sind 
beide aber davon überzeugt, 
„dass es für die Region wichtig 
und notwendig ist, dass Ausbil-
dungsbetriebe erhalten blei-
ben.“

Ausbildung ermöglicht 
Unabhängigkeit und 
ein selbst gestaltetes 

Leben

„Hier leben viele junge Men-
schen mit Migrationshinter-
grund“, betont das Ärztepaar. 
Damit deren Integration er-
folgreich verlaufe, sei eine gute 
Ausbildung mit Anschlussper-
spektive unerlässlich. Oft ha-

werkstatt, Georg Köstner, in 
Kontakt gekommen.
 
Schon immer interessierte 
sich Ehsan für Motoräder und 
deren Reparatur. Gute Voraus-
setzungen für Praktikum und 
Einstiegsqualifizierung und 
schließlich die Ausbildung zum 
Kfz-Mechatroniker mit dem 
Schwerpunkt Motorradtechnik. 
Ehsans Ansprechpartner im Be-
trieb ist Georg Köstner.

Dörrschuck und Köstner sind 
stolz, dass er im Sommer 
2020 die Zwischenprüfung 
geschafft hat. Das sei nicht 
selbstverständlich gewesen, 
erklärten sie. Ehsan sei als 
„unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtling“ nach Deutschland 
gekommen. Dörrschuck gibt 
zu bedenken, was es bedeutet, 
als 15-Jähriger alleine in einem 
fremden Land anzukommen, 
ohne Kenntnis der Kultur, der 
Sprache und Schrift und ganz 
von vorne beginnen zu müssen 
und vor allem ohne die Orien-
tierung, die normalerweise das 
Elternhaus bietet. 
.
„Ich gab Eshan zu ver-
stehen, dass ich an ihn 
glaube und sicher bin, 

dass er es schafft“

Dörrschuck weist auf die er-
höhten Anforderungen an 
einen Betrieb bei der Ausbil-
dung von jungen Flüchtlingen 
hin. Sprachliche und fachliche 
Nachförderung sei unumgäng-
lich und erfordere einen zusätz-
lichen Zeitbedarf. Allerdings  
lohne es sich, in die jungen 
Menschen zu investieren: „Wir 
sind froh, dass wir durch unse-
re Bemühungen bei Ehsan eine 
positive Entwicklung anstoßen 
konnten.“ Kleine Betriebe könn-
ten das allerdings nur bedingt 
leisten. Auch sei die Motivation 
und das Durchhalten im Betrieb 
eine große Herausforderung. 
Denn während der Ausbildung 
stellten sich auch Misserfolge 
ein, nicht alles laufe glatt. „Groß 
sei die Versuchung dann hin-
zuschmeißen und das schnelle 
Geld als Ungelernter zu suchen. 

Praxis Reinfelder-Praxis Reinfelder-

Ruppel OffenbachRuppel Offenbach
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Das Praxisteam (v.l.n.r.) Dr. Claudia Ruppel-Reinfelder, Dr. Gerald Reinfelder, 
die beiden Auszubildenden Elfi und Farzaneh und Ramona Albrecht am Emp-
fang.                                                                                                                                            © bss

Aus dem Bistum

ben diese Jugendlichen „Biss“ 
schmunzelt Dr. Gerald Reinfelder,  
„sie zeigen ein hohes Engage-
ment und Stehvermögen.“ Dr. 
Claudia Ruppel-Reinfelder hebt 
dabei auch die Bedeutung einer 
soliden Ausbildung gerade auch 
für junge Frauen hervor. Sie er-
mögliche Unabhängigkeit und 
ein selbst gestaltetes Leben. „Das 
ist in anderen Kulturkreisen nicht 
selbstverständlich“, sagt die reso-
lute Zahnärztin. Beide Zahnärzte 
sind sich bewusst, dass die Spra-
che manchmal ein Problem sein 
könnte, auch Lebensgeschichten 
mit Brüchen wirkten sich unter 
Umständen erschwerend aus. 
Ihre Ausbildungsstrategie habe 
sich aber gut bewährt. Erfahrung 
und Menschenkenntnis hätten 
geholfen.

Bei den Mainzer Malerwerk-
stätten Peter Büttner handelt 
es sich um einen angesehenen 
Fachbetrieb mit 50-jähriger 
Tradition und einem umfas-
senden Leistungsspektrum im 
gesamten Innenausbau. Acht 
Mitarbeiter beschäftigt der Ma-
ler- und Lackierermeister. Die 
Ausbildung junger Menschen 
ist ihm ein großes Anliegen. 
Sechs „Azubi-Generationen“ 
habe er inzwischen ausgebil-
det und es sei für ihn selbst-
verständlich, sie nach der Aus-
bildung auch zu übernehmen, 

Malerwerkstätte  Malerwerkstätte  

Peter Büttner  Mainz
Peter Büttner  Mainz

erzählt er. Denn als Gesellen 
beherrschten seine Mitarbeiter 
nicht nur das klassische Maler- 
und Lackiererhandwerk, son-
dern seien versierte Fachleute 
für den Innenausbau.

„Eine solide  
Ausbildung ist  

das A und O,  
damit Integration 
 gelingen kann!“

Kristijan M. aus Serbien ist der 
zweite seiner Auszubildenden, 
der als Flüchtling nach Deutsch-
land gekommen ist. „Meine Er-
fahrungen sind wirklich gut,“ 
sagt Büttner. Wenig Verständnis 
bringt er allerdings für manche 
seiner Meinung nach zu enge 
Regelung im deutschen Asyl- 
und Aufenthaltsrecht auf. Eine 
solide Ausbildung sei das A und 
O, damit Integration gelinge. In 
den Flüchtlingen sieht er auch 
einen volkswirtschaftlichen Ge-
winn, nicht nur, weil sie später 
als gutverdienende Facharbeiter 
Steuern zahlten und das Sozial-
system stützten, sondern weil 
sie als Arbeitskräfte dringend 
gebraucht würden. Denn immer 
weniger junge Menschen sähen 
für sich im Handwerk die Zu-
kunft. Händeringend suche z.B. 
seine Branche nach Auszubil-
denden. Büttner sieht ein ganz 
großes Problem auf uns zukom-
men. „Wenn wir bei dem jetzi-
gen Facharbeitermangel nichts 
unternehmen und umdenken, 
laufen wir sehenden Auges in 
fünf bis zehn Jahren in eine ganz 
massive Katastrophe.“

„Ich spüre einen dop-
pelten Gewinn: Ich 

sehe einen glücklichen 
Menschen und einen 

Facharbeiter, den ich so 
dringend brauche“

Meister Büttner lobt Kristijans 
Engagement. Es sei ein ge-
höriger Vertrauensvorschuss 
notwendig, damit die Auszu-
bildenden in ein eigenverant-
wortliches Arbeiten hinein-

wachsen könnten. Wenn sie 
frühzeitig entsprechend ihren 
Fähigkeiten integriert sind, 
wirke sich das enorm motivati-
onsfördernd aus. Im Gespräch 
wird deutlich, dass für ihn der 
Mensch im Mittelpunkt steht. 
Resümierend stellt er fest, dass 
er bei der Ausbildung eines 
Menschen, der in Nöten sei, ei-
nen doppelten Gewinn spüre: 
Er sieht einen glücklichen Men-
schen und einen Facharbeiter, 
den er so dringend braucht.

Fliesen Pombeiro Fliesen Pombeiro 
MainzMainz

In familiärer Atmosphäre sitzen 
wir Ende Juli 2020 im Aufent-
haltsraum der Firma beisammen 
(von einem Wespenschwarm 
nur leicht gestört): Pfarrer Dr. 
Fritz Röper und sein Mitge-
schäftsführer Joao Pombeiro 
sowie ein Geselle und der Lehr-
ling Abdul Karim Alvril. Der ge-
bürtige Portugiese Pombeiro 
war einer derjenigen, die Pfar-
rer Röper unter seine Fittiche 
genommen hatte. Dann kamen 
eine abgebrochene Maurerlehre 
und ein Neustart mit der Flie-
senlegerlehre. Damit hat er es 
geschafft: Meisterprüfung, Mit-
geschäftsführer und Praxisanlei-
ter. Vor fast genau sechs Jahren 

Auszubildender Kristijan (l.) mit Meister Büttner                                                               © bss

hat er sich mithilfe seines Men-
tors selbstständig gemacht. Er 
vertritt sogar die Meisterin der 
Fliesenleger bei der Ausbildung 
im Berufsbildungszentrum der 
Handwerkskammer.

Joao Pombeiro:  
Er hat etwas aus seiner 

Chance gemacht

Sein Betrieb ist aus der Pfarrer Rö-
per-Stiftung hervorgegangen, die 
Jugendliche fördert, die schwer 
auf dem ersten Arbeitsmarkt Fuß 
fassen können. Und das ist auch 
weiterhin sein Credo. Er nimmt 
immer Auszubildende auf, die wie 
er sind oder sogar schlimmer, sag-
te er schmunzelnd; diejenigen, die 
sonst keine Ausbildung machen 
können oder es nicht durchhal-
ten würden. Diese hält er bei der 
Stange, und die Ausbildung wird 
selten abgebrochen. Auch wenn 
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Er ist der Tag der Auferstehung Jesu: 
Der Sonntag bedeutet Christen viel.  
Bischof Peter Kohlgraf fragt im „Wort 
des Bischofs“ nach dem Wert von 
„Sonntagspflicht“ und „Sonntags-
schutz“ in Zeiten der Coronapandemie.

In alten Kirchen sollte man 
sich gut den Taufbrunnen an-
schauen. Oft sind diese acht-
eckig. In dieser symbolischen 
Zahl, verbunden mit der Taufe, 
steckt eine ganze Deutung des 
menschlichen Lebens. Gott be-
ginnt nach biblischer Überliefe-
rung am ersten Tag der Woche 
seine Schöpfung, Himmel und 
Erde werden durch sein Wort er-
schaffen.

Am siebten Tag  
ruhte Gott

Der erste Tag der Woche steht in 
der jüdisch-christlichen Tradition 
für den Beginn des Lebens. Es fol-
gen die Wochentage, an denen 
Gott in weiteren fünf Tagen die 
Schöpfung vollendet.

Sonntagsschutz nicht opfern

Bischof Dr. Peter Kohlgraf                                                                                © bistum mainz/blum             

Sie wollen das  
Sofortprogramm fördern?
Spenden sind uns herzlich 
willkommen, wir freuen uns 
über Ihr Engagement.
Unser Spendenkonto:

sich die fertigen Gesellen für einen 
anderen Beruf entscheiden oder 
sich später anders orientieren, 
eine abgeschlossene Ausbildung 
haben sie immerhin. Sein derzei-
tiger Auszubildender ist Abdul. 
Er ist als jugendlicher Flüchtling 
aus Syrien vor vier Jahren nach 
Deutschland gekommen. Sein ers-
ter Versuch in seiner alten Firma 
war nicht erfolgreich. Dann wurde 
er nach einigen Schwierigkeiten 
bei Pombeiro übernommen. Er ist 
jetzt im dritten Lehrjahr mit gutem 
Notendurchschnitt und wird seine 
Ausbildung sicherlich packen. Er 
hat etwas aus seiner Chance ge-
macht.
      Hans-Georg Orthlauf-Blooß

Mittagspause (v.l.n.r.): Auszubildender Abdul Karim Alvril, Meister Joao 
Pombeiro, Pfarrer Dr. Fritz Röper, Betriebsseelsorger Hans-Georg Orthlauf-
Blooß und Geselle Dominik Breiling.                                                                          © bss

Bistum Mainz
IBAN DE74 3706 0193 4000 1000 19
SWIFT/BIC-Code: GENODED1PAX
Pax-Bank eG Köln, Filiale Mainz 
Verwendungszweck 
 „Sofortprogramm“

Am Sabbat, dem siebten Tag, 
ruht Gott, und er schaut auf sei-
ne gute und von ihm geliebte 
Schöpfung mit dem Menschen, 
die die Welt in seinem Auftrag 
gestalten sollen. Dann beginnt 
mit dem Sonntag als erstem Tag 
die neue Woche. Der Sonntag ist 
auch Tag der Auferstehung Jesu. 
So danken die Gläubigen Gott 
für die Schöpfung und das ewi-
ge Leben. Frühchristliche Theo-
logen vertiefen den Gedanken, 
dass der erste Tag gleichzeitig 
der achte Tag sei, ein Hinweis 
auf den Tag, der niemals endet. 
Der Sonntag ist damit auch der 
Tag des Dankes und des Aus-
blicks auf das ewige Leben, den 
ewigen Sonntag, an dem Chris-
tus selbst das Licht sein wird, 
dessen Liebe den Menschen 
ewig umfängt. Wer getauft ist, 

Wort des Bischofs zu Sonntagspflicht und Sonntagsschutz

Allianz für den freien Sonntag

Save the
D a t e
Alternativer 
Empfang am Vorabend 
zum Tag der Arbeit
„Wir stehen zusammen“
30.04.2021, 18.00 Uhr
Mainz, Bischofsplatz
Geistlicher Impuls und 
Statements aus der  
Arbeitswelt

Betriebsrätetag 
für Betriebs-, Personal-
räte und Mitarbeiter-
vertretungen
15.09.2021, 9 bis 16 Uhr
Mainz, Tagungszentrum  
Erbacher Hof

Save the
D a t e



27Maloche  2021

Ausnahmen erfordern 
gute Gründe
Gerade in der Krise ist der starke Sonntagsschutz ein Segen für alle

Der starke Sonntagsschutz in 
Deutschland geht auf rechtliche 
Regelungen zurück, die in der 
Weimarer Zeit getroffen und 
unmittelbar nach dem zweiten 
Weltkrieg im Grundgesetz be-
kräftigt worden sind.

„Der Sonntag und die staatlich 
anerkannten Feiertage bleiben 
als Tage der Arbeitsruhe und der 
seelischen Erhebung gesetzlich 
geschützt“ (Artikel 140 Grund-
gesetz in Verbindung mit Artikel 
139 der Weimarer Reichsverfas-
sung).

Sowohl die Zeit, in der die 
Weimarer Reichsverfassung 
entstand, als auch die Entste-
hungszeit des Grundgesetzes 
waren Zeiten größter gesamt-
gesellschaftlicher Herausfor-
derungen und wirtschaftlicher 
Not. 

Allianz für den freien Sonntag

lebt bereits in dieser österlichen 
Wirklichkeit, im Licht des Aufer-
standenen.

Gerade am Sonntag danken glau-
bende Menschen für das Leben, 
das irdische und das ewige. Das 
tun sie besonders in der Feier der 
Eucharistie. Der Auferstandene 
ist selbst gegenwärtig. Die Kirche 
spricht eine Verpflichtung aus, 
nach Möglichkeit zur Heiligen 
Messe zu gehen. 

Selbstverständlich gilt das in man-
chen Situationen nicht: Wer einen 
kranken Menschen pflegt, gibt 
diesem Dienst wohl oft den Vor-
rang. Wer selbst erkrankt ist, wird 
ebenfalls nicht kommen können. 
Eine solche Ausnahme ist auch die 
Zeit der Corona-Pandemie. Das Kir-

chengebot gilt insgesamt weiter, 
ist aber aus bekannten Gründen 
nicht zu verwirklichen. Viele feiern 
dennoch den Sonntag im persönli-
chen Gebet oder in kleineren Got-
tesdienstformen. Das ist ebenso 
Heiligung des Sonntags. Ich muss 
jedoch auch feststellen: Wenn der 
Sonntagsgottesdienst von seinem 
Wesen her Ausdruck des Dankes 
und der Liebe ist zum Gott des Le-
bens, ist schon die Frage schwierig, 
ob er verpflichtend sein soll. Viel-
leicht ist jetzt die Situation, sich 
darüber Rechenschaft zu geben, 
aus welcher Quelle jeder und jede 
Einzelne lebt.

Wenn der Sonntag (nicht der 
Montag!) der erste Tag ist, sagt 
das auch etwas über den Men-
schen aus. 

„Den Sonntag nicht 
leichtfertig wirtschaft-

lichen Zwecken
 opfern“

Am Beginn steht das Geschenk 
des Lebens und der Liebe, nicht 
die Arbeit und die Leistung. Daher 
setzen sich die Kirchen zusam-
men mit anderen intensiv für den 
Schutz des Sonntags ein. Sie war-
nen davor, ihn leichtfertig wirt-
schaftlichen Zwecken zu opfern. 
Der freie Sonntag, der nicht im 
Zeichen von Arbeit und Konsum 
steht, ist ein hohes Kulturgut, das 
wir auch in der Krise nicht leicht-
fertig opfern sollten. Am Ende 
schaden wir dem Menschen.

                 Ihr Bischof        
                 Peter Kohlgraf

Der Sonntag bleibt frei

(Text: Ralf Stroh; Melodie:  
Die Gedanken sind frei)

1. Der Sonntag bleibt frei,
der Tag ist ein Segen.
Was immer auch sei,
ob Sonne, ob Regen.

Der Wecker bleibt stille,
es zählt nur mein Wille.

Es bleibet dabei:
der Sonntag ist frei!

2. Die Woche war schwer,
die Tage so mühsam.

Mein Rücken schmerzt sehr,
ich blas‘ nur noch Trübsal.

Doch jetzt kommt das Schöne,
wo ich mich verwöhne.

Es bleibet dabei,
der Sonntag ist frei!

3. Was ist es so schön,
die Freunde zu seh‘n.
In Tälern und Höhen

wir wandern und reden.
Dabei Kinderlachen

und all solche Sachen –
Es bleibet dabei,

der Sonntag ist frei!

4. Heut‘ geht es mir gut,
wer will mir befehlen?

Ich bin ausgeruht
und kann was erzählen.
Wir tun was gemeinsam,

heut bin ich nicht einsam.
Es bleibet dabei,

der Sonntag ist frei!

5. Es ist völlig klar,
ein Mensch muss auch schaffen.

Doch kennt er nur das,
macht er sich zum Affen.

Wir singen und beten,
wir spielen und reden.

Es bleibet dabei,
der Sonntag ist frei!

Die rechtliche Absicherung des 
arbeitsfreien Sonntags ist also 
kein Luxusgut, das man sich ge-
sellschaftlich nur leisten kann, 
wenn es keine Krisen zu bewäl-
tigen gilt. Ganz in Gegenteil war 
damals offensichtlich die Auffas-
sung, dass zur Bewältigung ge-

sellschaftlicher Krisen gemeinsa-
me freie Zeit unverzichtbar und 
unersetzlich ist. 

Alle Sonntagsallianzen sind über-
zeugt, dass auch die gegenwärti-
gen gesellschaftlichen Herausfor-
derungen nur durch eine starke 
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gemeinsame Anstrengung be-
wältigt werden können, bei der 
die Solidarität und das Engage-
ment aller Menschen in unserem 
Land nötig sind. 

Solidarität setzt Vertrautheit mit-
einander über berufliche und 
wirtschaftliche Bezüge hinaus 
voraus. Gesellschaftliches Enga-
gement und das gemeinsame 
Anspannen aller Kräfte sind nur 
möglich, wenn es auch gemeinsa-
me Zeiten der Entspannung gibt, 
die die Regeneration der Kräfte 
ermöglichen.

Daher sind wir auch in der jetzi-
gen Zeit der Überzeugung, dass 
zu den unverzichtbaren Gütern 
einer freien und leistungsstarken 
Gesellschaft ein starker Schutz 
des arbeitsfreien Sonntags ge-
hört. 

Ausnahmen brauchen 
gute Gründe

Ausnahmen vom starken Sonn-
tagsschutz sind schon in der Wei-
marer Zeit nur möglich gewesen, 
wenn dafür gute Gründe vorge-
bracht werden konnten.  Wörtlich 
heißt es damals in der entspre-
chenden Verordnung: Zahlenmä-
ßig begrenzte Ausnahmen sind 
nur an Sonn- und Feiertagen 
zulässig, „an denen besondere 
Verhältnisse einen erweiterten 
Geschäftsverkehr erforderlich 
machen“ (Verordnung über die 
Sonntagsruhe im Handelsgewer-
be und in Apotheken vom 5. Feb-
ruar 1919, Reichsgesetzblatt 1919).

Diese Vorgabe eines notwendi-
gen Sachgrundes bzw. Anlassbe-
zuges für Ausnahmen vom star-
ken Sonntagsschutz gilt bis heute 
bundesweit. 

Zuständig für die Anerkennung 
von Ausnahmen vom starken 
Sonntagsschutz und die Zulas-
sung von verkaufsoffenen Sonn-
tagen sind die jeweiligen kom-
munalen Aufsichtsbehörden bzw. 
Verwaltungen.

Keine Kompetenz, über die Zulas-
sung von verkaufsoffenen Sonn-
tagen zu entscheiden, haben 
dagegen die lokalen Interessen-
verbände oder sogenannte „run-
de Tische“.

Für die Überprüfung 
und Durchsetzung des 
Sonntagsschutzes, sind 

die zuständigen  
Institutionen  

verantwortlich 

Die klare Zuweisung der Zustän-
digkeit für die Zulassung oder 
Verweigerung eines verkaufsoffe-
nen Sonntags an die zuständigen 
staatlichen Stellen trägt erheblich 
zum sozialen Frieden und zum 
konstruktiven Miteinander aller 
gesellschaftlichen Akteure bei.

Dieses für die Gesellschaft frucht-
bare Miteinander wird nachhaltig 
gestört, wenn der Eindruck er-
weckt wird, als würden die Sonn-
tagsallianzen oder ihre Träger-
organisationen über rechtliche 
Entscheidungsbefugnisse verfü-
gen, was im Zusammenleben er-
laubt ist und was nicht. 

Dass in einem Gemeinwesen 
unterschiedliche Gruppen un-
terschiedliche Interessen haben, 
ist der Normalfall. Unfrieden 
entsteht aber hieraus erst dann, 
wenn Einzelne dieser Gruppen 
über die Kompetenz verfügen, 
darüber zu befinden, welche In-
teressen zum Zuge kommen und 
welche nicht. 

Für die rechtliche Regelung des 
Zusammenlebens sowie die Über-
prüfung und Durchsetzung der 
Einhaltung dieser Regeln sind in 
einem freiheitlichen Rechtsstaat 
aus guten Gründen die hierfür 

zuständigen legislativen, judikati-
ven und exekutiven Institutionen 
verantwortlich. Diese müssen die 
entsprechenden Entscheidungen 
treffen und die dabei anfallenden 
Streitigkeiten austragen. Dafür 
genau sind sie da.

Darum ist es nicht sachgemäß, 
Kirchen und Gewerkschaften vor-
zuwerfen, sie würden nicht alle 
fragwürdigen Sonntagsöffnun-
gen juristisch überprüfen lassen.
Es ist verständlich, dass es als 
großes Unrecht wahrgenommen 
wird, wenn fragwürdige Sonn-
tagsöffnungen in einem Fall 
rechtlich verhindert werden, wäh-
rend sie in benachbarten Kom-
munen unbeanstandet bleiben.
Aber warum folgt daraus nicht die 
Konsequenz, dass die von solch 
ungerechter Ungleichbehand-
lung betroffenen Einzelhändler 
sich über ihre Verbände gemein-
sam mit den betroffenen Kommu-
nen mit juristischen Mitteln dafür 
einsetzen, dass an allen Orten die 
gleichen rechtlichen Maßstäbe 
des starken Sonntagsschutzes zur 
Anwendung kommen? 
                                     Pfr.  Ralf Stroh

Pfr. Dr. Ralf Stroh                                © bss

Keine Chance für verkaufs-  
offene Adventssonntage

Anfang Oktober 2020 hat der 
Landtag in Mainz eine Geset-
zesinitiative der CDU-Oppositi-
on für verkaufsoffene Sonntage 
auch im Advent mit der Mehr-
heit der Regierungsparteien 
SPD, FDP und Grüne abgelehnt. 
Die CDU wollte mit den Sonn-
tagsöffnungen dazu beitragen, 
die Corona-Folgen für den Ein-
zelhandel abzumildern und den 
innerstädtischen Einzelhandel 
stärken.

Vor der Landtagsdebatte hat-
te Anfang September eine An-

Gesetzentwurf der CDU im rheinland-pfälzischen Landtag abgelehnt

hörung des Sozialpolitischen 
Ausschusses stattgefunden. In 
seiner schriftlichen Stellung-
nahme betonte das Katholische 
Büro Mainz – Kommissariat der 
Bischöfe Rheinland-Pfalz die Be-
deutung des Sonntags im christ-
lichen Glauben (der römische 
Kaiser Konstantin hatte bereits 
im Jahr 321 den Sonntag zum 
öffentlichen Ruhetag erklärt) 

und den damit zusammenhän-
genden verfassungsrechtlichen 
Schutz des (arbeitsfreien) Sonn-
tags als Tag der Ruhe „jenseits 
des eigenen Glaubens“. 

Stellungnahme des 
Katholischen Büros

Grundgesetz (Artikel 140) wie 
rheinland-pfälzische Landesver-

 „Aus religiösen, verfassungsrechtlichen wie auch arbeits-
schutzrechtlichen Gründen votieren wir gegen Veränderungen 

im Blick auf Sonntagsruhe und Sonntagsarbeit.“

Allianz für den freien Sonntag
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fassung (Artikel 47) schützen den 
Sonntag als Tag der Arbeitsruhe 
sowie der seelischen Erhebung 
und religiösen Erbauung. In ei-
ner gemeinsamen Erklärung 
formulierten die beiden großen 
christlichen Kirchen 1999: „Der 
Wechsel von Arbeit und Ruhe 
gehört zum Leben und Dasein 
des Menschen. Der Sonntag un-
terbricht den Kreislauf von Arbeit 
und Konsum … Menschen müs-
sen Zeit haben für das, was sich 
nicht rechnet.“ 

Keine Öffnung 
 ohne Anlassbezug

Der CDU-Gesetzentwurf ziele 
nach Ansicht des Katholischen 
Büros auf zwei Aspekte: die an-
lassunabhängige Sonntagsöff-
nung einerseits und die Kom-
pensation für coronabedingte 
Einbußen andererseits.

Ausnahmen vom arbeitsfreien 
Sonntag können nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts zugelassen wer-
den, wenn dies das Gemeinwohl 
erfordert (z.B. Sonntagsarbeit bei 
Feuerwehr, Polizei, Krankenhaus). 
Bezogen auf Ladenöffnungen an 
Sonntagen müsse ein öffentli-
ches Interesse an verkaufsoffenen 
Sonntagen vorliegen. Dies sei 
gegeben, wenn die Öffnung im 

Zusammenhang mit örtlichen Fes-
ten, Märkten, Messen oder Ähn-
lichem stehe (Anlassbezug). „Das 
alleinige Vorliegen rein wirtschaft-
licher Interessen als Begründung 
für die sonntägliche Ladenöffnung 
ist nicht hinreichend“, stellt das Ka-
tholische Büro fest.

Auf große Bedenken stößt das 
Argument einer Kompensation 
für coronabedingte Umsatzaus-
fälle: „Zu befürchten ist vielmehr, 
dass es zu Umsatzverlagerungen 
kommt“, dass Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zusätzlich belas-
tet werden und dass die Sonn-
tagsöffnungen lediglich zu einer 
„nicht gewollten Konzentration 
hin zu Großanbietern“ beitragen. 
Schon vor der Coronapandemie 
hätte es immer wieder Versuche 
der Kammern und Verbände ge-
geben, „die durch höchstrichter-
liche Rechtsprechung eigentlich 
unstrittige Anlassbezogenheit 
von Sonntagsöffnungen zu ver-
ändern“.

Das Katholische Büro plädiert 
für die Ablehnung der CDU-
Initiative, da die erweiterten 
Sonntagsöffnungen keine Lö-
sung der Probleme im Einzel-
handel darstellten.

Argumentationen in 
der Landtagsdebatte

In der Landtagsdebatte machte 
sich insbesondere der Abge-
ordnete Daniel Köbler (Grüne) 
die Argumentation des Katho-
lischen Büros zu eigen. Er warf 
der CDU vor, dass sie „sich im 
Ernst hinstellt und sagt, das, was 
uns die Kirchen … zum Thema 
Sonntagsschutz im Ausschuss 
gesagt haben, das ist uns herz-
lich egal, das ist für eine Partei, 
die das C im Namen trägt, schon 
ein starkes Stück.“ 

Sven Teubner (SPD) wies be-
sonders auf die Lage der Be-
schäftigten im Einzelhandel, 
meist Frauen, hin und stellte 
fest, dass die Probleme des 
stationären Einzelhandels und 
der Innenstädte wie Arbeits-
schutz, Strukturwandel hin 
zum Onlinehandel, unattraktive 
Arbeitsbedingungen und Ge-
hälter sowie Existenzproblem 
bei kleine, inhabergeführten 
Geschäften nicht durch Sonn-

In öffentlichkeitswirksamen Ationen machen die Verantwortlichen der Son-
natgsallianzen auf den Schutz des Sonntags als arbeitfreien Tag hin: Hier in 
Darmstadt-Weiterstadt vor dem LOOP 5.                                                            © allianz

Das Katholische Büro Mainz 
ist das politische Verbin-
dungsbüro der katholischen 
(Erz-)Diözesen mit rheinland-
pfälzischen Gebietsanteilen 
– also Trier, Speyer, Mainz, 
Limburg und Köln. Es wurde 
1968 gegründet.

tagsöffnungen gelöst werden 
könnten. 

Aus CDU-Sicht würden dies In-
dustrie- und Handelskammern 
sowie Handelsverbände aller-
dings anders sehen. Die zustän-
dige Ministerin Sabine Bätzing-
Lichtenthäler (SPD) kündigte 
an, dass das Arbeitsministerium 
„unter Beachtung der aktuellen 
Rechtsprechung Handlungs-
empfehlungen erarbeiten“ 
soll, um „dem Handel und den 
Kommunen Möglichkeiten für 
verkaufsoffene Sonntage auf-
zuzeigen“.

Auch die Sonntagsallianz hat 
sich informell im Vorfeld betei-
ligt und konnte ihre Argumente 
gegenüber den Abgeordne-
ten Teuber (SPD) und Köbler 
(Grüne) sowie Vertretern des 
Arbeitsministeriums erläutern. 
Gesprächsangebote der Son-
tagsallianz Rheinland-Pfalz an 
CDU und FDP wurden nicht er-
widert.
                                   Michael Bauer

„Würde die Ausdehnung der La-
denöffnungszeiten den Einzel-
händlern nicht nur zu Weihnach-
ten, sondern auch im übrigen 
Jahr größere Umsätze besche-
ren, dann wäre für sie in Hessen 
sicher das ‚Paradies auf Erden‘“, 
erklärt Bernhard Schiederig, 
Fachbereichsleiter Handel der 
ver.di in Hessen und Aktiver in 
der „Allianz für den freien Sonn-
tag“:

IHK fordert verkaufsoffene Adventssonntage
Schiederig weiter: „Von Montag 0 
Uhr bis Samstag 24 Uhr besteht 
gesetzlich die Möglichkeit, die 
Geschäfte offenzuhalten. Und 
trotzdem stellt der Hessische In-
dustrie- und Handelskammertag 
fest, der in hessischen Innenstäd-
ten angesiedelte Handel habe 
‚bereits vor Corona unter Druck‘ 
gestanden. Es lag also nicht an 
fehlender Verkaufsgelegenheit, 
dass der Einzelhandel (nicht nur) 

Allianz für den freien Sonntag

Klare Sicht statt  
Augenwischerei!

Informationen  
zu den Anliegen  

der Sonnatgsallianzen:

w w w.Sonntagsal l ianz- 
Hessen.de

w w w.Sonntagsal l ianz-
R lp.de
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in Hessen wirtschaftliche Proble-
me hat.“

Worum es den IHKs mit ihrer heu-
tigen Forderung nach Öffnung der 
Geschäfte an den Adventssonn-
tagen in Wirklichkeit gehe: Sie 
wollen die im Hessischen Laden-
öffnungsgesetz erst vor knapp ei-
nem Jahr klar geregelte anlassbe-

Im Sommer 2020 entschied 
der Hessische Verwaltungsge-
richtshof (VGH) in Kassel für den 
Sonntagsschutz und gegen eine 
Erweiterung der Sonntagsarbeit 
durch die Hessische Bedarfsge-
werbeverordnung (BedGewVO).

Das Gericht teilte mit: „Sonn- und 
Feiertagsarbeit in Brauereien, 
Betrieben zur Herstellung von 
alkoholfreien Getränken oder 
Schaumwein, Betrieben des 
Großhandels mit Erzeugnissen 
dieser Betriebe sowie in Fabriken 
zur Herstellung von Roh- und 
Speiseeis“ ist „grundsätzlich un-
zulässig“. Damit folgten die Rich-
ter der Klage der Evangelischen 
Dekanate Darmstadt-Stadt und 
Vorderer Odenwald sowie der Ge-
werkschaft ver.di im Auftrag der 
„Allianz für den freien Sonntag 
Hessen“.
In seiner Klageschrift hatte 
der Leipziger Rechtsanwalt Dr. 
Friedrich Kühn darauf hingewie-
sen, dass alle in Rede stehenden 

Produkte „regelmäßig keine Pro-
duktion an Sonn- und Feierta-
gen“ erfordern, sondern bereits 
durch die Herstellung „an den 
übrigen Tagen gedeckt werden“ 
könnten. 

Kein erkennbarer  
sonntäglicher  

Produktionsbedarf

Journalist/innen berichteten ge-
genüber der „Allianz“, bei ihrer 
Recherche in Unternehmen der 
Getränke- und Eisindustrie hät-
ten sie niemanden gefunden, 
der „sehnsüchtig“ auf eine posi-
tive Entscheidung des VGH war-
tete, weil künftig sonntags drin-
gend produziert werden müsse. 
Damit war die Klage der „Allianz“ 
in der Praxis bereits bestätigt, 
dass ein erkennbarer Bedarf of-
fenbar nicht wirklich vorhanden 
ist, sondern durch die BedGew-
VO die Möglichkeit der Sonn-
tagsarbeit künstlich geschaffen 
werden sollte.

Immer wieder sonntags frei - mit Recht!
Hessischer Verwaltungsgerichtshof entschied für Sonntagsschutz:  
Grundsätzlich unzulässig und fehlender Bedarf beim Gewerbe

Die Flaschen bleiben sonntags leer.                                                    © maxmann/pixabay

Insofern hatte bereits mit dem 
Urteil des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofs vom 12. Sep-
tember 2013 (VGH 6 C 1776/12 
N), spätestens jedoch durch die 
richtungsweisende Entschei-
dung des Bundesverwaltungs-
gerichts vom 26. November 
2014 (BVerwG 6 CH 1.13) die 

zogene Ausnahmegenehmigung 
für sonntägliche Ladenöffnungen 
durch eine „anlassfreie Sonntags-
öffnung“ ersetzen; und dies vor 
den Festtagen, obwohl die Ad-
ventssonntage hiervon gesetzlich 
ausgenommen sind. „Würden die 
Einzelhändler auf klare Sicht fah-
ren und nicht Augenwischerei 
betreiben“, so Bernhard Schie-

derig weiter, „dann dürften sie 
die tatsächlichen Ursachen ihrer 
aktuellen ökonomischen Misere 
nicht verschleiern“. Denn diese 
lägen derzeit nicht in der 10-Qua-
dratmeter-Coronaregelung, son-
dern in der fehlenden Kaufkraft 
und der Angst vieler Kunden vor 
einer Infektion. „Insofern ist nicht 
‚mehr Zeit‘ – also eine Öffnung an 

Sonntagen ‚auch für Geschäfte in 
dezentralen Lagen‘ – eine wirkli-
che Lösung des Problems. Denn es 
gibt keine großen Kundenströme 
besser zu verteilen, weil sie im Mo-
ment schon am Werktag ausblei-
ben. Und wer auch an die Beschäf-
tigten im Handel denkt, der sollte 
auch ihnen einen Ruhetag zuge-
stehen.“          Bernhard Schiederig

BedGewVO Hessen eigentlich 
„ausgedient“. Jetzt besteht ein-
mal mehr Gewissheit: Die ver-
fassungsrechtlich geschützten 
Sonn- und Feiertage dürfen nur 
unter eng begrenzten Voraus-
setzungen für Arbeitseinsätze 
genutzt werden.
                                 Horst GobrechtVerwaltungsgerichtshof Kassel                                                                           © vgh kassel

Allianz für den freien Sonntag
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In Briefen an den Bundesarbeits-
minister Hubertus Heil und den 
Bundesverkehrsminister Andreas 
Scheuer beklagt die Arbeitsgrup-
pe „Kirche für Fernfahrer“ die oft 
prekäre Lebenssituation dieser 
Arbeitnehmergruppe und fordert 
faire Arbeitsbedingungen für die 
oft auch aus Osteuropa stammen-
den Fernfahrer. Durch die Pande-
mie „wurden und werden viele so-
ziale Probleme in dieser Branche 
auf dramatische Weise offenbar“, 
heißt es in den Schreiben. 

Fernfahrerinnen und Fernfahrer  
brauchen faire Bedingungen
Offene Briefe der Arbeitsgruppe „Kirche für Fernfahrer“ an die Bundesminister Heil und Scheuer

Die Verbesserung der Arbeits- 
und Lebenssituation der Fahre-
rinnen und Fahrer dulde keinen 
Aufschub mehr. Es brauche po-
litisches Handeln und gesetzli-
che Rahmenbedingungen, die 
den Menschen, seine Würde 
und seine Gesundheit schützen. 
„Als Seelsorgerinnen und Seel-
sorger drängen wir darauf, dass 
die Leidenschaft und der Stolz, 
mit dem die Kraftfahrerinnen 
und Kraftfahrer ihre unverzicht-
bare Arbeit verrichten und die 

seelischen Nöte und sozialen 
Probleme, die sie dabei bewäl-
tigen müssen, von Gesellschaft 
und Politik ernst genommen 
werden“, so die Aufforderung 
an die Minister.

Menschenwürde 
und  

Gerechtigkeit

„Einem Menschen, der abhän-
gig beschäftigt ist, steht ein 
Lohn zu, von dem er und seine 

Familie menschenwürdig leben 
können.“ Das sei ein Kernsatz 
der katholischen Soziallehre. 

Am Beispiel der Kraftfahrer 
zeige sich aber, dass „die un-
sichtbare Hand des Marktes“ 
dies nicht leisten könne. Aus 
diesem Grund seien Men-
schenwürde und Gerechtigkeit 
– in der Transportbranche und 
in der Wirtschaft überhaupt 
– eine Aufgabe für Politikerin-
nen und Politiker. 

Vom 12. bis 14. September 
2020 trafen sich erstmals grenz-
übergreifend Kolleginnen und 
Kollegen aus der Fernfahrer-
seelsorge in Deutschland und 
Österreich im Bildungshaus St. 
Virgil in Salzburg. 

Die Situation der Fernfahrer/innen ist 
auch in Österreich teilweise prekär. Es 
ist wie Deutschland ein Transitland 
für den internationalen Güterverkehr 
und es fehlen auch hier Parkplätze so-
wie Möglichkeiten für die Fernfahrer/
innen, über ihre Sorgen und Nöte zu 
sprechen. Deshalb wollen die öster-
reichischen Betriebsseelsorger/innen 
eine Fernfahrerseelsorge aufbauen. 
Das Treffen diente dem Erfahrungs-
austausch und der Klärung, was für 
die Situation der Fahrer/innen in 
Österreich benötigt wird.  Ein großes 

Internationale Fernfahrerseelsorge
Österreichische Kolleginnen und Kollegen planen Aufbau einer Fernfahrerseelsorge 

In vordere Reihe (v.l.n.r.): Heiner Sternemann (Salzburg), Hans Gilg (Augs-
burg), Klaus Käfer (Konstanz), Thomas Braun (Speyer); mittlere Reihe (v.l.n.r.): 
Stefan Robbrecht-Roller (Linz), Josef Krebs (Rottenburg-Stuttgart), Katharina 
Karl (St. Pölten), Georg Steinmetz (Augsburg), Hans-Georg Orthlauf-Blooß 
(Mainz); hintere Reihe (v.l.n.r.): Christian Haslauer (St. Pölten), Heike Gotz-
mann (Freiburg), Norbert Jungkunz ( Bamberg)                                                                                    ©bss

Thema war auch der im Sommer 
beschlossene Mobilitätspakt auf EU-
Ebene.  Die Regelungen seien sicher 
gut gemeint, bei näherem Hinsehen 
zeigte sich allerdings, dass er keine 
Gerechtigkeit geschaffen, sondern 
lediglich Verbesserungen angestrebt 
würden.  
Beschlosssen wurden auch  
Schreiben  an die deutschen Bun-
desminister für Arbeit und Ver-
kehr mit den Anliegen und Forde-
rungen der Fernfahrerseelsorge. 
 
Der praktische Teil umfasste Rast-
platzbesuche am Walserberg und 
den umliegenden Parkplätzen. 
Die gesamte Tagung war sowohl 
von den Inhalten als auch von 
den persönlichen Begegnungen 
ein voller Erfolg.          
                                          Josef Krebs

Fernfahrerseelsorge
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Mangelhafte hygie-
nische  Verhältnisse

„Durch zahllose Gespräche mit 
Betroffenen kennen wir viele The-
men, die angegangen werden 
müssen, damit die Fahrerinnen 
und Fahrer ihre verantwortungs-
volle Tätigkeit unter menschen-
würdigen Bedingungen ver-
richten können“, stellen die 
Betriebsseelsorger fest.

So seien die hygienischen Verhält-
nisse an Rasthöfen, Parkplätzen 
und Logistikzentren oftmals – ge-
linde ausgedrückt – mangelhaft. 
Fahrerinnen und Fahrern würden 
verbreitet Lebensbedingungen 
zugemutet, die kaum erträglich 
sind. Der Parkplatzmangel er-
schwere das Einhalten der ge-
setzlich vorgeschriebenen Ruhe-
zeit. In Deutschland betrage die 
Zahl der zugelassenen Lkw rund 
3,3 Millionen. Hinzu kämen die 

Fahrzeuge, die Deutschland als 
Transitland durchfahren oder aus 
dem Ausland Waren anliefern.  
Nach aktuellen Untersuchungen 
von Branchenexperten fehlten 
bundesweit zwischen 30.000 und 
50.000 Lkw-Stellplätze. Aktuell 
müssten die Fahrer ihre Fahrzeu-
ge oft in den Ein- und Ausfahrten 
zu den Rastanlagen unerlaubt ab-
stellen, um die Lenkzeiten nicht 
zu überschreiten, mit der Folge, 
dass Gefahrenquellen entstehen. 

Lockdown verschärft 
die prekäre Situation 

Es fehle an Toiletten und 
Duschmöglichkeiten, was beson-
ders der Lockdown verschärfend 
gezeigt habe. „Während der Co-
ronazeit war und ist die Situati-
on für die Lkw-Fahrerinnen und 
Lkw-Fahrer besonders prekär und 
menschenunwürdig, weil viele 
sanitäre Anlagen auf den Rast-
stätten geschlossen waren oder 

wieder sind“, wird die Lage der 
Fahrer beschrieben. Auch in den 
Betrieben würde ihnen aus hy-
gienischen Gründen sehr oft der 
Zugang zu Toiletten und Duschen 
verweigert. Zitat eines Fahrers: 
„Wir wollen in unserer Firma keine 
Virenschleudern haben.“

Die Arbeit der Fahrerinnen und 
Fahrer sei extrem belastend. Ei-
gentlich stünden Fahrerinnen 
und Fahrern Respekt und Dank 
zu für die tägliche Arbeit, die Er-
halt und Funktionieren unserer 
Wirtschaft und der gesamten 
Versorgung gewährleistet. Statt-
dessen kämpften viele mit her-
abwürdigender Behandlung bei 
Verladern und Auftraggebern. 

 Belastende Arbeit 
– fehlender Respekt

Zu einem risikoreichen Leben un-
ter Zeitdruck kämen die gesund-
heitlichen Gefährdungen durch 
Bewegungsmangel, Übergewicht, 
Übermüdung und unregelmäßige 
Arbeitszeiten. Mangelnde soziale 
Kontakte und eine hohe Schei-
dungsrate seien die Last, die viele 
zu tragen hätten. 

Für bessere Arbeits- 
bedingungen und  

Entlohnung

„Als Seelsorgerinnen und Seelsor-
ger sehen wir die besondere Not 
und Last, die diesen Berufsstand 
im Alltag prägt. Wir sehen hier 
auch die Gründe für einen enor-
men Fahrermangel von 50.000 
oder mehr fehlenden Personen in 
der Branche. Verbesserungen bei 
Arbeitsbedingungen und Lohn 
sind dringend notwendig“, stellen 
die Betriebsseelsorger fest. „Wir 
fordern Sie deshalb auf, den unge-
regelten, ruinösen Logistik-Wett-
bewerb auf dem Rücken der Fah-
rerinnen und Fahrer zu beenden!“ 

Gegen das Sozialdumping müs-
se ein allgemeiner Mindestlohn 
in der Transportbranche nicht 
nur eingeführt, sondern auch 
durchgesetzt werden. Die ge-
setzlichen Regelungen bei Ge-
sundheitsschutz und Lenk- und 
Ruhezeiten sollten schnell um-

gesetzt und wirksam kontrol-
liert werden. 

Lastkraftwagen seien die am 
stärksten genutzten Verkehrsmit-
tel im Güterverkehr in Deutsch-
land mit einem Anteil von 71,4 
Prozent an der Transportleistung 
im Jahr 2019. Hinter dieser Zahl 
stünden allein in Deutschland 
560.000 (offiziell gezählt, tatsäch-
lich weit über eine Million) Men-
schen hinter dem Lenkrad, die 
durch ihren Einsatz im Beruf die 
Wirtschaft und das Leben in Euro-
pa erst ermöglichten. 

Fernfahrerseelsorge

Die Fernfahrerseelsorger/innen  sind regelmäßig auch auf Rastplatzen anzu-
treffen, wie hier während einer Tagung in Salzburg.                                                                     ©bss

Buch-Hörbuch-Website
OnTour ist ein Buch mit Hörbuch 
und Website für Menschen, die 
beruflich viel Zeit auf den Straßen, 
Autobahnen und Parkplätzen der 
Raststätten verbringen:
•	 der ideale Begleiter für Men-

schen, die viel unterwegs sind 
•	 mit Impuls- und Glaubenstex-

ten Gebeten, Hinweisen zur 
Information zur Orientierung, 
Ermutigung und Begleitung

•	 mit dem Evangelium nach Lukas 
•	 mit einem vielfältigen Rat- und 

Hilfe-Teil 
•	 mit einem Hörbuch für unter-

wegs
Das Buch mit CD ist für Inte-
ressenten kostenlos in den 
Regionalstellen erhältlich.

www.ontour-online.de 
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Zum  
EU-Mobilitätspaket

Im Juli 2020 habe die EU unter 
schwierigen Bedingungen ein 
Mobilitätspaket verabschie-
det, was bei vielen seriösen 
Spediteuren und Kraftfahrern 
die Hoffnung auf einen fairen 
Wettbewerb gestärkt habe. Die 
wichtigen Änderungen, die bei 
den Lenk- und Ruhezeiten, der 
Kabotage und der Entsendung 
von Fahrern vorgesehen seien, 
sollen bis 2025 bzw. 2026 natio-
nal umgesetzt werden. 
 
„Warum so lange warten, wenn 
die Situation schon seit Jahren 

Fernfahrerseelsorge

prekär ist?“, fragen die Betriebs-
seelsorger. Die nationale Umset-
zung der EU-Regelungen werde 
dringend erwartet. Allerdings 
zeige sich bereits jetzt, dass die 
schon jetzt geltenden Regelun-
gen nicht eingehalten oder nicht 
kontrolliert werden. 

Sozialdumping wird 
nicht verhindert

Das in der gesamten Branche ver-
breitete Sozialdumping werde 
allein durch das Mobilitätspaket 
nicht verhindert. Ein riesiges Pro-
blem seien Fahrer aus Osteuropa, 
deren Armut von Spediteuren 
ausgenutzt werde, die ihnen 
skandalöse Löhne (keine Entgelt-

Die Arbeitsgruppe formulierte 
auch konkrete Ideen und Vor-
schläge um die Not auf den 
Rastplätzen und Autobahnen zu 
lindern:

•	 Um die Parkplatzsituation zu 
entschärfen, könnten Indus-
triegebiete nachts geöffnet 
und eine kleine Infrastruktur 
mit Duschen, Toiletten und 
Aufenthaltsraum geschaffen 
werden. Die Kosten für Errich-
tung, Unterhalt und Pflege 
könnte auf die Firmen dieses 
Industriegebietes aufgeteilt 
werden. Die Firmen seien auf 
die Lkw-Transporte angewiesen 
und profitierten davon. 

•	 Eine zeitnahe Entspannung 
der Parkplatzsituation wäre 
auch der verstärkte weitere 
Ausbau von intelligenten 
Systemen des Parkplatzma-
nagements (Telematiksys-
teme), wie sie z.B. schon auf 
den Rastanlagen Montabaur 
(A3), Inntal-West (A93) und 
Jura-West (A3) getestet und 
praktiziert werden. 

•	 Ein weiteres Anliegen seien 
die Lohngerechtigkeit und 
die Angleichung der Löhne 
europaweit. Damit solle 
Lohndumping und Ausbeu-
tung unterbunden oder 
zumindest reduziert werden, 
denn 500 bis 800 € brutto, 
für die vor allem osteuropäi-
sche Fahrer unterwegs sind, 
seien kein adäquater Lohn 
für diese verantwortungs-
volle Tätigkeit, auch wenn 
es für die osteuropäischen 
Fahrer mehr Geld ist in ihrem 
Heimatland als in Deutsch-
land. Zudem schüre dieses 
Lohngefälle den Unmut und 
die Fremdenfeindlichkeit ge-
genüber den „Billigfahrern“ 
und fördere sklavenähnliche 
Strukturen. 

•	 In Bezug auf die Umsetzung 
der Vorgaben des Mobilitäts-
pakets ergäben sich noch of-
fene Fragen: Wenn die Fahrer 
ihre Wochenruhezeit nicht 
mehr im Fahrzeug verbrin-
gen dürfen, wo gibt es dann 
entlang der Autobahnen 

Nach Möglichkeit sind die Seelsorger  zu zweit unterwegs.                                  ©bss

fortzahlung im Krankheitsfall, 
keine Sozialabgaben) und Le-
bensbedingungen abverlangen. 
Dieses Sozialdumping habe mit 

Wettbewerb nichts zu tun, zwinge 
aber andere Unternehmen, eben-
falls zu unlauteren Mitteln zu grei-
fen.                             Michael Bauer

Übernachtungsmöglichkei-
ten und wer bezahlt sie? Wer 
bewacht die unbesetzten 
Lkws auf den Rastplätzen 
und schützt die Fahrzeuge 
vor Beschädigung, Diesel- 
und Ladungsdiebstahl?

•	 Der Verbesserung der Ge-
sundheitsvorsorge dienten 
Initiativen wie DOC STOP. 
Dieser zur medizinischen 
„Unterwegsversorgung“ 
gegründete Verein sei ein 
wichtiger Baustein. Hilfe 
könne von Bus- und Lkw-
Fahrern unter der Nummer 
01805 112 024 in Anspruch 
genommen werden. Dazu 
wäre es sehr hilfreich, 
eine flächendeckende 
Versorgung durch Gesund-
heitszentren entlang der 
Autobahnen zu haben. 

•	 Um Informationen aller Art 
zu erhalten, die für die Fah-
rerinnen und Fahrer wichtig 
sind, sei ein freier WLAN-
Zugang an den Raststätten 
sinnvoll. 

Konkrete Ideen und Vorschläge Was ist die  
Fernfahrerseelsorge?

Die Arbeitsgruppe „Kirche für 
Fernfahrer“ besteht aus einer 
Kollegin und acht Kollegen 
aus dem süddeutschen Raum 
(Augsburg, Heilbronn, Singen, 
Sigmaringen, Konstanz, Mainz, 
Speyer, Bamberg, Freiburg). Sie 
ist als Fernfahrerseelsorge ein 
Teil der katholischen Betriebs-
seelsorge der Bistümer Augs-
burg, Bamberg, München und 
Freising, Rottenburg-Stuttgart, 
Freiburg, Speyer und Mainz 
und arbeitet im Auftrag der 
Bundeskommission der Be-
triebsseelsorge. 

Die Gruppenmitglieder sind re-
gelmäßig auf den Rastplätzen 
ihrer jeweiligen Region unter-
wegs, zurzeit, soweit dies mit 
den entsprechenden Hygiene-
maßnahmen möglich ist. Vor 
Corona sind sie auch jährlich 
bei den großen Truckerfestivals 
in Geiselwind und in Lichten-
fels. Hier und in manchen Re-
gionen bei Stammtischen der 
Autobahnpolizei kommen die 
Seelsorger mit den Fahrerin-
nen und Fahrern ins Gespräch 
und erfahren von ihren Sorgen 
und Nöten. 

Oft werden die Fernfahrenseelsorger von den Kolleginnen 

und Kollegen des Projekts „Faire Mobilität“ vom Deutschen 

Gewerkschaftsbund begleitet, die die Fahrerinnen und Fahrer 

aus Süd- und Osteuropa über ihre Rechte informieren.
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benswirklichkeit der arbeitenden Menschen im Dekanat. So 
sind sie Ausdruck des Interesses und der Wertschätzung der  
Kirche gegenüber den Unternehmen und deren Beschäftig-
ten. Neben den Informationen zu den Unternehmen stehen 
besonders die Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter, die He-
rausforderungen, Umbrüche, Sorgen und Nöten der Arbeit-
nehmer und der Arbeitgeber im Fokus der Gespräche. 

Die Tage der Arbeitswelt sind Teil der üblichen Visitationen 
in den Dekanaten. Im Mittelpunkt stehen der Besuch eines 
Unternehmens, das Gespräch mit Vertretern der Geschäfts-
leitung und der Arbeitnehmervertretungen. Die Betriebsbe-
suche ermöglichen exemplarische Einblicke in ortsansässige 
Unternehmen und schaffen Begegnung und Beziehung zwi-
schen Arbeitswelt und Kirche. Sie sensibilisieren für die Le-

Tage der Arbeitswelt Tage der Arbeitswelt 
in den Regionenin den Regionen

Weihbischof Bentz bei Opel Automobile GmbH
Ausbildung bei Opel bleibt wichtig

Der Mainzer Weihbischof Dr. 
Udo Markus Bentz hat im ver-
gangenen November das Aus-
bildungszentrum der Opel Au-
tomobile GmbH in Rüsselsheim 
besucht.

Er bedankte sich für die Mög-
lichkeit, „auf diese Weise einen 
Einblick in die Arbeitswelt in un-
serer Region zu nehmen“, sagte 
der Weihbischof. „Als Kirche wol-
len wir an so einem Tag genau 
hinhören, was die Menschen in 
ihrem Berufsleben bewegt und 
diese Fragen auch mit in unsere 
seelsorgliche Arbeit nehmen.“ Der 
Besuch, bei dem Bentz auch mit 
der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung (JAV) sprach, fand 
anlässlich des traditionellen „Tags 
der Arbeitswelt“ statt, der Teil der 
bischöflichen Visitation im Deka-
nat Rüsselsheim ist.

„Wir haben uns sehr über den Be-
such des Weihbischofs Bentz ge-
freut. Gerade wenn es um ein so 
wichtiges Thema wie die Ausbil-
dung junger Menschen geht, ist 

ein reger Austausch mit anderen 
Organisationen von elementarer 
Bedeutung. Opel ist seit über 
150 Jahren ein wichtiger Ausbil-
dungsbetrieb in Hessen“, sagte 
Carsten Brust, Leiter Zentrale 
Berufsausbildung der Opel Auto-
mobile GmbH.

Eingeladen zu dem Tag hatte In-
grid Reidt von der Katholischen 
Arbeitnehmer- und Betriebsseel-
sorge Südhessen. Begleitet wur-
de Weihbischof Bentz außerdem 
vom Dekan des Dekanats Rüs-
selsheim, Pfarrer Karl Zirmer, und 
dem stellvertretenden Dekan, 
Pfarrer Christoph Mulach.
                                    
                                        Tobias Blum

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz mit einer Auszubildenden                          © Opel

Die Opel Automobile GmbH 
in Rüsselsheim ist ein deut-
scher Kraftfahrzeugherstel-
ler, der seit August 2017 zum 
französischen Automobil-
konzern Groupe PSA gehört. 

Tage der Arbeitswelt 

Weihbischof Dr. Udo Martin Bentz (r.) probierte unter Anleitung von Mana-
ging Director Michael Suden (2.v.r.) eine Datenbrille aus.                               © bss

Weihbischof Bentz bei Fiege-Logistik im Dekanat Worms

Der Mainzer Weihbischof und Ge-
neralvikar Dr. Udo Markus Bentz 
besuchte am 20. Februar 2020 
die Zweigniederlassung IDC (In-
ternational Distribution Center) 
der Firma Fiege Logistik Stiftung 
& Co. KG in Worms. Bentz wies da-
rauf hin, dass gerade im Rahmen 
des „Pastoralen Wegs“ im Bistum 
Mainz, dem Prozess der geistli-
chen und strukturellen Erneu-
erung der Kirche, der Blick auf 
den Sozialraum und damit auch 
der Arbeitswelt der Gemeinden 
ein größeres Gewicht zugemes-
sen werde. „Insofern sind solche 
Einblicke, die wir bei Besuchen in 
der Arbeitswelt gewinnen, wert-

Tag der Arbeitswelt in Worms

volle Hilfen auch für unsere Seel-
sorge“, betonte Bentz, der sich 

für die Möglichkeit des Besuchs 
bedankte. 
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Die Fiege Logistik Holding 
Stiftung & Co. KG ist ein in-
ternational tätiges deutsches 
Logistikunternehmen mit Sitz 
in Greven Nordrhein-Westfa-
len).  FIEGE gilt als Pionier für 
Kontraktlogistik. Über 19.000 
Mitarbeiter an mehr als 150 
Standorten in 14 Ländern 
erstellen maßgeschneiderte 
Lösungen.

Tage der Arbeitswelt 

Der Weihbischof führte unter an-
derem Gespräche mit Managing 
Director Michael Suden von der 
Geschäftsleitung und dem Vor-
sitzenden des Betriebsrates, Ste-
ven Ruff, sowie weiteren Vertre-
tern des Betriebsrats. Im Rahmen 
eines Rundgangs wurde unter 
anderem die Funktion von mo-
dernen Datenbrillen für die Kom-
missionierung vorgestellt, die 
Methoden wie Barcode-Scanner 
oder Ohrlautsprecher ablösen.

Das familiengeführte Logistikun-
ternehmen Fiege gehört mit 150 
Standorten in 14 Ländern zu den 
führenden Logistikanbietern in 
Europa. Der Besuch in der Fiege-
Zweigniederlassung IDC im In-
dustriegebiet Worms II fand im 
Rahmen der Visitation von Weih-
bischof Bentz im Dekanat Worms 
statt. In der Wormser Zweignie-
derlassung IDC sind rund 900 
Mitarbeiter aus 48 Nationen be-
schäftigt. 

Eingeladen zum „Tag der Arbeits-
welt“ hatte Hans-Georg Orth-
lauf-Blooß von der Katholischen 
Arbeitnehmer- und Betriebsseel-
sorge Rheinhessen. Begleitet wur-
de Weihbischof Bentz unter an-
derem vom Dekan des Dekanats 
Worms, Propst Tobias Schäfer, und 
dem Vorsitzenden des Wormser 
Dekanatsrats, Lucas Kraft. 
                                   
                                            Tobias Blum
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Arbeit 
ist das 
halbe  
Leben
Neujahrsempfang der Betriebsseelsorge Südhessen

„Sozialethische Herausforde-
rungen für eine zukunftsfähige 
Gesellschaft“ war Thema des 
Neujahrsempfangs 2020, zu 
dem Ingrid Reidt und Michael 
Ohlemüller, Betriebsseelsorger/
in für den Bereich Südhessen, 
viele Gäste begrüßen konnten. 
Über 90 Besucher waren der 
Einladung nach Rüsselsheim 
gefolgt. 

Hauptreferent an diesem Abend 
war Dr. Manfred Böhm, Leiter der 
Betriebsseelsorge Bamberg. Ba-
sis seines Vortrags bildete eine 
Reihe von Karikaturen aus dem 
Buch „Arbeit ist das halbe Leben? 
Karikaturen zu Mensch, Maschi-
nen und Moneten“, herausgege-
ben von der Katholischen Arbeit-
nehmerpastoral. Die Karikaturen 
werfen einen Blick auf die Ar-
beitswelt, „bösartig-realistisch“, 
gleichzeitig lustig und ernst – 
und auch auf die, die diese Welt 
unfreiwillig verlassen müssen.

Erwerbsarbeit  
bestimmt die Lebens-

gestaltung

Rund 85 Prozent der Bevölke-
rung seien dazu gezwungen, 
sich durch den Verkauf ihrer 
Arbeitskraft ihren Lebensun-
terhalt zu sichern. Daher sei 
die Erwerbsarbeit im Leben der 
meisten Menschen ein wichti-
ger Faktor, um den herum sie 
ihre private Lebensgestaltung 
planen, so Böhm. Arbeit werde 

nicht selten als unangenehm 
empfunden, da sie mit Mühe, 
Anstrengung und Schweiß ver-
bunden sei. Dennoch ist sie 
unumgänglich für den Lebens-
unterhalt. Ohne Arbeit lasse 
sich nicht gut leben. Auch, weil 
sie dazu beitrage, mit der Welt 
und Mitmenschen in Beziehung 

Referent Manfred Böhm                                                                                © bss 

zu treten. Selbst Gott werde im 
Schöpfungstext des Alten Testa-
ments als arbeitender Gott dar-
gestellt, der sechs Tage arbeite 
und am siebten Tage ruhe, so 
Böhm.

„Über Geld werden in unserer 
Gesellschaft Lebenschancen 
verteilt“, kritisiert Böhm. Nied-
rige Löhne, die auf Dauer gan-
ze Schichten in die Armut trei-
ben, seien ein Angriff auf die 
menschliche Würde. „Der letzte 
Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung von 2017 
muss sogar eingestehen, dass 
die unteren 40 Prozent der Ein-
kommensbezieher heute real 
weniger Kaufkraft zur Verfü-
gung haben als in den 1990er-
Jahren.“
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Effizienz und Egoismus 
hinterfragen

Arbeit brauche auch menschen-
gemäße Arbeitsbedingungen. 
Der Druck der Finanzmärkte 
führt dazu, immer mehr zu im-
mer weniger Kosten in immer 
kürzerer Zeit zu erledigen oder 
zu produzieren. „Effizienz heißt 
das Leitbild, nach dem wir alle 
funktionieren sollen. Die dazu-
gehörige Kultur ist die des Eigen-
interesses und der Konkurrenz.“ 
Erwerbsarbeit werde immer 
übergriffiger, da sie die Men-
schen auch immer häufiger in 
ihrer Freizeit beanspruche. Dies 
führe zu Dauerstress, dem viele 
nicht mehr standhalten können, 
sagte Böhm. Die Ungleichver-
teilung fördere Egoismus. Böhm 
wies darauf hin, dass die impe-

Gut besuchter Neujahrsempfang                                                                                  © bss

riale Lebensweise der Reichen 
und Mächtigen deutlich zeige: Es 
reicht nicht für alle, also müssen 
einige ausgeschlossen werden. 
Wesentliche Gründe für den welt-
weiten Zulauf bei den Populisten 
sei deren Vorgehensweise. Wenn 
es nicht für alle reicht, dann we-
nigstens für „unsere Leute“. Doch 
statt Ausschluss sei eine faire Ver-
teilung notwendig, so Böhm.

Im Anschluss an den Impuls-
vortrag waren Vertreter unter-
schiedlicher Arbeitsbereiche 
dazu aufgefordert, ihre eigenen 
Erfahrungen und Gedanken zu 
einigen Karikaturen, die sie sich 
ausgesucht hatten, zu formu-
lieren. Es beteiligten sich Karin 
Puschmann, Erwerbslosenini-
tiative Kompass-Erbach, Ulrike 
Leipold, ver.di Bezirksfrauenrat, 
Manuela Awiszus, Betriebsrats-

vorsitzende bei „real“ Groß Ger-
au, Dr. Michael Vollmer, Arbeits-
mediziner, und Tanja Breuhan, 
Jugend- und Auszubildenden-
vertretung bei Opel.
Am Ende stand der Wunsch, trotz 
der bestehenden Schwierigkei-

ten nicht den Mut zu verlieren, 
weiter für eine „Arbeits-Welt“ 
zu kämpfen, die wenigstens ein 
kleines bisschen menschlicher 
wird.

                        Michael Ohlemüller

Autoland Deutschland?
Wir stehen vor einer Antriebswende 

Steckt das Autoland Deutsch-
land in der Sackgasse? Zu die-
ser Frage hatte die Katholische 
Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) 
Bezirk Mainz und die Katho-
lische Betriebsseelsorge Süd-
hessen am 10. März 2020 zu 
einem Vortrag eingeladen, um 
die gesellschaftlichen und so-
zialen Herausforderungen der 
Transformation in der Automo-
bilbranche zu diskutieren. Refe-
rent Maik Grundmann, Bezirks-
sekretär IG Metall Bezirk Mitte, 
gab im Gemeindesaal von St. 
Josef in Rüsselsheim einen aus-
führlichen Überblick über Wan-
del- und Veränderungsfaktoren 
in der Kfz-Branche, um anschlie-
ßend auf die Folgen dieser Ver-
änderungen einzugehen. Vorab 
begrüßte Ludwig Braun von der 
KAB die 25 Besucher/innen.

Veränderungsfaktoren 
Klima und Demografie

Zu den wichtigen Verände-
rungsfaktoren, die die Automo-
bilbranche beeinflussen, gehört 
der Klimawandel und die Bestre-

bung, den CO₂-Ausstoß zu re-
duzieren, betonte Grundmann. 
Auch der demografische Wan-
del wirke sich aus. Dieser führe 
zu Fachkräftemangel, und das 
Nachfragepotenzial für Pkws 
schrumpft. Laut einer Umfrage 
würden 50 Prozent der Bevölke-
rung in Deutschland kein eige-
nes Auto mehr kaufen, wenn sie 
stattdessen kostengünstige und 
effektive „Shared Mobility“ nut-
zen könnte. Die oberste Grenze 
an verkauften Pkws sei erreicht, 
so Grundmann.

Vernetzung  
und E-Mobilität

Ein Produktwandel zeige sich, da 
das Auto immer mehr vernetzt 
werde. Neue Mobilitätsformen 
seien dabei, sich zu entwickeln. 
Gerade im urbanen Bereich wer-
de eine Vernetzung verschiede-
ner Serviceangebote vorange-
trieben, mit der das eigene Auto 
nicht mehr im Innenstadtverkehr 
genutzt werde. Vielmehr werden 
Parkmöglichkeiten außerhalb 
der Stadt angeboten, der Weg in 

die Innenstadt dann mit öffentli-
chen Verkehrsangeboten fortge-
führt.

E-Fahrzeuge beginnen eine Rolle 
zu spielen, wobei es zu unter-
scheiden gelte, wo das emissi-
onsfreie Fahren gemessen werde. 
CO₂-freies Fahren am Auspuff 
gemessen, bedeute nicht CO₂-
Freiheit, da in diesem Fall die Pro-
duktionsumstände nicht berück-
sichtigt sind. Auch stelle sich die 

Frage, wie der Strom für E-Auto-
mobilität produziert werde.

Zuliefererbranchen, Versicherun-
gen, Reparatur- und Wartungs-
anbieter seien auch vom Wandel 
betroffen. Die Datenerfassung 
verbessere sich, so dass Versi-
cherungen bessere Möglichkei-
ten haben, Daten rund um das 
Fahrverhalten zu erfassen, führ-
te Grundmann weiter aus. War-
tungsarbeiten wie ein Ölwechsel 

Im Gespräch                                                                                                                        © rapp
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werden bei den Antriebssyste-
men von E-Autos nicht mehr nö-
tig sein.

Entscheidungen der Nutzer 
wirken sich auch auf die Verän-
derung der Mobilität aus. Maik 
Grundmann: „Gerade in Städten 
– die Urbanisierung steigert sich 
weltweit – also dort, wo viele 
Menschen auf engem Raum zu-
sammenleben, wird die Frage 
nach alternativer Mobilität eine 
große Rolle spielen.“

Der Referent erklärte, dass die 
Nachfrage nach Mobilität unab-
hängig vom Mobilitätsträger an 
Bedeutung gewinne.

Folgen für die Arbeits-
plätze

Welche Auswirkung haben all 
diese Veränderungen auf die be-
stehenden Arbeitsplätze der Bran-
che? Die üblichen Herstellungs-
wege werden sich verändern. Die 
Fertigung wird (noch) stärker au-
tomatisiert und digitalisiert sein 
(„Industrie 4.0“). Stärkere Vernet-
zung erleichtert Bestellung und 
Lieferung ebenso wie das Internet. 
Doch ein Szenario von menschen-
leeren Fabrikhallen, in denen allein 
Roboter die Fertigung übernom-
men haben, wird wohl nie eintref-
fen, prognostiziert Maik Grund-
mann 

Doch führen die Veränderung 
der Fertigung und neue Ein-
flussfaktoren dazu, dass bisher 
gebrauchte Fähigkeiten an Wert 
verlieren, dass Löhne und Gehäl-
ter wegen verstärkter Digitalisie-

rung heruntergefahren werden? 
Bezogen auf die Beschäftigungs-
entwicklung sind, so der Refe-
rent, 125.000 Arbeitsplätze ge-
fährdet. „In Summe wird bis 2030 
mehr als jeder zweite Arbeits-
platz in der Produktion von An-
trieben direkt oder indirekt be-
troffen sein“, stellte Grundmann 
fest. Stärkere Auswirkungen wer-
den bei Zulieferbetrieben erwar-
tet. Auch im Bereich Service und 
Wartung werden viele Arbeits-
plätze verloren gehen. 

Der Druck auf die Branche bleibe 
hoch. Innovationen kämen über-
wiegend aus anderen Branchen 
(z.B. Google). Die Vielfalt der An-
triebe der Fahrzeuge sowie der 
Fortbewegungsarten würden zu-
nehmen. Und ganz wichtig: Die 
Anzahl der verkauften Kilometer 
in einem Monat, anstatt die Zahl 
der verkauften PKw wird eine 
wichtige Kennzahl, so Grund-
mann.

Unternehmerisches 
Handeln und Unter-
stützung durch die 

Politik

Was gilt es zu tun? Grundmann 
fordere Strategien, mit denen 
die Herausforderungen sozial, 
ökologisch und ökonomisch be-
wältigt werden können. Dabei 
gelte es, dass Unternehmen die 
technologischen Entwicklungen 
aktiv steuern müssen. Sie müs-
sen Kundenbedürfnisse gezielt 
berücksichtigen.

Beschäftigte brauchen Perspek-
tiven. Daher lautet Grundmanns 
Forderung an die Politik, durch 
zielgerichtete Industrie-, Struk-
tur- und Beschäftigungspolitik 
unter Beachtung von Realisier-
barkeit und Beschäftigungsfol-
gen mitzuwirken. Einige Maß-
nahmen seien schon auf den Weg 
gebracht. „Dabei ist nicht allein 
nur der Blick auf einzelnen Bran-
chen zu richten, sondern den 
Blick grundsätzlich zu weiten“, 
ergänzt Ingrid Reidt, Betriebs-
seelsorgerin, die die rege Dis-
kussion moderierte. „Angesichts 
der großen gesellschaftlichen, 
ökologischen und wirtschaftli-

chen Umbrüche muss man – um 
nachhaltig und solidarisch in die 
Zukunft zu gehen – die Frage der 
Bewertung von Arbeit jeglicher 
Art – z.B. auch der Pflege und 
Fürsorgearbeit – stellen.“

Steckt das Autoland Deutschland 
in einer Sackgasse? Maik Grund-

mann fasse zusammen: Tatsache 
sei, der Druck auf die Branche er-
höhe sich ständig. Man stehe vor 
einer Antriebswende. Alles könne 
glimpflich ausgehen. Doch was 
genau geschehen wird, ähnele 
bislang noch einem Blick in die 
Glaskugel.
              Susanne Rapp/Ingrid Reidt

Referent Maik Grundmann         © M.G.

Die Kooperationsveranstaltung 
der AG Frauen und Arbeitswelt 
in Rüsselsheim deckt erneut das 
Ausmaß und die Ursachen von 
geschlechterbezogener Unge-
rechtigkeit im arbeitsweltlichen 
Kontext auf.

Die Coronakrise hat dazu beige-
tragen, ein längst bekanntes The-
ma, die nicht bestehende gleiche 
Bezahlung von gleichwertiger 
Arbeit, deutlich zu machen. Noch 
immer werden die sogenann-
ten SAGE-Berufe (SAGE steht für 
Soziale Arbeit, Gesundheit und 
Erziehung), die meist von Frau-
en ausgeübt werden, sehr viel 
schlechter bezahlt als typische 
Männerberufe. Selbst wenn die 
gleichen Arbeiten von Frauen und 
Männern ausgeübt werden, erhal-
ten Frauen weniger Gehalt. Zu Co-
ronazeiten sind Frauen zudem oft 

Gleiche Bezahlung 
für gleichwertige 
Arbeit?
Die verborgene Diskriminierung der Frauenarbeit

dazu gezwungen, ihre Erwerbsar-
beit zu reduzieren, um ihre Kinder 
zu betreuen.

Veranstaltung zur 
Gendergerechtigkeit 

 in der Arbeitswelt

Rüsselsheim, 3. September 2020, 
Ratssaal: Der Arbeitskreis „Frauen 
und Arbeitswelt in Rüsselsheim“, 
in dem sich seit Jahren auch die 
katholische Betriebsseelsorge 
engagiert, hat das Thema der 
Gendergerechtigkeit in der Ar-

„Gendergerechtigkeit in der Ar-
beitswelt und die angemesse-
ne Bewertung von Berufen, die 
vorrangig von Frauen ausgeübt 
werden, sind immer noch zu 
wenig im Fokus und verlangen 
verstärkte Aufmerksamkeit“ 
           Ingrid Reidt, Betriebsseelsorgerin 

Ingrid Reidt (l.) und die Referentin Dr. Stiegler                                                    © rapp
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beitswelt auf die Agenda gerufen. 
Sie konnten dafür die Fachfrau Dr. 
Barbara Stiegler, ehemalige Lei-
terin des Arbeitsbereichs Frauen- 
und Geschlechterforschung bei 
der Friedrich-Ebert-Stiftung, als 
Referentin gewinnen.

Dazu eingeladen hatten Vertrete-
rinnen aus dem Büro für Frauen 
und Chancengleichheit der Stadt-
verwaltung, Kultur123 der Stadt 
Rüsselsheim, dem Frauenzent-
rum Rüsselsheim, ver.di Vertrau-
ensleuten der Stadt Rüsselsheim, 
dem evangelischen Dekanat 
Groß-Gerau-Rüsselsheim und der 
katholischen Betriebsseelsorge 
Südhessen.

Lebenswichtige  
Frauenarbeit

Die Referentin bezeichnete Frau-
enarbeit als lebenswichtig. Denn 
in der Krise seien es Frauen, die 
die Gesellschaft am Laufen hiel-
ten. Niemand vermisse in der 
Krise einen Bänker. Doch würden 
Berufstätige im Bereich der sozi-
alen Arbeit, der Gesundheitspfle-
ge und der Erziehung wegfallen, 
wäre dies katastrophal. Doch war-
um werden bis heute diese Berufe 
viel schlechter bezahlt? Gründe 
können Erwerbsunterbrechun-
gen und Arbeitszeitreduzierun-
gen nach einer Geburt sein. Auch 
fehlende Bildung kann ein Grund 
sein. Als Hauptgrund sieht Stieg-
ler jedoch die „vergeschlechtlich-
te“ Arbeitsbewertung.

Schon in der Schulzeit und später 
in der Ausbildung gäbe es typi-
sche Männer- und Frauenberufe: 
„Männer bauen, Frauen erziehen“. 
Dies führe dazu, dass nur Männer-
berufe für eine dauerhafte und 
eigenständige Existenzsicherung 
ausgelegt sind, da Frauen nach 

dem veralteten Denkschema 
letztendlich für Haushalt und Kin-
der zuständig seien.

Studie zur  
geschlechtsneutralen 

Arbeitsbewertung

Barbara Ziegler zitierte eine wis-
senschaftliche Studie. Zwischen 
2015 und 2018 wurde ein „CW-
Projekt“ (Comparable Worth) mit 
interdisziplinärem Ansatz durch-
geführt, das eine geschlechtsneu-
trale Bewertung beruflicher Tä-
tigkeiten vornahm. Daraus sollte 
folgen, dass Berufsgruppen mit 
gleichem CW-Wert unabhängig 
vom Geschlecht auch gleichen 
Stundenlohn erhalten. 

Die Ergebnisse zeigten, was 
längst zu erwarten war: „Die be-
ruflichen Anforderungen und Be-
lastungen im Rahmen überwie-
gend weiblicher Erwerbsarbeit 
werden geringer entlohnt als 
die gleichen Anforderungen und 
gleichen Belastungen im Rah-
men überwiegend männlicher 
Erwerbsarbeit!“ 

Konkret: Sorgeberufe in Pflege 
und Gesundheit sind unterbewer-
tet; Führungskräfte im Bereich 
IT-Dienstleistungen verdienen 
knapp 17 Euro mehr pro Stunde 
als Fachkräfte in Pflege und Ge-
sundheit, trotz eines vergleichba-
ren Ausmaßes an Arbeitsanforde-
rungen und Arbeitsbelastungen.

Für ein Verbot  
ungleicher Löhne

Die Studie mache deutlich, dass 
es aufgrund unterschiedlicher 
Arbeitsbewertung zu Ungerech-
tigkeiten kommt und Frauen, die 
in schlechter bewerteten Beru-
fen arbeiten, Nachteile haben.  

Der Blick auf Medien, Werbung 
oder auch Bildung zeige, dass 
dort bereits stereotype Vorstel-
lungen und Zuschreibungen ge-
schlechtsspezifisch das Denken 
manipulieren. Verfestigte Struktu-
ren halten fest an einer Arbeitstei-
lung von bezahlter Arbeit für den 
Mann und unbezahlter Arbeit für 
die Frau. Doch die unbezahlte Ar-
beit ist systemrelevant.

Das Problem sei nicht neu, un-
terstrich die Referentin. Bereits in 
den 1980er-Jahren habe es Versu-
che gegeben, mehr Gleichberech-
tigung in der Arbeitswelt durch-
zusetzen. Geschehen sei bislang 
allerdings nicht viel.

Es gibt noch  
viel zu tun!

Stiegler nannte als erforderliche 
nächste Schritte ein Verbot un-
gleicher Löhne. Unternehmen 
müssten Nachweise erbringen, 
wenn geschlechtsspezifisch un-
gleich entlohnt werde. Eine Nicht-
einhaltung des Verbots müsse 
sanktioniert werden. Zudem müs-
se es eine gesetzliche Verpflich-
tung zur Anwendung von Lohn-
gleichheitsprüfungen geben.

Die Referentin Dr. Barbara Stiegler 
                                                                © rapp

Geschenkübergabe an die Referentin Dr. Stiegler                                               © rapp

Carmen Größ, die Leiterin des 
Frauenzentrums Rüsselsheim, 
wies bei der sich anschließenden 
Diskussion darauf hin, dass die 
Bezeichnung arbeitslos bei Frau-
en durch erwerbslos geändert 
werden sollte, da Frauen, die ei-
nen Haushalt führen und Kinder 
betreuen, nicht arbeitslos sind. 
Eine Besucherin stellte die Fra-
ge, warum bei der Veranstaltung 
nur zwei Männer anwesend seien 
und ob dies nicht aussagekräftig 
sei.

Betriebsseelsorgerin Ingrid Reidt 
sieht in der sehr nüchternen, 
aber bestechenden Studie eine 
große Chance, erneut die unge-
rechte Bewertung von Tätigkei-
ten von Frauen gesellschaftlich 
und auch innerkirchlich neu ins 
Gespräch zu bringen. 

Fazit: Bis sich die Forderung nach 
gleicher Bezahlung für gleich-
wertige Arbeit durchsetzt, wird 
noch viel geschehen müssen. 
Auch für die Betriebsseelsorge 
ist damit klar: Es gibt noch viel 
zu tun!

           Susanne Rapp/ Ingrid Reidt

Gemeinsam ins Jahr 2021!  Katholische Betriebsseelsorge Südhessen

Bild: pixabyBild: pixaby

Lasst uns Ho� nung
und Solidaritäten säen ...

 Katholische Betriebsseelsorge Südhessen
Katholische Arbeit-
nehmer/innen und 
Betriebsseelsorge
Südhessen

Auch das Jahr 2021 steht im Schatten von Corona. Es ist gut, 
sich gegenseitig Hoffnung zuzusprechen, Solidaritäten zu 
schaffen und sich gemeinsam für eine gerechte und nachhal-
tige Arbeitswelt einzusetzen. Als Betriebsseelsorge wollen wir 
genau dies tun: Mit unserem Angebot und im Schulterschluss 
mit anderen – in diesem Jahr auch symbolisch!  Der Jahrespost 
haben wir ein Päckchen Blumensamen zum „Hoffnung-“ und 
Solidaritäten säen…“ beigelegt, damit wir einander in diesen 
Zeiten nicht vergessen! 
Ingrid Reidt & Michael Ohlemüller, Betriebsseelsorge Südhessen
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“Rote Karte Aktion“ 
 für das Management von Continental 
Seit Monaten brodelt es bei Con-
tinental in Deutschland. Das Ma-
nagement hat im September 2020 
unter dem Schlagwort einer Trans-
formation einen radikalen Abbau 
von tausenden Arbeitsplätzen und 
die Schließung modernster, profi-
tabler Werke in ganz Deutschland 
beschlossen. Die Größenordnung 
der Abbaupläne gleicht einem 
Kahlschlag. Mehr als 13.000 Ar-
beitsplätze sind in den nächsten 
Jahren davon betroffen, im Bistum 
Mainz sind es die Werke Baben-
hausen und Karben. 

In der Region wächst 
der Widerstand

Im Babenhausen kämpft die Be-
legschaft schon seit Oktober 2019 
gegen den Stellenabbau von 2.250 
der 3.700 Stellen. Nun hat der Vor-
stand auch die Schließung des 
modernen, hocheffizienten Werkes 
in Karben in Oberhessen beschlos-
sen, mit dem Verlust von weiteren 
1.088 Arbeitsplätzen. 

Die Bundeskommission der Be-
triebsseelsorge Deutschland soli-
darisiert sich uneingeschränkt mit 
Beschäftigten aller Standorte von 
Continental angesichts des Kahl-
schlags seitens der Konzernleitung. 
Ein Schwerpunkt der Sitzung der 
Bundeskommission Ende Septem-
ber 2020 war der Blick auf die ge-
planten (Massen-)Entlassungen in 
der deutschen Automobil- und vor 
allem Automobilzulieferindustrie.

Auch vor Ort, besonders bei den 
Betroffenen, aber ebenso in den 
Regionen wächst der Widerstand. 
Im Schulterschluss setzen sich die 
Katholische Betriebsseelsorge im 
Bistum Mainz, das Katholische De-
kanat Dieburg, die beiden evan-
gelischen Dekanate Wetterau und 
Vorderer Odenwald für Arbeits-
platzsicherung und den Standort-
erhalt in Karben, Babenhausen und 
deutschlandweit ein. Unterstützt 

Das Aktionsbündnis für den 
Erhalt von Conti hat die Idee 
des Jugendforums Baben-
hausen eines Wunschbaumes 
aufgegriffen und um eine für 
viele unsichere lebens- und 
arbeitsweltlichen Situation 
ergänzt. Auch die Conti-Be-
schäftigten waren in ihrer ak-
tuellen Auseinandersetzung 
eingeladen, ihre Anliegen 
am Baum sichtbar zu machen 
und zu platzieren.

werden sie auch durch ein breites 
Aktionsbündnis, das von Gewerk-
schaften, Kommunen, Parteien, 
Verbänden und Vereinen getragen 
wird.  So wurden zusammen mit 
den Betriebsräten der betroffenen 
Standorte verschiedene Aktionen 
durchgeführt, z.B. Protestmärsche 
in Frankfurt, Mahnwachen vor dem 
Betriebstor, Foto- und Plakataktio-
nen unter dem Motto „Wir wollen, 
dass ihr bleibt“. 

Vonseiten der beiden Kirchen an-
gestoßen, hat man in einer regional 
übergreifenden Zusammenarbeit 
eine „Rote Karte“ im Postkartenfor-
mat entworfen. Sie ist an den Auf-
sichtsrat und das Management von 
Continental adressiert und richtet 
sich gegen den rücksichtslosen Ab-
bau von tausenden Arbeitsplätzen, 
gegen den mangelnden Respekt 
gegenüber den Beschäftigten und 
das unverantwortliche Profitstre-
ben des Konzerns. 

„Rote-Karten“-Aktion 
findet breite  

Unterstützung

Verantwortlich für die Aktion 
zeichnen neben dem Evange-
lischen Dekanaten Vorderer 
Odenwald und Wetterau auf 
evangelischer Seite die Katholi-
sche Betriebsseelsorge Oberhes-
sen und Südhessen sowie das 
Katholische Dekanat Dieburg. 
Auch das gesamte Aktionsbünd-
nis Babenhausen schließen sich 
der Aktion an. 

Für die Katholische Betriebsseel-
sorgerin Ingrid Reidt, zuständig 
in Südhessen und Babenhau-
sen, wird die Härte der Ausein-
andersetzungen deutlich: „Ge-
rade jetzt in Krisenzeiten wie 
diesen, müssen Betriebe sich 
ihrer sozialen Verantwortung 
bewusst sein. Dies ist existenzi-
ell für Mensch und Gesellschaft.“ 
Und ihre Evangelische Kollegin 

Annette Claar-Kreh verweist 
auf einen Dominoeffekt: „Viele 
Selbstständige und Kleinun-
ternehmen in unserer Region 
hängen mittelbar von den Ent-
scheidungen des Großkonzerns 
ab. Welche Signale sendet die 
Firmenleitung aus, wenn auf der 
anderen Seite staatlicherseits 
vieles getan wird, um Arbeits-
plätze zu sichern?“

Auch in Karben meldet sich die 
Kirche zu Wort „Wir wollen mit 
der ‚Roten Karte‘ den Protest 
gegen den radikalen Abbau 
von Arbeitsplätzen, deren Ver-
lagerung in Billiglohnländer 
und die Schließung moderns-
ter, profitabler Werke direkt in 
die Konzernzentrale senden, 
denn da gehört er hin“, sagt 
Wolfgang Dittrich, Referent für 
gesellschaftliche Verantwortung 
im Evangelischen Dekanat Wet-
terau.  Richard Kunkel von der 
Katholischen Betriebsseelsorge 
Oberhessen ergänzt: „Das Vorge-
hen des Conti-Managements ist 
hochgradig unsozial und verant-
wortungslos. Es missachtet Ar-
beitnehmerrecht und vereitelt, 
dass in der Krisenzeit vonseiten 
des Staates vieles getan wird, 
um Arbeitsplätze zu sichern. Mit 
dieser Karte stellen wir uns soli-

darisch an die Seite der Betroffe-
nen und ihrer Familien.“

Die überregional angelegte 
„Rote-Karte-Aktion“ will Zeichen 
der breiten Solidarität sein und 
zeigt: Wir sind solidarisch mit-
einander – über den eigenen 
Standort hinaus! 

      Ingrid Reidt / Richard Kunkel

Ingrid Reidt (l.) und Richard Kunkel (r.) mit der roten Karte für das Manage-
ment von Continental                                                                                                        © bss

Solidarität mit den Beschäftigten in Babenhausen und Karben 
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Ökumenische  
Solidarität mit den 
Conti-Beschäftigten
Modernes und profitables Conti-Werk  
in Karben soll geschlossen werden

Die Nachricht von den Schlie-
ßungsplänen für das Conti-Werk 
in Karben ist ein herber Schlag 
für die Region und die Men-
schen. Deshalb unterstützen 
das katholische und das evan-
gelische Dekanat gemeinsam 
die Mitarbeiter/innen in dieser 
schwierigen Situation.

Richard Kunkel von der Katholi-
schen Betriebsseelsorge Ober-
hessen und Wolfgang Dittrich, 
Referent für Gesellschaftliche Ver-
antwortung beim Evangelischen 
Dekanat Wetterau informier-
ten sich bei einem Besuch über 
die aktuelle Situation im Kampf 
um die Arbeitsplätze, nachdem 
nun auch der Aufsichtsrat von 
Continental der Schließung des 
Karbener Werks und dem damit 
verbundenen Arbeitsplatzabbau 
zugestimmt hat. 

Mahnwache  
am Werkstor

Dittrich und Kunkel beteiligten 
sich an einer Mahnwache, die 
von den Continental-Beschäf-
tigten vor dem Werkstor in Kar-
ben errichtet wurde, um auf die 
bedrohliche Situation für das 
Werk aufmerksam zu machen. 
Beide Kirchenvertreter äußerten 
sich gegenüber dem Betriebs-
rat entsetzt darüber, dass das 
Continental-Management in 
Karben ein modernes und pro-
fitables Werk schließen will, um 
die Arbeitsplätze in Billiglohn-
länder zu verlagern. Sie boten 
ihre Unterstützung an, um einen 
breiten gesellschaftlichen Pro-
test gegen den unsozialen und 
verantwortungslosen Abbau 
der Arbeitsplätze in Gang zu 
bringen.

Bei der Mahnwache trafen sich (v.l.) Betriebsratsvorsitzender Frank Grom-
meck, Richard Kunkel von der Katholischen Betriebsseelsorge Oberhessen 
und Wolfgang Dittrich vom Evangelischen Dekanat.                                © W. Dittrich

Lasst Euer  
Licht leuchten
Modernes und profitables Conti-Werk  
in Karben soll geschlossen werden
Der heilige Nikolaus war ein 
Kämpfer für soziale Gerech-
tigkeit, hat sich für Menschen 
in Not eingesetzt. Passend 
dazu haben die Gesamtkir-
chengemeinde Karben, die 
katholische Betriebsseelsorge 

Betriebsseelsorger Richard Kunkel bei seiner Ansprache          © Anna-Luisa Hortien

Oberhessen und das Evange-
lische Dekanat Wetterau am 
Sonntag, 6. Dezember, dem 
Namenstag des heiligen Niko-
laus, einen Gottesdienst vor 
dem Werkstor von Continental 
in Karben.

In Karben bangen tausende Be-
schäftige um ihre Arbeitsplätze. 
Viele von ihnen waren der Einla-
dung gefolgt und zu dem öku-
menischen Gottesdienst gekom-
men, der unter dem Motto „Hier 
sollen die Lichter ausgehen - So 
lasst euer Licht leuchten vor den 
Leuten“ stand. Bläser der Musik-
schule Bad Vilbel und Karben 
gestalteten den Gottesdienst 
musikalisch.

Bürgermeister Guido Rahn be-
kräftigte in einem Grußwort: 
„Das Motto, das sie gewählt 
haben, das Licht als Zeichen 
guter Arbeit, das passt hierher. 
Hier wird gute Arbeit geleistet. 
Und trotzdem wird überlegt, 
den Standort zu schließen. Das 
ist absurd!“ Er bekräftigte das 
Engagement der Kirche. Auch 
die Stadt stehe an der Seite der 
Beschäftigten. „Ich hoffe, dass 
die Lichter bei der Kirche und 
bei Conti noch lange in Karben 
leuchten und nicht ausgehen.“

Pfarrer Werner Giesler betonte 
in seiner Predigt, dass Gott auf 
der Seite der kleinen Leute ste-
he, die ihrer täglichen Arbeit 
nachgehen, um mit ehrlicher 
Arbeit ihr Leben zu sichern. 
Deshalb sei Jesus auch nicht in 
einem Palast, sondern in einem 
Stall geboren. „Und deshalb 
sind wir heute hier, bei den 
Menschen, die sich Sorgen um 
ihre Arbeit, ihr tägliches Brot, 
ihre Existenz machen.“ Die Ver-
antwortlichen bei Conti müss-
ten einsehen: Menschlichkeit 
stehe über aller Kalkulation 
und Profitmacherei.

Betriebsratsvorsitzender Frank 
Grommeck erzählte im Ge-
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Karstadt in Mainz und Worms nach 
dem Erhalt der Arbeitsplätze und 
der Verlängerung der Dauer der 
bei einer Schließung einzurich-
tenden Transfergesellschaft auf 12 
Monate. Diese soll den Betroffe-
nen durch Beratung, Schulungen 
und Training eine berufliche Neu-
orientierung ermöglichen. 

Kundgebungen in 
Mainz und Worms

In Kundgebungen vor den Kauf-
häusern in Worms und Mainz 
forderte Betriebsseelsorger Hans-
Georg Orthlauf-Blooß der Kon-
zern müsse seine soziale Verant-
wortung zeigen und einen fairen 
Interessensausgleich anbieten.

Er hoffe, dass die von so vielen 
vorgetragene Forderung nach 
Verlängerung der Transferge-
sellschaft doch noch einmal Be-
wegung in die Verhandlungen 

Region 
Rhein-
hessen

© www.sensum.de | 2004-2011 
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Solidarität mit der  
Galeria-Karstadt-
Kaufhof-Belegschaft
Kaufhäuser in Mainz und Worms geschlossen

Ende Juni 2020 wurden die 
harten Sanierungspläne des 
Kaufhausunternehmens Ga-
leria Kaufhof Karstadt GmbH 
bekannt, zum 31. Oktober 
deutschlandweit über 60 Kauf-
häuser des Konzerns, darunter 
in Worms (ehem. Kaufhof ) und 
in Mainz (ehem. Karstadt) zu 
schließen. Betroffen sind in 
Mainz 62, in Worms 30 Mitar-
beitende. Der Warenhauskon-
zern mit 172 Filialen ist schon 
seit längerem in der Krise, die 
sich pandemiebedingt noch 
verschärfte. Der Sanierungs-
plan sah vor, dass durch die 
Schließung unwirtschaftlicher 
Filialen die übrigen Filialen er-
halten werden können. Beide 
Kaufhäuser sind inzwischen 
geschlossen. 

Die Betriebsseelsorge solidarisier-
te sich mit der Forderung der Be-
schäftigten von Galeria Kaufhof 

bringe. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern hätten z.T. seit 
Jahrzehnten großen Einsatz für 
Kaufhof bzw. Karstadt gezeigt 
und zum wirtschaftlichen Erfolg 
des Unternehmens beigetra-
gen. „Nun so aussortiert zu wer-

Am 5. Dezember 2020 fand an der Autobahnraststätte Wonnegau eine 
Nikolausaktion“ für Fernfahrer/innen statt. Mehrere Seelsorger aus den 
Bistümern Mainz und Speyer gingen über den Rastplatz und sagten den  
Fernfahrer/innen ein Dankeschön und  schenkten dabei einen Schokola-
den-Nikolaus und einen Apfel. 
„Wir verstehen dies als kleines Zeichen der Wertschätzung und als Dank 
für ihren wichtigen Dienst als Fernfahrer“, so die  Seelsorger Michael Ohle-
müller, Hans-Georg Orthlauf-Blooß und Thomas Braun. „Wir wollen deut-
lich machen, dass Menschen, die uns in Zeiten von Corona Dienste leisten, 
nicht abermals Opfer der Pandemie werden dürfen. Kurzarbeit, überhöh-
te Dienstbereitschaft, zu oft menschenunwürdige Alltagserfahrungen 
wie beispielsweise geschlossene Raststätten, verschlossene Duschen und 
Toiletten gehörten leider zum Alltag der „Brummilenker“.                                © bss

Betriebsseelsorger Hans-Georg 
Orthlauf-Blooß, ver.di-Gewerk-
schaftssekretärin Petra Kusenberg 
und Betriebsratsvorsitzende Martina 
Lauenroth (v.l.n.r.)                              © bss

den, kränkt und tut weh!“, sagte 
er nach Gesprächen mit Beleg-
schaftsmitgliedern. Es sei eine 
bittere Erfahrung, dass heutzuta-
ge die Würde menschlicher Arbeit 
in immer größerem Ausmaß aus 
dem Blick gerät und der Mensch 
als möglichst zu reduzierender 
Kostenfaktor betrachtet wird. 

Corona  
entpflichtet nicht

Die Coronakrise entpflichte nicht 
von der sozialen Verantwortung. 
Im Gegenteil. Die Krise verpflichtet 
in besonderem Maß, die Sorge für 
die Belegschaft zu tragen, erklärten 
die Betriebsseelsorger des Bistums 
in einer gemeinsamen Erklärung.  
„Umso nachdrücklicher drängen 
wir auf einen fairen, respektvollen 
Umgang mit den Frauen und Män-
nern im Verkauf der beiden Waren-
häuser.“ In der Betriebsversamm-
lung bot Orthlauf-Blooß auch 
weitere Hilfe und Unterstützung 
der Kirche an.              Eileen Hirsch

spräch mit Wolfgang Dittrich 
vom Evangelischen Dekanat, 
dass das Werk in Karben einen 
sehr guten Ruf genieße. Es habe 
in den vergangenen Jahren 
mehrere Preise abgeräumt. 

„Den Standort zu schließen, ist 
keine kaufmännische Entschei-
dung, sondern eine politische. 
Entscheidung.“ 

Der Betriebsrat sei im Dauer-
stress, Durchhaltevermögen 
und starke Nerven seien gefragt. 
Umso schöner sei es, die Soli-
darität der Menschen in Karben 
zu spüren. Das unterstrich auch 
IG-Metall-Vertreter Michael Er-
hardt. Solch eine breite Solidari-
tät, sei keine Selbstverständlich-
keit und zeichne die Akteure in 
Karben aus.

Richard Kunkel von der Katholi-
schen Betriebsseelsorge Ober-
hessen blickte zum Schluss auf 
eine Lichtgestalt, nach der sich 
in diesen Zeiten viele sehnen: 
Bischof Nikolaus aus Myra. Er 
habe sich stets für die Menschen 
eingesetzt, sei ein Kämpfer für 
soziale Gerechtigkeit gewesen. 
Seine Geschichte zeige: „Wir 
können etwas erreichen, wenn 

wir als Menschen zusammenste-
hen und gemeinsam für unser 
Anliegen eintreten“, so Kunkel. 
Die Botschaft von Nikolaus sei 
aktueller denn je. Er wünsche 
sich: „Mehr Respekt und Wert-
schätzung statt hochgesteckter 
Gewinnmargen, mehr Mensch-
lichkeit in einer oft unmenschli-
chen Welt.“
                       Anna-Luisa Hortien
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Mainzer Betriebsräte tagten unter Corona-Bedingungen im Erbacher Hof

Gegenseitige Solidarität wird großgeschrieben

Das erste Treffen des Arbeits-
kreises Mainzer Betriebsräte 
im Jahr 2020 fand am 23. Sep-
tember statt und stand ganz 
im Zeichen der Berichte über 
die Auswirkungen der Corona-
pandemie auf die Betriebe und 
Einrichtungen. Der Sprecher 
Thomas Scherer, Betriebsrats-
vorsitzender der Kraftwerke 
Mainz Wiesbaden AG, konnte 
diesmal 25 Teilnehmende be-
grüßen. Das Treffen fand auf 
Einladung der Betriebsseelsor-
ge im Tagungszentrum Erba-
cher Hof statt.

„Viele Betriebe 
nutzen die Zeit 

und richten sich für  
die Zukunft aus!“ 

Unterschiedlich zeigten sich die 
Corona-Folgen. Es gibt Betrie-
be, die bisher gut durch die Kri-
se gekommen sind. Sogar neue 
Mitarbeiter konnten teilweise 
eingestellt werden. Angesichts 
der Auftragsentwicklung in ei-
nigen Gewerken des Handwerks 
sind dort die Anstrengungen, 
Fachkräfte zu finden, groß. In der 
Industrie und den Stadtwerken 
sind Notfallpläne entstanden, 
um systemrelevante Betriebstei-
le zu sichern.  Aber viele Betriebe 
müssen abwarten, sind ausge-
bremst durch zurückgehende 
Auftragseingänge und müssen 
die Möglichkeit der Kurzarbeit 
nutzen. In anderen Unterneh-
men sorgt die Pandemie für ei-
nen digitalen Schub. So wird die 
digitale Infrastruktur ausgebaut 
und mobiles Arbeiten für viele 
Mitarbeitende möglich. „Die Be-
triebe nutzen die Zeit und rich-
ten sich für die Zukunft aus!“, wie 
es Horst Berndroth von der KMW 
AG formulierte.

„Corona hat uns das 
Genick gebrochen!“

Ganz anderes berichtete die 
Karstadt-Betriebsratsvorsitzen-

de Martina Lauenroth: „Corona 
hat uns das Genick gebrochen!“ 
Sie brachte so die Situation der 
Kolleginnen und Kollegen im 
Mainzer Karstadt auf den Punkt. 
Jetzt läuft der Ausverkauf. Der 
Vergleich mit „Leichenfledderei“ 
machte in der Diskussion die 
Runde. 

Es sind bittere Erfahrungen für 
die Mitarbeitenden, viele mit lan-
ger Betriebszugehörigkeit. Das 
Durchschnittsalter liegt bei 45 
Jahren. Manche „Schnäppchen-
jäger“ übertreiben ihre Gier nach 
Rabatt. 

Gehaltsverzicht wirkt 
sich auf die Rente aus

Vorausgegangen war schon eini-
ge Jahre ein Überlebenskampf. 
Immer wieder machte die Beleg-
schaft gegenüber der Konzern-
leitung Zugeständnisse. „Die Fol-
gen wirken sich bis in die Rente 
hinein aus!“, sagte die Betriebs-
ratsvorsitzende ernüchternd. 
Doch als „Doppelstandort“ (es 
gibt mit dem Kaufhof ein zwei-

tes großes Kaufhaus in Mainz, 
das zum Galeria-Konzern ge-
hört) und mit der unsicheren Zu-
kunftsprognose durch die Bau-
planungen in der Ludwigsstraße 
war der Karstadt-Standort nicht 
zu halten. Die 70 Mitarbeitenden 
gehen nach der Schließung in 
eine sechsmonatige Transferge-
sellschaft. Ziel ist es, ihnen neue 
Beschäftigungsverhältnisse zu 
vermitteln. 

Jubiläum musste  
ausfallen

Sichtlich enttäuscht war auch 
Heike Huber, Betriebsrätin im 
Mainzer Musikverlag Schott. Lan-
ge im Voraus nämlich war das 
250-jährige Jubiläum des Musik-
verlags mit einer Reihe großer 
Festveranstaltungen geplant 

gewesen und konnte jetzt nicht 
stattfinden. Zudem führte der 
Lockdown zu Aufführungsverbo-
ten; der Musikalienhandel fand 
nicht statt. Dies alles beschere 
Millionenverluste, stellte Huber 
fest und fügte kritisch hinzu, dass 
von der Politik viel zu wenig auf 
die Situation der Künstler einge-
gangen werde, für die es keine 
Möglichkeit der Kurzarbeit oder 
nur wenig Unterstützung gebe.

Rentenreport des DGB

Die Regionalgeschäftsführerin 
des DGB Susanne Wagner stellte 
den Rentenreport 2020 des DGB-
Rheinland-Pfalz/Saarland vor. Er 
zeige, dass jede sechste Rentne-
rin bzw. jeder sechste Rentner in 
Rheinland-Pfalz armutsgefährdet 
ist. 

Mehr als 24.000 Rentnerinnen 
und Rentner sind in Rheinland-
Pfalz auf unterstützende Grund-
sicherung im Alter angewiesen 
– selbst dann, wenn sie ein Leben 
lang gearbeitet haben. Dies sei 
ein gesellschaftlicher Skandal!

Mit Mindestabstand und Hygienekonzept konnte das Betriebsrätetreffen im Tagungszentrum Erbacher Hof stattfinden.                                                             
                                                                                                                                                                                                                                       © bss

Aus den Regionen

Zum 
Download 
des  
DGB-Renten-
reports 2020
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„Sei gut, Mensch!“: Ketteler-Preis 2020 verliehen

„Urlaub ohne Koffer“ – ein gelungenes Projekt

Dieses Jahr steht ganz im Zei-
chen von Corona, selbst der 
Urlaub, die heilige Kuh der 
Deutschen, konnte nicht wie 
gewohnt am Strand eines tropi-
schen Paradieses oder am Pool 
eines Kreuzfahrtschiffs erlebt 
werden. Viele entdeckten dafür 
die Schönheiten ihrer eigenen 
Heimat wieder und lernten er-
neut das eigene Umland zu 
schätzen. 

Da macht die Meldung hellhö-
rig, dass der diesjährige 1. Preis 
der Wilhelm Emmanuel von 
Ketteler-Stiftung in Mainz an ein 
Projekt geht, das sich „Urlaub 
ohne Koffer“ nennt. Dieser Preis 
wird seit 2005 an besonders ge-
lungene karitative und soziale 
Arbeit im Bistum Mainz verge-
ben. 

„Urlaub ohne Koffer“ – 
ein gelungenes Projekt

Für die Jury war es ein Projekt, 
dass sich für den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt einsetzt. 
Sie bestätigte ihm „einen nied-
rigschwelligen Ansatz, von dem 
Familien in hohem Maße profi-
tieren.“ Dafür wurde es mit 3.000 
Euro gefördert. 

Schon seit 2012 gibt es die In-
itiative „Urlaub ohne Koffer“ 
der Pfarrgemeinde St. Walbur-
ga in Groß-Gerau. Initiatorin 
ist Gemeindereferentin Irm-
gard Jahn. Die Idee zu diesem 
Projekt, das sich besonders an 
einkommensschwache Familien 
richtet, entstand aus ihrer un-
mittelbaren Erfahrung mit Ar-
beitslosen, die sich angesichts 

knapper Geldbeutel keinen Ur-
laub leisten konnten. 

Unterstützt wird das Projekt seit 
vielen Jahren durch den Cari-
tasverband Offenbach; Christi-
ne Müller vom Caritaszentrum 
Rüsselsheim ist die langjährige 
Mitstreiterin. Mit an Bord sind 
natürlich auch noch ehrenamtli-
che Helfer, die mit Herzblut, Ide-
en und Vergnügen das Projekt 
unterstützen.  

Urlaubsfeeling für  
kleine Geldbeutel

Konkret geht es einmal jährlich 
um kostenlose Tagesausflüge für 
einkommensschwache Familien 
und alleinstehende Personen. In 
den ersten beiden Wochen der 
hessischen Sommerferien wer-
den meist sechs verschiedene 
„Auszeiten“ bzw. Tagesausflüge 
angeboten. 

So stehen Besuche im Tierpark, 
im Spaßbad und Museen, eben-
so Ausflüge zu Burgen, Parks 
und besonderen Sehenswürdig-
keiten auf dem Programm, aber 
auch Grillfeste oder gemeinsa-
me Picknicks, insgesamt ein ge-
lungener Mix aus Natur und Kul-
tur für alle Altersgruppen.

Das Ziel des Projekts ist es, die 
Isolation der Einzelnen aufbre-
chen und ihre Teilhabe am sozi-
alen Leben anzuregen. Ein erster 
Schritt ist dabei das Kennenler-
nen von Schicksalsgenossen. 
Daraus sind durchaus schon hilf-
reiche Kontakte, ja sogar Freund-
schaften entstanden. Nicht zu 
vernachlässigen ist der Aspekt, 

Preisverleihung in Mainz (von links): Volkmar Hommel (Vorstandsvorsitzender 
Ketteler-Stiftung), Dr. Werner Veith (Stiftungsdirektor Ketteler-Stiftung), Irm-
gard Jahn (Gemeindereferentin St. Walburga, Groß-Gerau), Christine Müller 
(Mitarbeiterin Caritasverband Offenbach/Main e.V.), Sonja Lang (Ehrenamtli-
che Mitarbeiterin) und Edith Bernges (Ehrenamtliche Mitarbeiterin)         
                                                                                                                                                                                  DiCV Mainz/Gaschik 

Erwerbslosenseelsorge

dass das Projekt auch als vertrau-
ensbildende Maßnahme dient, 
die z.B. Beratungen vereinfachen 
kann. Ein weiterer positiver Ne-
beneffekt ist, dass die Bildungs-
ferne aufgelöst und Neugier ge-
fördert wird. Dieses Projekt zeigt 
auf, dass auch eine konsumunab-
hängige Freizeitgestaltung mög-
lich ist. 

Konsumunabhängige 
Freizeitgestaltung

Was die Teilnehmenden seit Jah-
ren erfahren, haben viele Zeitge-
nossen in diesem Jahr erst wieder 
gelernt: Es gibt viel zu sehen und 
zu staunen, ohne große Kosten 
und mit viel Vergnügen hier, in un-
serer eigenen Heimat. 
                                     Eileen Hirsch 

Arbeitskreis seit 1997

Der von den Betriebsräten selbst-
organisierte Arbeitskreis Mainzer 
Betriebsräte hat sich 1997 ge-
gründet. Ziel ist damals wie heu-
te, in der Region gemeinsam für 

die Sicherung der Arbeitsplätze 
einzutreten. Gegenseitige Solida-
rität wird seitdem großgeschrie-
ben. Der regelmäßige Austausch 
bildet ein wichtiges Netzwerk der 
Unternehmen in der Region, bei 
dem die Synergien aller genutzt 
werden können. 

Beteiligt sind Arbeitnehmer-
vertreter aus etwa 30 Unter-
nehmen und Einrichtungen der 
unterschiedlichsten Branchen. 
Auch die Vertreter des DGB und 
der Kirchen sind am Tisch. Der 
Sprecherkreis besteht aus Tho-
mas Scherer (KMW AG), Birgit 

Jochens (HeidelbergCement 
AG) und Jürgen Heigl (Prefere). 
Am Arbeitskreis interessierte Ar-
beitnehmervertretungen wen-
den sich an:  Thomas Scherer,  
thomas.scherer@kmw-ag.de

          Hans-Georg Orthlauf-Blooß
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Soziale Gerechtigkeit in der „BRDDR“ 30 Jahre Einheit – eine Bilanz

Seminar von Erwerbslosen- 
Initiativen in Dresden 

Im Juli 2020, 30 Jahre nach 
1990, als die Grenze zwischen  
BRD und DDR geöffnet wurde, 
trafen sich Angehörige von Er-
werbsloseninitiativen aus Süd-
hessen, Baden-Württemberg, 
Franken, Bayern, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt zu einem vier-
tägigen Seminar in Dresden. 
Ein Reisebericht.

Ist Deutschland ein wiederverei-
nigtes Land? Sind die Kategorien 
Ost und West überholt? Was ist 
mit der sozialen Gerechtigkeit? 
Und wie gelang die friedliche 
Revolution? Diesen Fragen woll-
ten wir auf den Grund gehen.

Die friedliche  
Revolution

Voll Staunen und Dankbarkeit 
blickten viele zurück auf das Jahr 
1989, in dem in vielen Städten 
der DDR die Bürger mit friedli-
chen Montagsdemonstrationen 
den Grundstein legten für eine 
Revolution, die dann letztend-
lich zur Beseitigung der Berliner 
Mauer und der innerdeutschen 
Grenze führte. Kerzen statt Stei-
ne und keine Panzer wie in Pe-
king in Juni desselben Jahres.

In Dresden gab es die „Gruppe 
der 20“, etwa 20 Bürgerinnen 
und Bürger, die während der De-
monstration am 8. Oktober 1989 
ernannt und beauftragt wurden, 
am folgenden Tag mit den örtli-
chen Behörden in Dresden über 
ihre politischen Forderungen 
zu verhandeln. In der Dresdner 
Innenstadt, unweit des Haupt-
bahnhofs, erinnert heute eine 
in den Boden eingelassene In-
schrift an diese Gruppe.

Wir hatten das Privileg, vom 
Sprecher dieser Gruppe durch 
die Dresdner Innenstadt ge-
führt zu werden und authen-
tische Berichte aus der Zeit zu 

bekommen. Auch andere Se-
henswürdigkeiten der histori-
schen, neu aufgebauten Stadt 
brachte er uns mit viel Detail-
wissen näher.

Leben in der DDR –  
die Macht der Stasi

 
Der Besuch in der Gedenkstätte 
Bautzner-Straße-Dresden ver-
mittelte eindringlich die Me-
thoden und Mechanismen, mit 
denen die Menschen behan-
delt wurden, die nicht in das 
Parteikonzept passten. Es war 
erschreckend und bedrückend 
und wir bekamen einen kleinen

Eindruck von der Macht und der 
furchteinflößenden Herrschaft 
der Staatssicherheit und des 
SED-Apparats.

Ost und West –  
Gemeinsamkeiten  
und Unterschiede 

Für die westdeutschen Teilneh-
merinnen und Teilnehmer des 
Seminars war es sehr spannend, 
aus erster Hand Hintergründe 
und Erfahrungen der Menschen 
zu bekommen, die in der DDR 
gelebt hatten und groß gewor-
den sind. 

Für uns stand am Ende eine ge-
mischte Bilanz: 

•	 	Die DDR hatte eine schlechte 
politische Ordnung, in der die 
Menschen viel Gutes hinbekom-
men haben. 

•	 	Die Ideologie war wie ein Reli-
gionsersatz, daher brachen mit 
dem Ende der DDR auch Sinn 
und Sicherheit weg.

•	 	Die Grenze, die Ost- und West-
deutschland trennte, ist auch 
eine Grenze zwischen Westeu-
ropa und Osteuropa mit jeweils 
anderen kulturellen und poli-
tischen Erfahrungen. Pluralität 

und Liberalität fand nicht im 
gleichen Maß statt.

•	 	Nach der Öffnung der Mauer 
folgte keine Vereinigung, son-
dern lediglich der Beitritt der 
DDR in den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes der BRD.

•	 	Nach der Maueröffnung wur-
den viele Betriebe abgewickelt 
und lösten dadurch eine hohe 
Arbeitslosigkeit aus. Der Bevöl-
kerungsverluste durch die Ab-
wanderung in den Westen war 
dramatisch und hinterließ ent-
leerte, verödete Kleinstädte und 
Dörfer.

•	 	Und was nützen billige Mieten 
und blühende Landschaften 
ohne Arbeitsplatz?

•	 	Es waren nicht nur die nicht 
mehr rentablen Großbetriebe 
(Kombinate), auch hochwertige 
Fertigungsbetriebe, z.B. die Sei-
denblumenmanufakturen von 
Sebnitz, zerbrachen.

Viele Güter, die in Westdeutsch-
land vertrieben wurden, wurden 
zwar im Osten hergestellt, stan-
den dort aber nicht zum Verkauf. 
Namhafte westdeutsche Häuser 
verlegten ihre Produktion wegen 
der geringeren Kosten in die DDR, 
deren Regierung sich dadurch 
Devisen verschaffte.

Und heute, nach 30 Jahren? Die 
Unterschiede sind nach wie vor 
sichtbar, man muss nur die die 
Herkunft der Vorstandsmitglieder 
der größten deutschen Aktienge-
sellschaften, der Führungsebenen, 
der Richter am Bundesverfas-
sungsgericht oder von Politikern 
betrachten. Auch gibt es immer 
noch deutliche Unterschiede etwa 
bei Gehältern und Arbeitszeiten.

Aber wir erkannten auch aufgrund 
von Statistiken bezüglich Arbeits-
losigkeit, Bildung und Schulab-
schluss: Unterschiede gibt es zwi-
schen Ost und West, aber ebenso 
zwischen Nord und Süd.

Dresden – Elb-Florenz

Auch in diesem Seminar blieb 
Zeit, die Stadt zu entdecken. Einen 
Nachmittag lang hatten die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer aus 

Im Stadtteil Weißer Hirsch liegt die Evangelische  Tagungs- und Freizeitstätte 
Dresden. Die Gruppe nutzte auch das parkähnliche Außengelände.     © pia kuner

Gedenkstätte Bautzner Straße      © pk

Erwerbslosenseelsorge
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Arbeiten unter „Corona-Bedingungen“
Wie zahlreiche Einrichtungen 
hatte auch die Initiative Arbeit 
im Bistum Mainz e.V. im Jahr 
2020 mit vielen Hürden und 
Unsicherheiten bedingt durch 
die Coronapandemie zu kämp-
fen. 

Diese betrafen besonders auch 
die Situation der Teilnehmenden, 
die ab Mitte März nicht mehr vor 

Initiative Arbeit im Bistum Mainz e.V. :  Corona erschwert die Arbeit
Ort in den Projekten beraten, 
qualifiziert und beschäftigt wer-
den durften. Durch unterschied-
lichste Maßnahmen konnten der 
Kontakt und die bisher gewon-
nene Stabilität aufrechterhalten 
werden. Einzelberatungen und 
auch Gruppenveranstaltungen 
wurden und werden teils noch 
immer telefonisch oder per Vi-
deokonferenz durchgeführt. 

Inhalt der Beratungen waren in 
der Zeit besonders die familiäre Si-
tuation: Viele Teilnehmende haben 
Kinder, die nicht zur Schule oder 
Kita gehen durften, zu Hause aber 
nicht die nötige Unterstützung bei 
Schularbeiten erhalten konnten, 
da es entweder sprachliche Hür-
den gab, die erforderliche Technik 
nicht zur Verfügung stand oder 
aber die Wohnverhältnisse zu be-

engt sind, um ein konzentriertes 
Arbeiten zu gewährleisten. Dies 
bedingte familiäre Konfliktsituati-
onen und eine zusätzliche Belas-
tung für die Teilnehmenden. 

Homeoffice und  
Hygienemaßnahmen

Das Projekt „Computer für alle“ 
hat bei der Bereitstellung der er-

Initiative Arbeit e.V.

Dresden die Gelegenheit, den Gäs-
ten „ihr“ Dresden zu zeigen, und so 
erkundeten wir in kleinen Gruppen 
die Stadt. Ich lernte die Dresdner 
Neustadt kennen und war beein-
druckt von der Lebendigkeit und 
der großen Zahl kleiner und winzi-
ger Geschäfte, Cafés und Kneipen, 
liebevoll inhabergeführt.

Zum Abschluss gab es 
dann noch die beste 
Eierschecke von ganz 

Dresden 

Am Abend wurden wir dann durch 
das Villenviertel „Weißer Hirsch“ ge-
führt. Der Roman „Der Turm“ von 
Uwe Tellkamp beschreibt die Ge-
gend und der Gästeführer rezitierte 
aus dem Roman auswendig Be-
schreibungen zu einzelnen Häusern.                                                                  
                                               Pia Kuner

Einen Eindruck von dem, wie 
es jemandem geht, der lange 
Zeit ohne Arbeit ist, konnten in 
den letzten Monaten viele Ar-
beitnehmer/innen in Kurzarbeit 
erfahren.

Insgesamt hatten nach Anga-
ben der Bundesagentur für 
Arbeit bis Ende April 751.000 
Unternehmen für 10,1 Millionen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter Kurzarbeit angemeldet.  Im 
Zuge der Coronakrise sind nun 
auch Menschen auf Sozialleis-
tungen angewiesen, die bisher 
kaum Erfahrungen mit dem 
Sozialsystem „Sozialgesetzbuch 
III und II“ (Hartz IV) gemacht ha-
ben. 

Sie erhalten von der Bundes-
agentur für Arbeit 60 Prozent 
(ohne Kinder) oder 67 Prozent 
(mit Kindern) ihres entgange-
nen Nettoeinkommens und was 
dem Regelsatz beim Arbeitslo-
sengeld I entspricht. Das sei für 

viele Menschen zu wenig, findet 
der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) und forderte eine Aufsto-
ckung. Die Kurzarbeiter sollten 
mit zunehmender Dauer einen 
20-Prozentpunkte-Aufschlag er-
halten, also 80 bis 87 Prozent ihres 
entgangenen Nettolohns.

Bundestag und Bundesrat haben 
die gesetzliche Aufstockung des 
Kurzarbeitergeldes (KuG) bei län-
gerem Bezug im Rahmen des „So-
zialschutzpakets II“ beschlossen. 
Für sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte besteht weiterhin ein 
regulärer gesetzlicher Anspruch 
auf 60 Prozent des Nettolohns, mit 
Kindern sind es 67 Prozent. Neu ist, 
dass bei einer Bezugsdauer von 
mehr als drei Monaten das KuG in 
zwei Staffeln angehoben wird: ab 
dem 4. Bezugsmonat um 10 Pro-
zentpunkte und ab dem 7. Bezugs-
monat um 20 Prozentpunkte.

Die ungleiche Verteilung von Ein-
kommen wird durch die Corona-

krise noch verschärft. Denn kri-
senbedinge Einkommensverluste 
sind keineswegs über alle Bevöl-
kerungsgruppen gleich verteilt. 
Existenzbedrohende Einbußen 
erleiden Geringverdienende, 
Minijobberinnen und –jobber, 
sowie Beschäftigte in Gastrono-
mie und in der Leiharbeit – also 
diejenigen, die auch vor der Krise 
schon nicht auf der Sonnenseite 
lebten.

Leider wurden die Menschen, die 
auf existenzsichernde Sozialleis-
tungen angewiesen sind, einfach 
vergessen. Auch heute sind es die 
Ärmsten, die die Auswirkungen 
der Coronakrise existentiell und 
mit besonderer Härte treffen.

Wer das Kurzarbeitergeld auf-
stockt, der sollte auch das Ar-
beitslosengeld I, das Arbeitslo-
sengeld II und Grundsicherung 
aufstocken.

                          Bruno Schumacher

„Arbeitslose sind die großen 
Verlierer der Coronakrise“

Frauenkirche in Dresden       © pia kuner
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Die Produkte, die die Jugendlichen herstellen, werden in einem Shop angebo-
ten: „Wir Jugendliche bauen, verzieren und verpacken unsere Produkte.“      © ina

Shop der  
Produktionsschule  

Holz

Mit einer CNC-Fräse zum Schulabschluss 
„Schulmüde“ Jugendliche werden stabilisiert

Das „Gelbe Haus“ in Offenbach 
unterstützt mit dem durch das Of-
fenbacher Jobcenter finanzierten 
Projekt „Produktionsschule Holz“ 
15 Jugendliche beim Ablegen der 
externen Hauptschulabschluss-
prüfung und der anschließenden 
Vermittlung in Ausbildung oder 
Arbeit.

In einem gut betreuten Rahmen 
werden die (zu einem großen Teil) 
ehemals schulmüden Jugendli-
chen stabilisiert und an eine ganz-
heitliche Form des Lernens heran-
geführt. Analog des Aufbaus einer 
betrieblichen Ausbildung haben 
die Jugendlichen an zwei Tagen 
Berufsschule und arbeiten an den 
anderen drei Tagen in der Holz-
werkstatt mit. 

Neben dem Erlernen einer Tages-
struktur und Basiskompetenzen 
wie Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit 
und Beständigkeit erhalten die 
Teilnehmenden Unterricht in den 

Prüfungsfächern der sogenannten 
Nichtschülerprüfung, die hessen-
weit zeitgleich erfolgt. Der Unter-
richt wird von Lehrer/innen der 
kooperierenden Berufsschule, der 
Käthe-Kollwitz-Schule Offenbach, 
in den Projekträumen durchge-
führt. Ergänzend gibt es Förder-
unterricht, z.B. in Deutsch, da auch 
einige Sprachanfänger teilnehmen. 
Die Verknüpfung von Theorie und 
Praxis findet durch die Arbeit in der 
Holzwerkstatt statt. Hier werden 
die Jugendlichen unter fachlicher 
Anleitung an praktische Arbeit he-
rangeführt. 

Im März 2020 konnte durch die Stif-
tung „Mitmenschen“ der PSD Bank 
Hessen-Thüringen die Anschaffung 
einer computergesteuerten Holz-
fräse realisiert werden. Die Fräse 
wurde vom Generalvikar und Weih-
bischof Dr. Udo Bentz gesegnet. 

Seitdem können die Jugendlichen 
lernen, wie man mit computerge-

steuerten Maschinen arbeitet, was 
zusätzlich ihre Kompetenzen stärkt 
und ihre Chancen auf dem Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt erhöht.

Der Einsatz der Fräse bietet nun 
auch die Möglichkeit, größere Auf-

träge anzunehmen. Dies ist ein 
weiterer Vorteil, da die Produkti-
onsschule Holz zehn Prozent der 
Projektkosten durch eigene Ver-
käufe der Holzwerkstatt zu tragen 
hat.
                                           Thorsten Klee

Weitere Informationen 
und Kontakt:
www.initiativearbeit.com  
oder 069/2475158-0 oder 
info@initiativearbeit.com

forderlichen Technik unterstützt 
und in kürzester Zeit zahlreiche 
Laptops und PCs aufbereitet, die 
Teilnehmenden der Maßnahmen 
zur Verfügung gestellt und vom 
Jobcenter finanziert wurden.
Auch die Mitarbeitenden haben 
sich in kürzester Zeit Homeoffice-
Arbeitsplätze eingerichtet und 
ihre Arbeitsweisen, die sonst fast 
ausschließlich über den persönli-
chen Kontakt laufen, vollständig 
umgestellt. Auch die Inhalte der 
Beratungen und die zukünftige 
Durchführung der Projekte wur-
den entsprechend neu organi-
siert. 

Ab Mitte Mai konnten die Teil-
nehmenden dann nach und 
nach in die Maßnahmen zurück-
kehren – teilweise im Schicht-
betrieb, um Gruppengrößen 
zu reduzieren und Abstände 
einhalten zu können. Selbstver-
ständlich wurden auch alle an-
deren erforderlichen Hygiene-
maßnahmen getroffen. 

 Die Produktionsschule Holz hat ihre Räume im Gelben Haus in Offenbach. © ina

Probleme von Mensa 
und Bistro

Besonders schwierig war und ist 
die Situation der Mensa und des 
Bistros im Haus des Lebenslan-
gen Lernens in Dreieich, wo das 
Hauptgeschäft in der Mittagsver-

pflegung von Schulen und Kitas 
besteht. Diese war fast vollstän-
dig entfallen. 

Hier besteht auch nach der Wie-
deröffnung der Schulen noch 
die Schwierigkeit, dass die Mahl-
zeiten einzeln verpackt werden 
müssen, so dass Schüler sie in den 

Klassen zu sich nehmen können. 
Der Mensa fehlt es dafür jedoch 
an der erforderlichen Infrastruk-
tur und an Materialien sowie be-
sonders an den hierfür benötig-
ten räumlichen Kapazitäten. 

Dieser Überblick stellt nur einen 
kleinen Teil der Arbeit und The-
men da, die den Verein in diesem 
Jahr besonders beschäftigt ha-
ben. Die Initiative Arbeit ist trotz 
der derzeitigen Krise auf einem 
guten Weg und alle Mitarbeiten-
den und Besucher unserer Stand-
orte bislang gesund. 
 
                                 Michelle Serret

Initiative Arbeit e.V.
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Die „Grünen“ im Quartier  
Dicker Busch in Rüsselsheim
Stadtteilwerker kümmern sich um Sauberkeit und Pflege

Am Standort Rüsselsheim bie-
tet die Initiative Arbeit im Bis-
tum Mainz e.V. mit dem Projekt 
Stadtteilwerker „Soziale Stadt“ 
Menschen eine Möglichkeit zum 
(Wieder-)Einstieg in das Arbeits-
leben.  Die Stadtteilwerker – lie-
bevoll auch „Grüne“ genannt 
– kümmern sich im Quartier Di-
cker Busch um Sauberkeit und 
Pflege öffentlicher Grünflächen 
und Plätze, des Einkaufszent-
rums Dicker Busch, sowie einiger 
Schulen und Kitas. 

Menschen, die seit längerer Zeit 
arbeitslos sind, finden hier eine 
sinnvolle und sinnstiftende Auf-
gabe. Sie werden in die Nutzung 
verschiedener Maschinen im Be-
reich Garten- und Landschaftsbau 
eingewiesen, (wieder-)erlernen 
und erfahren Wertschätzung und 
Selbstvertrauen in ihre eigenen 
Fähigkeiten.

„Endlich wird hier  
wieder was gemacht“ 

und „sieht gut aus, was 
ihr da gemacht habt!“

Acht Teilnehmende sind montags 
bis freitags im Quartier unter-
wegs. Angeleitet und unterstützt 
werden sie dabei von einem 
Fachanleiter und einem „Vorar-
beiter“ – ein früherer Teilnehmer, 
der im Anschluss an seine Ar-
beitsgelegenheit in eine geför-
derte Beschäftigung im Verein 
einmünden konnte. Die Teilneh-
menden werden dabei sozialpä-
dagogisch begleitet, was gerade 
in Corona-Zeiten von sehr großer 
Bedeutung ist. In der Zeit des 
Lockdowns durften die „Grünen“ 
nicht mitarbeiten. Es fehlte ihnen 
am regelmäßigen Austausch und 
an den sozialen Kontakten unter 
Kolleginnen und Kollegen. 

Auch die positiven Rückmeldun-
gen über die geleistete Arbeit 
sorgen für ein gutes Gefühl unter 

den Teilnehmenden. Es kommt 
nicht selten vor, dass Anwohner, 
Passanten oder andere Menschen 
auf ihrem Weg stehen bleiben 
und ihre Wertschätzung zum 
Ausdruck bringen. „Endlich wird 

Neue Chancen
Der Berufseinstieg nach einer 
Elternzeit ist besonders für Frau-
en nicht einfach, aber möglich. 
Sowohl Alleinerziehende, als 
auch Frauen aus Bedarfsgemein-
schaften sollen die Möglichkeit 
erhalten, zurück in den Beruf zu 
finden, oder noch einmal ganz 
neu zu beginnen.

„EliB – Eltern in Berufsvorbe-
reitung“ ist ein Programm, das 
speziell für diese Zielgruppe von 
Eltern, Männern und Frauen im 
SGB-II-Bezug („Hartz IV“), entwi-
ckelt wurde. Die meisten wollen 
sich nach ihrer Elternzeit, beruf-
lich neu oder weiter qualifizie-

EliB: auf dem Weg zurück ins Erwerbsleben

ren. Das Durchschnittsalter der 
Teilnehmenden liegt zwischen 25 
und 45 Jahren, allerdings ist nach 
oben keine Grenze gesetzt.

Eine wichtige Säule im Programm 
ist das Praktikum, um sich in ge-
wählten Berufsfeldern auspro-
bieren zu können. Eine intensive 
Begleitung des Bewerbungspro-
zesses in der beruflichen Ori-
entierungsphase ermöglicht in 
einem Zeitraum von einem Jahr, 
erforderliche Kompetenzen zu 
entwickeln. Für die fachlichen 
Voraussetzungen einer Berufs-
ausbildung wird Unterricht in den 
Fächern Deutsch, Mathematik, 

EDV, Wirtschaft- und Sozialkun-
de, sowie Gruppenangebote zu 
den Themen kreatives Gestal-
ten, Erziehung und Ernährung 
angeboten. Dabei können die 
Teilnehmenden für ihre lebens-
praktischen Bedarfe auch unsere 
sozialpädagogischen Hilfestellun-
gen in Anspruch nehmen.

Zum Projekt gehört eine Kin-
derbetreuung, die während der 
Kurszeiten und beruflichen Prak-
tika zur Verfügung steht. Dies 
ermöglicht den Teilnehmenden 
das Erproben der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Darüber 
werden sie bei der Sicherung der 
Kinderbetreuung in Schule, Hort 
und Kindergarten unterstützt, da-
mit die Voraussetzungen für eine 
Ausbildung oder Umschulung ge-
währleistet ist.

Rund 70% der Teilnehmenden be-
ginnen im Anschluss an die Maß-
nahme eine Ausbildung, Umschu-
lung, Weiterbildung oder holen 
einen Schulabschlusses nach. Fa-
vorisierte Berufsfelder finden sich 
in kaufmännischen Bereichen, im 
Steuerfachbereich, in der Aus-
bildung zur Pflegefachkraft oder 
zur Erzieherin bzw. Erzieher, aber 
auch in technischen Berufen wie 
Kfz-Mechatronik und Fachkraft in 
der Lagerlogistik.
 
Zu Zeiten von Corona standen 
viele Praktikumsstellen nicht 
zur Verfügung. Auch einige Be-
triebe haben sich gegen eine/n 
Auszubildende/n entschieden. 
Nichtsdestotrotz wurden alle 
Möglichkeiten z.B. über Indust-
rie- und Handelskammern oder 
Handwerkskammern genutzt, um 
eine Qualifizierung im Wunschbe-
ruf zu ermöglichen. So konnten 
2020 elf Frauen in schulische oder 
betriebliche Ausbildungs- und 
Beschäftigungsverhältnisse ver-
mittelt werden.

Das Projekt „EliB“ wird von der 
MainArbeit, Jobcenter der Stadt 
Offenbach mittlerweile seit De-
zember 2014 finanziert. Auch 
2021 kann dieses Angebot erfolg-
reich fortgesetzt werden.
                                       Gabriela Held

hier wieder was gemacht“ und 
„sieht gut aus, was ihr da ge-
macht habt“, ist ein oft zu hö-
rendes Lob, das stets guttut. 

                                Thomas Freiberg

Die Stadtteilwerker pflegen und bearbeiten Naturflächen und öffentliche Flä-
chen für Kommunen und soziale Organisationen.                                                     © ina

Initiative Arbeit e.V.
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Mit TATKRAFT handeln! 
Das Kolpingwerk Diözesanver-
band Mainz wird im Jahr 2021 
verstärkt um die Mitgestaltung 
des Pastoralen Weges im Bis-
tum Mainz werben. Zusammen 
mit den Kolpingsfamilien vor 
Ort will man dem Jahresmotto 
„Mit TATKRAFT handeln!“ auch 
Taten folgen lassen. „Im Zuge 
des Pastoralen Weges werden 
die Pfarreien größer und man 
wird als Gemeinde vor Ort über 
den eigenen Tellerrand hinaus-
schauen müssen“, sagt Anton-
Kurt Schmid, Kolping Diöze-
sanvorsitzender. Hier können 
die Kolpingsfamilien aus ihren 
Erfahrungen mit den verbands-
eigenen, regionalen Bezirken 
schöpfen. 

Es ist geplant, den Kontakt zu den 
einzelnen Dekanaten und den 
dortigen Kolpingsfamilien aufzu-
nehmen. Gemeinsam soll in drei 
Treffen die Rolle der Kolpingsfami-
lien in den neuen Pfarreien analy-
siert werden. Um alle auf Ballhöhe 
zu bekommen, wird es zunächst 
allgemeine Informationen zum 
Pastoralen Weg geben, der ja in 
jedem Dekanat etwas anders or-
ganisiert ist. Dann folgen ein Aus-

tausch und eine Bestandsaufnah-
me. Abschließend geht es darum, 
die Kolpingsfamilien als Kirchorte 
in das neue Netzwerk der Pfarrei-
enlandschaft einzubinden. Hierzu 
sollen konkrete Schwerpunkte 
der Arbeit des Kolpingwerkes ein-
gebracht werden. Man möchte 
den Menschen zeigen, dass man 
da ist, wenn z.B. Einsamkeit droht, 
keine Großeltern in der Nähe 
sind, der Arbeitsplatz gefährdet 
ist, man als junger Mensch Ori-
entierung und Unterstützung zur 
Persönlichkeitsentwicklung und 
Zukunftsplanung sucht. Dazu hat 
der Diözesanverband seine Akti-
onskreise mit im Boot, die zu den 
Schwerpunkten Akzente setzen 
können. Ob die Bewahrung der 
Schöpfung, Familien, Senioren, 
Jugend, Arbeitswelt, Fairer Han-
del oder EineWelt, das Spektrum 
ist hier sehr breit und kann und 
soll die Arbeit in den Pfarreien 
unterstützen – Kolpingsfamilien 
wollen Kirchorte sein.
                                     Klemens Euler

Im Kolpingwerk Diözesan-
verband Mainz engagieren 
sich über 4.500 Mitglieder 
in über 55 örtlichen Kol-
pingsfamilien. Alt und Jung 
prägen in familienhaften 
Gemeinschaften und mit 
kreativen Aktionen und 
Veranstaltungen das Leben 
in den Pfarreien und den 
bürgerlichen Gemeinden. 
Darüber hinaus setzen sich 
die Mitglieder überregional 
in der Sozialen Selbstver-
waltung für die Sozialversi-
cherten ein.

Zum 143. Todestag erinnerte KAB an den  
„Sozialbischof“ und seinen mutigen Einsatz

Ketteler-Gedenken  
in Corona-Zeiten

„Corona-Zeiten sind eben nicht 
wie sonst.“ Jedes Jahr feiert die 
Katholische Arbeitnehmer-Bewe-
gung im Bistum Mainz (KAB) mit 
verschiedenen Kooperationspart-
nern am 13. Juli, dem Todestag 
von Bischof Wilhelm Emmanuel 
von Ketteler, einen feierlichen 
Gedenkgottesdienst im Mainzer 
Dom. Wegen der Corona-Gefahr 
konnte in diesem Jahr kein Gottes-
dienst stattfinden. Stattdessen lud 
die KAB zu einem Gedenken im 
Freien, an der Statue von Bischof 
Ketteler auf dem Bischofsplatz ein.

„Leben und Arbeiten in 
Würde und Solidarität“

Die Ideen des Sozialbischofs, der 
sich besonders um die Lage der 
Arbeiter kümmerte und die so-
genannte „Soziale Frage“ des 19. 
Jahrhunderts zu seinem Anlie-
gen machte, ermöglichten in der 
Bischofsstadt eine ganze Reihe 
von Gründungen und Stiftungen, 
die bis heute seinen Namen tra-
gen wie das Kettler-Kolleg und 
-Abendgymnasium, die Ketteler-
Berufsschulen und die Ketteler-
Stiftung. 

Der Diözesanvorsitzende der KAB, 
Hans-Peter Greiner, stellte heraus, 
dass Ketteler in seiner Zeit unge-
rechte Macht- und Herrschafts-

Kolpingwerk rüstet sich für den Pastoralen Weg

strukturen angeprangert und zu 
solidarischem Handeln aufge-
fordert habe. Kettelers Einsatz 
für ein „Leben und Arbeiten in 
Würde und Solidarität“ ermutige 
heute die Verbände, die „Zeichen 
der Zeit“ zu erkennen, betonte 
Greiner. 

Den ganzen Tag über kamen Ein-
zelne oder kleine Gruppen an der 
Statue vorbei und hielten inne. 
Den Abschluss bildete am Abend 
ein gemeinsames Fürbittgebet. In 
den Blick genommen wurden hier 
besonders die Leidtragenden der 
Corona-Krise, z.B.  die ausgebeute-
ten Mitarbeiter der Fleischindustrie 
oder die vom Verlust ihrer Arbeits-
plätze betroffenen Mitarbeiten-
den von Galeria Kaufhof Karstadt 
GmbH an verschiedenen Orten 
des Bistums. Eine Delegation der 
KAB hatte an der Kundgebung der 
Karstadt-Belegschaft teilgenom-
men.

Vor allem den vielen älteren Mit-
gliedern war aber besonders das 
Miteinander der Gemeinschaft 
– auch mit Abstand – wichtig. 
Nächstes Jahr, so hoffen die KAB-
Verantwortlichen und Koopera-
tionspartner, soll wieder ein Ge-
denkgottesdienst im Dom möglich 
sein.
                                             Eileen Hirsch

Gebet auf dem Mainzer Bischofsplatz                                                    © KAB/Heribert Kron

Verbände
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Der Politikwissenschaftler und 
Armutsforscher Christoph But-
terwegge analysiert in seinem 
rund 180 Seiten umfassenden 
Buch die Haupterscheinungs-
formen der Ungleichheit: neben 
der Einkommens- und Vermö-
genverteilung auch die Bereiche 
Gesundheit, Bildung und Woh-
nen. Zuvor legt er die theoreti-
schen Grundlagen, die er vor al-
lem in der marxistischen Analyse 
der Klassengesellschaft sieht. 
Diesen Ansatz überträgt er auch 
auf die heutige Zeit des „digita-
len Finanzmarktkapitalismus“. 

Abschied  
vom „rheinischen  

Kapitalismus“

Die Klassengesellschaft sei im 
Wandel begriffen: „Man muss 
kein Marxist sein, um zu erken-
nen, dass Deutschland eine 
kapitalistische Gesellschaft 
mit wachsender ökonomischer 
Ungleichheit ist, deren Haupt-
grund im fortwirkenden Inter-
essengegensatz zwischen Ka-
pital und Arbeit besteht“ (Seite 
79). Salopp formuliert habe ein 
Wandel vom rheinischen Kapi-
talismus der Sozialen Marktwirt-
schaft („Wohlstand für alle“) in 
den 1950er- und 1960er-Jahren 
zum „schweinischen Kapitalis-
mus“ seit den 1980er-Jahren 
stattgefunden (Entfesselung der 
Finanzmärkte, Ausuferung des 
Niedriglohnsektors, Erosion der 
Mittelschicht, zunehmende wirt-
schaftliche und politische Macht 
der Superreichen). Butterwegge 
zeichnet diese Entwicklungen 
des neoliberalen Zeitgeistes, der 
mit der Agenda 2010 auch seine 
damalige SPD erfasst hat (er war 
bis 2005 Mitglied), schlüssig und 
mit profunder Kenntnis der wis-
senschaftlichen Studien nach.

Christoph Butterwegge: Ungleichheit 
in der Klassengesellschaft 

 QUERGELESEN:

 Anstöße für eine humane Arbeitswelt und eine geschwisterliche Gesellschaft

Der Politikwissenschaftler Prof. Dr. Christoph Butterwegge lehrte bis 2016 an der Universität Köln.   © Facebook/Butterwegge

Schiefe Verteilung

Eine Haupterscheinungsform der 
Ungleichheit ist die Einkommens- 
und Vermögensverteilung. Diese 
sei besonders schief und habe sich 
in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten verstärkt. Vor allem die Vermö-
gensverteilung und die Verteilung 
des Produktivvermögens hat sich 
sehr zugunsten der Reichen ver-
ändert („ein Haushalt der reichsten 
10 Prozent war im Jahr 1993 durch-
schnittlich 50-mal, im Jahr 2018 
aber schon 100-mal reicher als ein 
Haushalt der unteren Hälfte“, Sei-
te 127). Ähnliche Entwicklungen 
zeichnen auch die Armuts- und 
Reichtumsberichte der Bundesre-
gierung nach, obwohl die statisti-
sche Erfassung der Vermögen heu-
te schlechter und unvollkommener 
sei als im 19. Jahrhundert. Hinzu 
kommt bei dieser „ökonomischen 
Polarisierungsdynamik“ die Diffe-
renzierung „in Reiche, sehr viel rei-
chere und Hyperreiche“. Besonders 
bei den Hyperreichen konzentriere 
sich das Produktivvermögen.

Auf der anderen Seite besitzen im 
Jahr 2018 rund 40 Prozent der Be-
völkerung überhaupt kein Vermö-
gen, fast 13 Millionen Menschen 
gelten nach EU-Maßgabe als „ar-
mutsgefährdet“, da sie „weniger als 

60 Prozent des bedarfsgewichteten 
mittleren Haushaltseinkommens 
zur Verfügung“ hatten (Seite 132).

Maßnahmen in der 
Coronakrise auf dem 

Prüfstand

Zu den drei anderen Haupterschei-
nungsformen der Ungleichheit 
Gesundheit, Bildung und Wohnen 
bezieht der Autor auch die aktu-
elle Coronakrise ein. Butterwegge 
analysiert die von der Bundesregie-
rung ergriffenen Maßnahmen, die 
eine deutliche Schieflage hätten. 
So würden etwa Gewinneinbußen 
von Unternehmen durch finanzi-
elle Soforthilfen ausgeglichen, Ge-
haltseinbußen von sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten durch 
Kurzarbeitsregelungen abgemil-
dert. Transferleistungsempfänger 
hätten aber während der Pandemie 
wenig verloren und deshalb auch 
wenig zu erhalten. 
Bildungschancen seien in Deutsch-
land genauso ungleich verteilt wie 
Infektionsrisiken. Soziale Herkunft 
und familiärer Hintergrund von Kin-
dern spielen eine Hauptrolle. 

Auch die Miet- und Wohnungs-
frage sei zu einem „hervorstehen-
den sozialen Problem“ geworden. 
Mieten in Ballungszentren explo-
dieren. Immobilienbesitz hinge-

gen erreichte in den vergangenen 
Jahrzehnten den größten Wertzu-
wachs.

Auffällig ist die sehr „puristische“ 
Gestaltung des Buches: keine 
einzige Tabelle, keinerlei grafi-
sche Aufbereitung von Zahlen. 
Das ist sicher für manchen Inter-
essierten gewöhnungsbedürftig.
Bezüglich Lösungsansätzen zur 
Überwindung der Ungleichheit 
verweist Butterwegge auf einen 
Folgeband. Auf diesen darf man 
gespannt sein.
                                      Michael Bauer

Christoph Butterwegge
Ungleichheit in der  
Klassengesellschaft
Pappy Rossa Verlag, Köln, 2020
184 Seiten, 14,90 €

Quergelesen
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ihre Mitarbeiter hören. Karstadt 
München ist nicht Karstadt Mainz. 
Die regionalen Unterschiede wer-
den nicht beachtet. Auch beim 
Onlinehandel haben sie zu lange 
gebraucht. Alles zu langsam, zu 
zögerlich. Das Personal wurde 
ausgedünnt. Teilweise war nur 
noch eine Kraft für eine ganze 
Etage zuständig. Da bleibt der 
Service auf der Strecke. 

Ist die Zeit der großen Kaufhäu-
ser vorbei? 50 Filialen wurden 
geschlossen, 4.000 Beschäftigte 
arbeitslos, damit die Sanierung 
funktioniert. 130 Filialen und 
16.000 Beschäftigte sind bei Ga-
lerie Karstadt Kaufhof noch übrig. 
Wie muss der Konzern seine Chan-
ce nutzen?

Ich sehe ein Warenhaus nicht als 
aussterbende Gattung. Ein Haus, 
wo du alles kriegst, vom Topf 
über Bettdecke bis Fashion… 
Man muss es nur attraktiver ma-
chen. Wir hätten da schon ein 
paar Ideen: Sitzecken für Kunden, 
vielleicht eine Kaffeebar zwi-
schen den Abteilungen. Wir ha-

Was ging Dir durch den Kopf, als 
Du die Schließungsabsicht gehört 
hast?

Am 19. Juni 2020 – das Datum 
werde ich niemals vergessen – saß 
der Betriebsrat beim Geschäfts-
führer und hörte, wie der CEO 
von Galeria Karstadt Kaufhof die 
Liste der zu schließenden Häuser 
vorlas. Das war wie eine Todeslis-
te. Danach haben wir das Haus 
geschlossen, eine Betriebsver-
sammlung abgehalten und die 
Belegschaft informiert. Es war sehr 
emotional, es wurde viel geweint. 

Ihr habt um Eure Arbeitsplätze 
gekämpft?

Viele hatten es ja geahnt. Wir 
wussten, dass wir keine Chancen 
haben, das gaben die Umsatz-
zahlen nicht her. Wofür wir aber 
kämpfen wollten, war für eine 
Transfergesellschaft. Dafür ha-
ben wir auch eine Kundgebung 
gemacht. Wir haben sie auch 
bekommen, aber leider nur für 
ein halbes Jahr. Ver.di und die Be-
triebsseelsorge haben uns da toll 
unterstützt. 

Wie war die Unterstützung?

In der Belegschaft war der Zusam-
menhalt super. Von den Stadt-
ratsfraktionen der Linken und 
der SPD haben wir viel Zuspruch 
bekommen. Ein Gespräch mit 
Malu Dreyer wurde leider corona-
bedingt verschoben. Der Bürger-
meister war mehr am Leerstand 
als an den Mitarbeitern interes-
siert. Toll war die Unterstützung 
durch die Wirtschaftsdezernentin 
Manuela Matz. Aber retten konn-
ten sie uns am Ende alle nicht. 

Du und Deine Kolleginnen und 
Kollegen haben über Jahrzehnte 
gute Arbeit abgeliefert. Der Hertie 
bzw. Karstadt war früher der Inbe-
griff für gutes Einkaufen. Wie kam 
es zu dieser Schieflage?

Es waren auf jeden Fall Manage-
mentfehler, unter anderem. Häu-
fig wechselnde Manager, darun-
ter manche, die den deutschen 
Markt nicht einmal kannten. 
Außerdem müssten sie mehr auf 

Welche Herausforderungen gab 
es in der Zeit als Betriebsrätin? 
Welche Tiefpunkte bzw. Glücks-
momente?

Absoluter Tiefpunkt war natür-
lich die Schließung. Aber wir ha-
ben in den letzten Jahren immer 
die schlimmen Seiten abbekom-
men. Personalabbau war immer 
wieder ein Thema: Wie bekommt 
man das am besten für die Mit-
arbeitenden hin? Am Schluss 
hatten wir von ehemals 300 Be-
schäftigten nur noch 70 übrig. 
Aber wir haben im Betriebsrat 
immer an einem Strang gezogen. 
Überhaupt war alles sehr famili-
är in unserem kleinen Haus. Die 
Kolleginnen und Kollegen haben 
sich stark mit dem Unternehmen 
identifiziert. Da haben wir auch 
auf Tariflohn verzichtet und Ge-
haltskürzungen akzeptiert, im-
mer wieder. 

Glücksmomente gab es oft bei 
Kleinigkeiten. Ich habe einmal 
verhindert, dass ein Mitarbeiter 
eine unverdiente Abmahnung be-
kam. Es war auch immer ein High-
light, andere Betriebsräte aus 
ganz Deutschland kennenzuler-
nen. Beim Gesamtbetriebsrat hat 
es mich fasziniert, das große Gan-
ze zu sehen. Wir kämpfen ja auch 
darum, dass es diesem großen 
Unternehmen gut geht. Wir sind 
nicht die Gegner der Arbeitgeber, 
wir wollen ja unsere Arbeitsplätze 
erhalten. 

Ganz in der Nähe sind die Lichter 
bei Karstadt vor einigen Tagen 
endgültig ausgegangen. Nun 
sitzt die rothaarige Powerfrau 
zusammen mit Betriebsseelsor-
ger Hans-Georg Orthlauf-Blooß 
im coronabedingt gut belüfte-
ten Sitzungsraum der Betriebs-
seelsorge Rheinhessen.

Kannst du etwas zu Deiner Person 
sagen?

Ich bin 36 Jahre im Reisebüro von 
Karstadt tätig als ausgebildete 
Reisekauffrau. Davon die meis-
te Zeit als Betriebsrätin und die 
letzten rund sechs Jahre als Vor-
sitzende. Außerdem bin ich im 
Gesamtbetriebsrat als Ersatzmit-
glied. Mein Vater war schon Be-
triebsrat. Es liegt mir also in den 
Genen, mich für Menschen einzu-
setzen, und zu hoffen, etwas zum 
Positiven verändern zu können. 

Was bedeutet für Dich, Betriebs-
ratsvorsitzende gewesen zu sein?

Ich war schon immer jemand, 
der die Klappe nicht halten kann 
(lacht), immer an vorderster Front. 
Viele wollen nicht im Vordergrund 
stehen und haben gemeint, ich 
wäre die Beste dafür. Und schon 
hatte ich das Vertrauen. Man ist 
dann natürlich auch am ehesten 
diejenige, die zum Chef gehen 
muss, aber das traute ich mir zu. 

Im Gespräch  
mit Martina Lauenroth
Betriebsratsvorsitzende Martina Lauenroth  
zur Schließung von Galeria Karstadt in Mainz 

Im Gespräch
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im
puls

  

Nur das Brot,
das wir anderen zu essen gaben,
wird uns sättigen.

Nur der Kranke,
den wir besuchten,
wird uns die Einsamkeit 
 nehmen.

Nur das Wort,
das anderen Hilfe war,
wird uns trösten.

Nur die Kleider,
die wir anderen schenkten,
werden uns vor der Nacktheit 
bewahren.

Nur die Hand,
die wir anderen hinhielten,
wird uns versöhnen.

Nur die Hoffnung,
die wir anderen schenkten,
wird uns am Leben teilhaben 
lassen.

                                  Autor unbekannt
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ben auch wichtige Abteilungen 
wie Multimedia, was ein riesiges 
Thema ist, aufgrund falscher Ma-
nagerentscheidungen geschlos-
sen. Damit hätten wir Menschen 
auch wieder hereinlocken kön-
nen. Denn mit der Macht so vie-
ler Warenhäuser kann man schon 
günstige Einkaufspreise bekom-
men. 

Es gibt in der Stadt viele Leerstän-
de, Karstadt ist der größte. Wie 
siehst du die Zukunft der Innen-
städte?

Es gibt Städte, wo sie aufgege-
ben haben. Dann veröden die In-
nenstädte. Ich bin gespannt, was 
mit Worms wird (Anm. der Red.: 
Das einzige Kaufhaus dort wurde 
ebenfalls geschlossen). Ich kenne 
es von Bingen, da gab es mal ei-
nen kleinen Hertie. Die Leute ge-
hen nicht mehr nach Bingen zum 
Einkaufen, sie fahren nach Kreuz-
nach oder Mainz. 

Aber die Leute kommen nicht 
mehr so gern in die Stadt, zu 

teuer, zu umständlich. Die Städ-
te müssen für ihre Kunden etwas 
machen. Ein tolles Park-and-Ride-
Angebot mit preiswertem Park-
platz am Stadtrand und guter 
Anbindung an den Nahverkehr. 
Auch die Kosten dürfen nicht zu 
hoch sein. Die Möglichkeit, sich 
mal im Grünen hinzusetzen, es-
sen gehen, shoppen, mal einen 
Kaffee trinken, vielleicht noch ein 
Event am Abend. Das gehört alles 
dazu. 

Die Leerstände in den Innenstäd-
ten sind natürlich ein Problem. 
Die Mieten sind zu hoch. Die Im-
mobilienbesitzer sind oft diejeni-
gen, die am wenigsten verzichten 
und am wenigsten für die Immo-
bilien tun. Aber die kleinen Läden 
mit guter Beratung, die eine Stadt 
attraktiv machen, können sich 
vielfach die Mieten nicht mehr 
leisten. 

Wie hat sich der Abschied gestal-
tet?

Wir haben die letzte Ware verkauft 
und etwas aufgeräumt. Dann ha-
ben wir die Tore geschlossen. Je-
der hatte etwas mitgebracht. Wir 
haben die Zeiten Revue passieren 
lassen und haben uns gut gehen 
lassen. 

Wie geht es für Dich und Deine 
Kolleginnen und Kollegen wei-
ter?

Nur etwa zehn Prozent haben 
schon wieder eine Stelle. Meine 
Kolleginnen und ich vom Reise-
büro sind übernommen worden 
und arbeiten jetzt im Mainzer 

Kaufhof. Einige sind zumindest 
kurzfristig bis Weihnachten 
noch bei Kaufhof beschäftigt. 
Andere gehen in Rente. Was 
weh tut, ist, dass wir jahrelang 
auf Geld verzichtet haben, unter 
Tarif bezahlt wurden, damit die 
Firma gerettet wird. Bei einer 
Vollzeitstelle macht das in der 
Zwischenzeit rund 100 Euro bei 
der Rente aus, und das für den 
Rest des Lebens. 

Es ist umso schlimmer, weil alle 
Kolleginnen und Kollegen das 
mitgetragen haben, und jetzt 
kam die Kündigung. Die meisten 
werden in der Transfergesell-
schaft für die Arbeitssuche fit ge-
macht. Es gibt ein „Kümmerer“-
Team von der Landesregierung, 
das versucht uns beizustehen, 
mithilfe von Umschulungen etc. 
Die Karstadt-Beschäftigten sind 
tolle Leute, Allrounder, die flexi-
bel, fleißig und loyal. Sie haben 
bis zum bitteren Ende weiterge-
macht. Ich wünsche ihnen, dass 
sie alle noch einen tollen Job be-
kommen.

Das Gespräch führte Hans-Georg 
Orthlauf-Blooß; redaktionelle  
Bearbeitung: Dr. Eileen Hirsch 
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Arbeitnehmer/innen- und Betriebsseelsorge im Bistum Mainz

Menschen im Mittelpunkt 
Die Würde der Arbeit 

ist uns heilig! 

Menschen im Mittelpunkt 
Die Würde der Arbeit 

ist uns heilig! 

Als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Betriebsseelsorge sind wir davon
überzeugt, dass die Kirche einen öffentlichen Auftrag besitzt: Sie „soll durch 
Wort und Tat allen Menschen die frohe und befreiende Botschaft von Gottes 
Gegenwart mitten in unserem Leben und in unserer Geschichte bezeugen.“

Deshalb gehört Präsenz in der Gesellschaft – vor allem auch in der Arbeits-
welt als zentralem Ort menschlicher Identität und zentrale Instanz gesell-
schaftlicher Beteiligung – unabdingbar zum „Kerngeschäft“ der Kirche.

„Ein weltloses Heil könnte nur eine heillose Welt zur Folge haben. Der 
Einsatz für Menschenwürde und Menschenrechte, für Gerechtigkeit und 
Solidarität ist für die Kirche konstitutiv und eine Verpflichtung, die aus 
ihrem Glauben an Gottes Solidarität mit den Menschen und aus ihrer 
Sendung, Zeichen und Werkzeug der Einheit und des Friedens in der Welt
zu sein, erwächst.“

Aus: Kirche im Betrieb – Leitlinien für die katholische 
Betriebs- und Arbeitnehmerseelsorge in Deutschland.

Referat Berufs- und 
Arbeitswelt im Bistum Mainz

Postfach 1560
55005 Mainz

Tel. (06131) 253 864 
Fax (06131) 253 866 
betriebsseelsorge@

bistum-mainz.de

Regionalstelle Oberhessen
Karlstraße 35, 
61231 Bad Nauheim
Tel. (06032) 931329, 
Fax (06032) 931312
bss.oberhessen@bistum-mainz.de

Regionalstelle Südhessen
Weisenauer Straße 31, 
65428 Rüsselsheim
Tel. (06142) 64104, 
Fax: (06142) 63733
betriebsseelsorge.suedhessen@bistum-mainz.de

Regionalstelle Rheinhessen
Weihergartenstraße 22, 
55116 Mainz
Tel. (06131) 253 864, 
Fax (06131) 253 866 
bss.mainz@bistum-mainz.de


